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32. Sitzung 

Bonn, den 10. April 1981 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung gebe ich folgen-
des bekannt. Nach Nr. 8 der Richtlinien für die Fra-
gestunde müssen die für die mündliche Beantwor-
tung bestimmten Fragen bis spätestens Freitag, 
11.00 Uhr, vor einer Sitzungswoche eingereicht wer-
den. Der Freitag vor der nächsten Sitzungswoche ist 
jedoch ein gesetzlicher Feiertag: 1. Mai. Im inter-
fraktionellen Einvernehmen wird deshalb empfoh-
len, den Annahmeschlußtermin für die Fragen zu 
den Fragestunden der Sitzungswoche vom 4. Mai 
1981 auf Donnerstag, den 30. April 1981, 11.00 Uhr 
vorzuverlegen. — Das Haus ist damit einverstanden. 
Es wird so verfahren. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: 

Fragestunde 
— Drucksache 9/305 — 

Zuerst kommen wir zu den Fragen aus dem Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten. Zur Beantwortung der 
Fragen steht uns Herr Parlamentarischer Staatsse-
kretär Gallus zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 52 des Abgeordneten Kirschner 
auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen („Reuter"-Mel-
dung vom 16. März 1981 im „Schwarzwälder Boten") des rapide gestiege-
nen Exports von Pestiziden zur Schädlingsbekämpfung aus den USA, 
wo die Anwendung solcher chemischer Mittel wie beispielsweise DDT 
und DBCP verboten ist, in Entwicklungsländern auf die Umwelt und da-
mit auf die Nahrungsmittelimporte? 

Bitte sehr. 

Gallus, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: Herr 
Kollege, die Entwicklungsländer benötigen in stei-
gendem Maße importierte Pflanzenbehandlungs- 

 

und Hygienemittel zur Sicherung ihrer Nahrungs-
mittelproduktion und ihres Gesundheitsschutzes. 
Sie müssen dabei in eigener Zuständigkeit Nutzen 
und Risiko der Anwendung abwägen, z. B. bei Erfor-
dernissen des Gesundheits- und des Umweltschut-
zes. 
Das in der Frage angesprochene Beispiel „DDT" 

zeigt, wie unterschiedlich im Einzelfall die Beurtei-
lung erfolgt. Während in der Bundesrepublik 
Deutschland Produktion und Anwendung verboten 
sind, zwingt die erneute Ausbreitung der Malaria die 

Entwicklungsländer zur zunehmenden Anwendung 
von DDT, so daß z. B. Indien zur Zeit eine eigene Pro-
duktion aufbaut. 

Die Gefahr eines „Rückflusses" hierzulande als 
bedenklich eingestufter Stoffe in Importprodukten 
besteht allerdings kaum. Importierte Lebens- und 
Futtermittel müssen den strengen hiesigen lebens- 
und futtermittelrechtlichen Bestimmungen, z. B. der 
Höchstmengenverordnung Pflanzenbehandlungs-
mittel, entsprechen. Somit wird auch einer unsach-
gemäßen Anwendung von Pflanzenbehandlungsmit-
teln vorgebeugt. 

Die Verbesserung des Pflanzenschutzes — auch 
unter Anwendung der erforderlichen Pflanzenbe-
handlungsmittel — ist ein wichtiges entwicklungs-
politisches Ziel, das nur durch verstärkte Schulung 
und Beratung zu erreichen ist. Die Bundesrepublik 
Deutschland arbeitet unter hohem finanziellem Ein-
satz hierbei mit Entwicklungsländern und interna-
tionalen Organisationen zusammen, um uner-
wünschte Auswirkungen der Mittelanwendung so 
gering wie möglich zu halten. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, kann man 
davon ausgehen, daß die Bundesregierung alles tut, 
um den Entwicklungsländern zu helfen, von einer 
Produktionsmethode wegzukommen, die den Ein-
satz der von mir genannten Mittel unbedingt not-
wendig macht, so daß es überhaupt nicht mehr nötig 
ist, nicht abbaubare Schadstoffe einzusetzen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir tun 
alles, um den Entwicklungsländern dies zu vermit-
teln. Aber Sie haben meiner Antwort entnehmen 
können, daß bei DDT, das bei uns verboten ist, eine 
völlig andere Beurteilung als Maßstab angelegt 
wird, weil auf dem Weltmarkt zur Zeit eben kein an-
deres Mittel zur Bekämpfung der Malaria bzw. der 
sie übertragenden Fliegen vorhanden ist. 

Präsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr Ab-
geordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sollte 
nicht bei Pflanzenschutzmittel, bei denen eine 
Höchstmenge vorgeschrieben ist bzw. deren Anwen- 



1642 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 32. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. April 1981 

Eigen 
dung in Deutschland verboten ist, eigentlich auch 
der Import verboten sein? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
theoretisch richtig. Nur ist Tatsache, daß früher 
auch DDT, Quintozen und ähnliche Pflanzenschutz-
mittel, die heute bei uns verboten sind, in Deutsch-
land angewendet werden durften. Tatsache ist, daß 
diese Mittel einen hohen Halbzeitwert haben und 
immer noch im Boden vorhanden sind. Nach wie vor 
werden auch in der deutschen Pflanzenproduktion, 
z. B. beim Gemüsebau und in ähnlichen Produk-
tionszweigen, solche Rückstandsmengen durch die 
Pflanzen aufgenommen. Wenn man in der Höchst-
mengenverordnung für diese bei uns verbotenen 
Pflanzenschutzmittel keine Höchstgrenzen festge-
legt hätte, dürfte auch bei geringsten Rückständen 
der in Deutschland verbotenen Pflanzenschutzmit-
tel überhaupt kein Produkt mehr auf den Markt 
kommen. Andererseits darf ich sagen, daß die 
Höchstmengen so niedrig festgesetzt sind, daß für 
die menschliche Ernährung nichts zu befürchten 
ist. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kunz (Weiden). 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, bedeutet nicht diese Ihre Aussage einerseits 
eine Verschiebung der Konkurrenzfähigkeit der 
deutschen Landwirtschaft, wenn für die importier-
ten Lebensmittel und Futtermittel andere Grenzen 
gelten, und andererseits für die Verbraucher trotz-
dem eine Gefährdung der Gesundheit, also eine Ge-
fährdung der menschlichen Existenz? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Nein, denn alles, was 
an Lebensmitteln in die Bundesrepublik importiert 
wird, muß im Rahmen der Mengen der Höchstmen-
genverordnungen bleiben. Wir sind laufend dabei, 
mit unseren europäischen Partnern dafür zu sorgen, 
daß die in Deutschland verbotenen Pflanzenschutz-
mittel auch außerhalb unseres Landes verboten, zu-
mindest aber in ihrer Verwendung sehr stark einge-
schränkt werden. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Ich rufe die Frage 53 des Herrn Abgeordneten 

Kirschner auf: 
Trifft es zu, was in der „Verbraucherpolitischen Korrespondenz" der 

AGV vom 23. März 1981 unter der Überschrift „Milliarden-Bluff am 
Milchmarkt" stand, daß die EG-Kommission nach Maßgabe der Land-
wirtschaftsminister im vergangenen Jahr rd. 5 bis 6 Milliarden DM, da-
von etwa 1,5 bis 2 Milliarden DM zu Lasten des deutschen Steuerzahlers, 
ausgegeben hat, um 700 000 Tonnen Milchpulver, 550 000 Tonnen Butter 
und fast 300 000 Tonnen Käse in Drittländer zu exportieren sowie wei-
tere 1,2 Millionen Tonnen Milchpulver zu verfüttern, und wenn ja, was 
gedenkt die Bundesregierung zu tun, damit in Zukunft solche Maßnah-
men nicht mehr durchgeführt werden und damit Milliarden DM von 
Steuergeldern sinnvoller verwendet werden können? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, endgül-
tige Angaben der EG-Kommission über die Ausfuh-
ren an Milcherzeugnissen aus der Gemeinschaft für 
das Jahr 1980 liegen noch nicht vor. Die von der AGV 
veröffentlichten Zahlen dürften den tatsächlichen 
Größenordnungen aber nahekommen. 

Ziel der Bundesregierung ist es nach wie vor, das 
Gleichgewicht auf den Agrarmärkten, insbesondere 
bei Milch, wiederherzustellen, und dies mit der vor-

rangigen Zielsetzung, die Agrarausgaben der Ge-
meinschaft in Grenzen zu halten. 

Der EG-Agrarministerrat hat in der vergangenen 
Woche im Rahmen der Preisbeschlüsse — nicht zu-
letzt auf deutsches Drängen — festgelegt, daß es er-
forderlich ist, ein Anwachsen der Überschußpro-
duktion bei Milch zu vermeiden und zu gewährlei-
sten, daß der Ansatz des EG-Haushalts 1981 für den 
Milchsektor nicht überschritten wird. 

Der Rat stimmte überein, daß er erforderlichen-
falls Maßnahmen ergreifen wird, um das Gleichge-
wicht auf dem Milchmarkt in den Grenzen des 
Haushalts zu sichern. Als solche Maßnahmen kom-
men nach Auffassung des Rates z. B. in Betracht 
eine Abgabe auf gestiegene Produktion, teilweise 
Aussetzung der Intervention, Änderung des Inter-
ventionspreises, erhöhte Mitverantwortungsabgabe 
oder andere Mittel. 

Auf Maßnahmen zur Förderung der Ausfuhren 
von Milcherzeugnissen aus der Gemeinschaft kann 
beim gegenwärtigen Stand der EG- und internatio-
nalen Marktentwicklung nicht verzichtet werden, 
weil die vom Rat beschlossenen Maßnahmen auf 
eine allmähliche Anpassung von Produktion und 
Verbrauch ausgerichtet sind. Eingriffe mit abrupter 
Wirkung würden zu Marktzusammenbrüchen mit 
volkswirtschaftlich inakzeptablen Folgen führen; sie 
wären im übrigen zwischen den Mitgliedstaaten 
nicht konsensfähig. Ein behutsames Vorgehen er-
scheint auch deshalb geboten, weil sich auf dem 
Markt für Milcherzeugnisse eine positive Entwick-
lung der Absatzmöglichkeiten abzeichnet. 

Abgesehen davon stellen Ausfuhren von Milcher-
zeugnissen in Drittländer für mehrere EG-Mitglied-
staaten mit bedeutender Milchproduktion — vor al-
lem Frankreich, Irland, Niederlande und Dänemark 
— einen traditionellen Teil ihres Außenhandels dar, 
auf den diese Länder aus zahlungsbilanzpolitischen 
Gründen nicht verzichten können und wollen. Der 
Export ist darüber hinaus die am wenigsten kosten-
aufwendige Form der Verwertung von auf dem EG-
Binnenmarkt nicht absetzbaren Mengen an Milch-
erzeugnissen. 

Die Überschüsse bei Milch sind aber auch im Zu-
sammenhang mit der auf Grund von GATT-Bindun-
gen von Abgaben weitgehend freien Einfuhr be-
trächtlicher Mengen Substitute aus Drittländern zu 
sehen. Hier muß in der Europäischen Gemeinschaft 
eine Interessenabwägung erfolgen vor der Frage: 
„Was darf der EG-Agrarmarkt kosten?" 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — Bitte. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, ist nach Ih-
rer sehr langen Antwort davon auszugehen, daß in 
der Bundesrepublik keine Überproduktion an Milch 
— gemessen an dem, was man an Bedarf zu erwar-
ten hat — stattfindet, daß dies also nur in anderen 
Ländern passiert? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie kön-
nen nicht davon ausgehen, daß wir in der Bundesre-
publik Deutschland keine Überschußproduktion an 
Milch haben, aber die von mir genannten Länder ha- 
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Parl. Staatssekretär Gallus 
ben eine wesentlich stärkere Überproduktion als die 
Bundesrepublik Deutschland. 

Präsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, bitte. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, kann man 
davon ausgehen, daß die Bundesregierung alles tun 
wird, um letzten Endes eine bedarfsgerechte Pro-
duktion innerhalb der europäischen Agrargemein-
schaft anzustreben, daß sie also dafür sorgen wird, 
daß nicht am Bedarf vorbei produziert wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, davon 
können Sie ausgehen. Nur müssen wir beachten, daß 
der Konsens in der Gemeinschaft erhalten bleibt, 
und die Auffassungen in bezug auf Überschußpro-
duktion sind in den einzelnen Ländern unterschied-
lich. Die Bundesrepublik Deutschland ist der Staat, 
der am stärksten danach strebt, ausgeglichene 
Märkte in der EG zu haben. Andere Staaten sind 
entgegengesetzter Auffassung. wie Sie auch meiner 
Antwort entnehmen konnten; sie sehen nämlich in 
der Agrarproduktion für den Export eine wichtige 
volkswirtschaftliche Maßnahme, um ihre Handels-
bilanz auszugleichen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Sauter (Epfendorf). 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, könnten Sie dem Hohen Hause mitteilen, wie 
hoch derzeit die Vorräte an Magermilchpulver und 
an Butter in der Europäischen Gemeinschaft sind 
und ob dann, wenn nicht eine entsprechende Vor-
ratspolitik betrieben würde, Hilfe für die Dritte Welt 
und vor allen Dingen für die notleidende Bevölke-
rung in Polen nicht möglich wäre? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Tatsa-
che ist, daß wir zur Zeit sehr niedrige Bestände bei 
Butter und Magermilchpulver haben. Es ist auch 
Tatsache, daß diese Bestände laufend dadurch ver-
mindert werden, daß wir allein von der Bundesrepu-
blik Deutschland bis Ostern 20 000 Tonnen Butter in 
die Volksrepublik Polen geliefert haben werden. Tat-
sache ist aber auch, daß im letzten Jahr gewaltige 
Mengen — die Zahlen sind ja hier angeklungen — 
an  Milchprodukten exportiert worden sind, die na-
türlich entsprechende Ausgleichszahlungen erfor-
dert haben, in bezug auf die Menge allerdings bei 
weitem nicht so hoch wie früher, weil der Welt-
marktpreis für Milchprodukte rundherum gestiegen 
ist. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie dem Hohen Hause bestätigen, daß der Export 
von Milchprodukten Hunderttausende von Kindern 
vor dem Verhungern bewahrt hat, so daß es eigent-
lich niemanden mit sozialem Gewissen geben dürfte, 
der gegen eine Agrarproduktion ist? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen bestätigen, daß natürlich insbesondere 
dadurch, daß die EG 150 000 Tonnen Magermilchpul-

ver an Entwicklungsländer verschenkt, viel Gutes 
erreicht wird. Aber diese Tatsache allein rechtfertigt 
natürlich keine Überschußproduktion an Milch in 
Europa, die weit darüber hinausgeht. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD): Herr Staatssekretär, sind Sie be-
reit, noch einmal klarzustellen, daß die nun erwähn-
ten geringen Mengen, die eingelagert sind, wesent-
lich damit zu tun haben, daß so stark exportiert wur-
de, und daß die Ursache nicht darin liegt, daß weni-
ger produziert wurde? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich be-
stätige gern, daß die Realität die ist, daß kaum in ei-
nem Jahr so viel Milchprodukte aus der EG an Dritt-
länder exportiert worden sind wie im vergangenen 
Jahr. Ich muß allerdings der Realität entsprechend 
hinzufügen, daß der Export an Milchprodukten in 
die OPEC-Länder sich gerade im letzten Jahr sehr 
positiv entwickelt hat. Es hat den Anschein, als ob in 
Zukunft auf eine ganz natürliche Weise noch mehr 
Milchprodukte abgesetzt werden könnten, nachdem 
sich jetzt in diesen Ländern die entsprechenden Ver-
zehrsgewohnheiten entwickelt haben, seit dort das 
entsprechende Geld vorhanden ist. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 54 des Herrn Abgeordneten 
Sauter (Epfendorf) auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Verlauf dieser Legislaturpe-
riode der Landwirtschaft weitere Belastungen durch Beitragserhöhun-
gen oder Zuschußkürzungen im Bereich des agrarsozialen Sicherungs-
systems aufzuerlegen, gegebenenfalls welche und in welcher Höhe? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
würde gern die beiden Fragen gemeinsam beant-
worten, wenn der Herr Fragesteller damit einver-
standen ist. 

Präsident Stücklen: Einverstanden. 

Ich rufe auch die Frage 55 des Herrn Abgeordne-
ten Sauter (Epfendorf) auf: 

Wie hoch ist der Eigenanteil der Landwirtschaft am agrarsozialen Si-
cherungssystem in der Bundesrepublik Deutschland im Vergleich zu an-
deren Partnerländern in der EG? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Bei-
tragserhöhungen im Rahmen der sozialen Siche-
rung resultieren in allen Zweigen der gesetzlichen 
Sozialversicherung aus einer Erweiterung des Lei-
stungsumfanges oder allgemeinen Kostensteigerun-
gen. Dies gilt auch für die agrarsoziale Sicherung. 
Mit Einführung des Zweiten Agrarsozialen Ergän-
zungsgesetzes im Juli letzten Jahres wurde die we-
sentliche im agrarsozialen Sicherungssystem noch 
bestehende Lücke geschlossen. 

Ziel der Bundesregierung ist es, die Belastung der 
Landwirte mit Beiträgen im Rahmen des agrarso-
zialen Sicherungssystems stärker nach der Lei-
stungsfähigkeit der Betriebe auszurichten. Mein 
Haus hat Vorschläge zur Entlastung einkommens-
schwächerer Betriebe unterbreitet. 

Bundesminister Ertl hat in seiner Einbringungs-
rede zum Agrarbericht 1981 an die Verbände, die po- 
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litischen Parteien und den Berufsstand appelliert, 
gemeinsam eine konstruktive Lösung zu finden. 

Die sozialen Sicherungssysteme in den Mitglied-
staaten der Europäischen Gemeinschaft sind im 
Hinblick auf den Leistungskatalog, den versicherten 
Personenkreis sowie die Art der Finanzierung sehr 
unterschiedlich gestaltet. Ein direkter Vergleich ist 
nur für die Mitgliedstaaten möglich, die über ein 
spezifisches agrarsoziales Sicherungssystem verfü-
gen; im wesentlichen sind dies Italien, Frankreich 
und die Bundesrepublik Deutschland. Nach einer 
vergleichenden Studie, die 1980 in der Schriften-
reihe meines Hauses, „LAW", Heft 238, veröffent-
licht wurde, trugen 1977 die Landwirte in Italien 
12 v. H., in Frankreich 15 v. H. und in der Bundesre-
publik Deutschland etwa 45 v. H. der Ausgaben ihrer 
sozialen Sicherung selbst. 

Daten der EG-Kommission ist zu entnehmen, daß 
in Ländern ohne sektorspezifisches System dieser 
Anteil wesentlich höher liegt und z. B. in den Nieder-
landen 90 % erreicht. Hinsichtlich ihrer Beitragsbe-
lastung zur sozialen Sicherung nehmen die Land-
wirte der Bundesrepublik Deutschland also eine 
mittlere Position ein. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, nachdem Ihre Antwort allgemein ausgefallen ist, 
darf ich etwas konkreter nachfragen: Ist vorgese-
hen, im Verlauf dieser Legislaturperiode die Bei-
träge der Bundesregierung für die Unfallversiche-
rung einzufrieren, und ist weiter vorgesehen, die Zu-
schüsse der Bundesregierung zur landwirtschaftli-
chen Alterskasse einzufrieren bzw. zu reduzieren, 
und kommen hier zusätzliche Belastungen auf die 
Landwirte zu und gegebenenfalls in welcher 
Höhe? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zu-
nächst einmal zum ersten Teil Ihrer Frage, ob die 
Beiträge zur Berufsgenossenschaft eingefroren wer-
den sollen: Das ist nicht die Absicht der Bundesre-
gierung. Die Bundesregierung hat keine gesetzliche 
Verpflichtung in bezug auf den Zuschußbedarf der 
landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften. Die 
400 Millionen DM, die im Haushalt ausgebracht 
sind, auch für das laufende Haushaltsjahr, sind eine 
freiwillige Leistung. Nachdem ich weiß, daß die Ko-
sten im Gesundheitsbereich insbesondere durch Be-
triebsunfälle steigen, ist die Realität so, daß die Bei-
träge der Landwirte steigen werden. 

Die zweite Frage kann ich nur dahin gehend be-
antworten, daß die Beiträge zur Alterskasse von 
Jahr zu Jahr neu festgelegt werden und jedes Jahr 
etwas angehoben werden müssen. 

In Ihrer Frage steckte vielleicht auch noch ein Be-
zug auf die jetzt erst vom Kabinett verabschiedete 
Gesetzesvorlage eines Rentenanpassungsgesetzes 
1982. Darüber, ob hieraus weitere Belastungen auf 
die Landwirtschaft zukommen, gebe ich Ihnen, 
wenn Sie das wollen, auch sehr gerne Bescheid. 

Präsident Stücklen: Darf ich eine Bemerkung ma-
chen. Wir haben die letzte Fragestunde vor der 

Osterpause. Wir haben 20 Fragen, die zu behandeln 
sind. Wir haben bei den ersten Fragen jetzt bereits 
17 Minuten verbraucht. Ich bitte beide Seiten des 
Hauses, sich doch so kurz zu fassen, daß auch die an-
deren Kollegen heute noch mit ihren Fragen zum 
Zuge kommen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Eine Zusatzfrage, bitte. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Ich werde mich 
bemühen, Herr Präsident. 

Herr Staatssekretär, ich möchte jetzt noch einmal 
konkret wissen, wie hoch die zusätzlichen Belastun-
gen für die Landwirtschaft sind, die über die Bei-
träge zur Altershilfe im Verlauf der nächsten vier 
Jahre auf sie zukommen. Dazu haben Sie keine Ant-
wort gegeben. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das 
kann ich auch nicht sagen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, bitte. 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Zur zweiten Fra-
ge, die ich gestellt habe, möchte ich Sie fragen, ob Sie 
mit mir der Auffassung sind, daß in der Bundesrepu-
blik Deutschland und teilweise auch in diesem 
Hause falsche Vorstellungen bestehen über den An-
teil, den die Landwirtschaft im agrarsozialen Siche-
rungssystem zu leisten hat, und teilen Sie nicht 
meine Auffassung, daß von Ihrem Hause aus etwas 
mehr getan werden müßte, um hier eine objektive 
Aufklärung der Bevölkerung draußen im Lande und 
gelegentlich auch in diesem Hause vorzunehmen? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wir sind 
jederzeit bereit, Rede und Antwort zu stehen, wenn 
entsprechende Fragen gestellt werden. Ich habe das 
heute getan, und ich nehme an, daß diese Zahl von 
45 % deutlich macht, daß wir, was den Kostenanteil 
der Landwirte betrifft, im mittleren Bereich in Eu-
ropa liegen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, kann ich 
davon ausgehen, daß außer dem, was Sie eben ge-
sagt haben, keine weiteren Belastungen seitens des 
Bundes auf die Landwirtschaft zukommen wer-
den? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Sie können nicht da-
von ausgehen, weil wir in den nächsten Jahren da-
mit rechnen müssen, daß z. B. die Beiträge für die Al-
terskasse steigen und sich auch im Bereich der Be-
rufsgenossenschaften höhere Kosten entwickeln. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
hier einmal erklären, wie das Beitrags-Rente-Ver-
hältnis für Mitglieder in der gesetzlichen Altershilfe 
für Landwirte im Vergleich zu dem für Mitglieder 
der gesetzlichen Rentenversicherung — beispiels- 
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weise im Vergleich zu dem eines dort selbständig 
Versicherten — ist? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, es ist 
sehr wohl so, daß in bezug auf die Altersversorgung 
der Landwirte der Staat bei den Beiträgen einen An-
teil von rund 87 % der Dauergeldleistungen der Al-
tershilfe zu tragen hat. Ich kenne allerdings nicht 
die Prozentsätze im übrigen Bereich der Altersver-
sorgung im Rahmen der Rentenversicherung. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Kirschner (SPD): Herr Staatssekretär, es ist immer 
von der Belastung der Landwirte durch das agrarso-
ziale System die Rede. Können Sie eigentlich bestä-
tigen, daß man davon ausgehen kann, daß auf Grund 
der Gesetzgebung der letzten zehn Jahre das Ver-
hältnis von Belastung zur Rente wesentlich günsti-
ger geworden ist, als dies früher der Fall war, insbe-
sondere auch deshalb, weil man davon ausgehen 
kann, daß die Neben- und Zuerwerbslandwirte in der 
Regel anderweitig schon eine Altersversorgung ha-
ben, und daß es gerade auf Grund dessen, was Sie 
vorher gesagt haben, wohl keine günstigere gesetzli-
che Altersversorgung als die Altershilfe für Land-
wirte gibt, und daß insbesondere dann j a wohl nicht 
von Belastungen gesprochen werden kann, wenn 
man das Einkommen der oberen Hälfte der Voller-
werbsbetriebe kennt? 

Präsident Stücklen: Verehrter Herr Abgeordneter 
Kirschner, ich bitte Sie: Die Zusatzfragen können 
doch nicht ein ganzes Programm beinhalten, auf das 
die Bundesregierung natürlich wiederum sehr um-
fassend eingehen müßte. Diese Frage werden Sie, 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär, jetzt hof-
fentlich nicht mündlich beantworten, sondern die 
Antwort vielmehr schriftlich nachreichen. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, ich 
will versuchen, es so kurz wie möglich zu machen. 

Präsident Stücklen: Bitte sehr. 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich be-
stätige Ihnen gerne: Die Weiterentwicklung der 
agrarsozialen Sicherung war ein Segen für die Land-
wirtschaft insgesamt. Zum zweiten ist es so, daß Sie 
sich die Antwort zum Teil selbst gegeben haben. Das 
Problem der Belastung liegt in der Differenziertheit 
der Einkommen der Vollerwerbsbetriebe begründet. 
Wir müssen in den nächsten Jahren eine Lösung an-
streben, durch die der untere Bereich der Voller-
werbsbetriebe in bezug auf die sozialpolitischen Lei-
stungen entlastet wird, während im oberen Bereich 
eine stärkere Belastung Platz greifen kann. 

Präsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, würden 
Sie bestätigen, daß der hohe Anteil der Staatsausga-
ben für die Alterssicherung der Landwirte vor allen 
Dingen daraus resultiert, daß die Landwirte einem 
außerordentlich starken Strukturaderlaß unterzo-
gen wurden und daher alte Lasten von den jetzt  

noch praktizierenden Landwirten nicht voll getra-
gen werden könnten? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Auch das ist ein Teil 
der Gesamtwahrheit. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 56 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Kunz (Weiden) auf: 

Wie wird die Bundesregierung der Empfehlung der Wissenschaftler 
des Prognos-Instituts (Entwicklungschancen ländlicher Räume) ent-
sprechen, daß alle Bundesministerien eine problemorientierte Politik 
zugunsten der schwach strukturierten ländlichen Räume betreiben und 
dabei auf die spezifischen Schwächen und Stärken der sehr unter-
schiedlichen ländlichen Räume eingehen sollten? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kunz, 
die Wissenschaftler des Prognos-Instituts haben auf 
die zur Zeit absehbaren Probleme aller Raumkate-
gorien unseres Landes in Szenarien hingewiesen. 
Das Verdienst liegt darin, daß sie dabei die besonde-
ren Probleme der schwach strukturierten ländli-
chen Räume aufzeigen. Es besteht danach die Ge-
fahr, daß in den dünnbesiedelten ländlichen Gebie-
ten auf Grund der sich abzeichnenden Entwicklun-
gen Bevölkerungsuntergrenzen für bestimmte In-
frastruktureinrichtungen unterschritten werden, 
die zu einer Verschlechterung der Lebenssituation 
der dort ansässigen Bevölkerung führen können. 

Die Bundesregierung wird die in der Studie aufge-
zeigte Entwicklung im Rahmen ihrer laufenden 
Raumbeobachtungen verfolgen und ihr Konzept 
umfassend im derzeit fortzuschreibenden Bundes-
raumordnungsprogramm darlegen. Dabei wird sie 
ihr Augenmerk nicht nur auf die Situation in den 
schwach strukturierten ländlichen Räumen lenken, 
sondern im Interesse einer ausgewogenen Raum-
entwicklung auf alle Räume. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, gibt es eine für alle Bundesministerien gültige 
und verbindliche problemorientierte, ich meine hier: 
regional spezifische Strategie zugunsten der 
schwach strukturierten Räume, insbesondere derer, 
die in diesem Gutachten in die dritte Kategorie ein-
gestuft wurden, nämlich der ländlichen Räume ohne 
eigentliches Zentrum, wie das z. B. insbesondere für 
den Landkreis Tirschenreuth gilt, der durch eine 
außerordentliche Abwanderungs- und Entleerungs-
quote auffällt? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, dies ist 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe nicht nur 
eine Aufgabe des Bundes, sondern eine gemeinsame 
Aufgabe von Bund und Ländern. In diesem Zusam-
menhang muß auf die derzeitige Situation der 
Mischfinanzierung, Gemeinschaftsaufgaben usw. 
gesehen werden, die nach dem Willen praktisch aller 
Bundesländer abgebaut werden sollen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Kunz (Weiden) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, was hat die Bundesregierung bisher schon ge-
tan, um gemeinsam mit den Ländern das zu tun, was 
in dem Gutachten angesprochen wird, nämlich im 
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Grunde genommen Leitbilder für eine neue Agrar-
strukturpolitik für die ländlichen Räume zu entwik-
keln? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Frage muß, ich sage es noch einmal, unter dem Vor-
behalt gesehen werden, ob die Gemeinschaftsauf-
gabe so, wie sie bisher durchgeführt worden ist, auch 
in der Zukunft bestehen bleibt oder ob nicht wesent-
liche Aufgaben in bezug auf die Landwirtschaft in 
strukturschwachen Räumen voll auf die Bundeslän-
der übergehen werden. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bitte 
Herr Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, haben Sie 
das Problem erkannt, daß durch die Kürzung der Ge-
meinschaftsaufgabe um 20 % und die damit erfolgte 
Zurücknahme der Neuinvestitionen um etwa 60 
die Gesamtwirtschaft in den ländlichen Räumen 
empfindlich getroffen werden kann? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Tatsa-
che ist, daß die 20%ige Kürzung erhebliche Ein-
schnitte bei den Investitionen verursacht. Die Frage 
ist nur, ob dies bei den allgemeinen Investitionen für 
den ländlichen Raum oder im einzelbetrieblichen 
Förderungsprogramm geschieht. Soweit es sich um 
das einzelbetriebliche Förderungsprogramm han-
delt, so daß nicht mehr in so hohem Ausmaß Kuh-
und Schweineställe gebaut werden, kann ich das nur 
begrüßen, weil wir sowieso genügend Produktions-
kapazitäten in der Bundesrepublik Deutschland und 
übrigens auch in Europa haben. Eine andere Frage 
ist allerdings, inwieweit die allgemeine Förderung 
darunter leidet. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Sauter (Epfendorf). 

Sauter (Epfendorf) (CDU/CSU): Herr Staatssekre-
tär, teilen Sie meine Auffassung, daß das Bekenntnis 
der Bundesregierung zu den ländlichen Regionen 
und zur Stärkung dieser Regionen reiner Verbalis-
mus ist angesichts der Tatsache, daß durch die im 
Augenblick stattfindende Gesetzgebung eine zusätz-
liche schwere Belastung für die ländlichen Räume 
entsteht und das Leben in den ländlichen Räumen 
immer teurer und dadurch die Sogwirkung der Bal-
lungsräume immer größer wird? 

Gallus, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, zu-
nächst einmal kann ich feststellen, daß die ländli-
chen Räume in der Bundesrepublik Deutschland im 
Verhältnis zu den übrigen ländlichen Räumen Euro-
pas hervorragend dastehen. Daß durch die Be-
schlüsse dieses Hohen Hauses Probleme in bezug 
auf weitere Belastungen auftauchen können, ver-
folgt die Bundesregierung sehr aufmerksam. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundeskanz-
lers und des Bundeskanzleramtes auf. Die Fragen 87 
und 88 des Herrn Abgeordneten Hansen werden 
vom Fragesteller zurückgezogen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht uns Herr Staatsminister Dr. von Doh-
nanyi zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 89 des Herrn Abgeordneten Dr. Pin-
ger auf. — Abgeordneter Dr. Pinger ist nicht im Saal. 
Es wird, wie nach den Richtlinien für die Durchfüh-
rung der Fragestunde vorgesehen, verfahren. Das 
gleiche gilt für Frage 90 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Pinger. 

Ich rufe Frage 91 des Herrn Abgeordneten Thü-
sing auf: 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus den zuletzt im 
„Guardian" vom 19. Februar 1981 gemeldeten Außerungen aus brasi-
lianischen Generalstabs- und Geheimdienstkreisen über Atombomben-
pläne Argentiniens hinsichtlich des jüngsten Atomvertrags zwischen 
der Siemens-Kraftwerk-Union (KWU) und Argentinien? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, die in Argentinien befindlichen 
Kernenergieanlagen werden von der IAEO kontrol-
liert. Zweck dieser Kontrolle ist, sicherzustellen, daß 
das Kernmaterial weder zur Herstellung von Kern-
waffen oder anderen militärischen Zwecken noch 
zur Herstellung sonstiger Kernsprengkörper ver-
wendet wird. 

Argentinien hat sich gegenüber der Bundesrepu-
blik verpflichtet, Kernenergie ausschließlich für 
friedliche Zwecke zu verwenden. Diese uns gegen-
über übernommene Verpflichtung ist übergreifen-
der Art, d. h., sie bezieht sich nicht nur auf die 
deutsch-argentinische Zusammenarbeit im Bereich 
der friedlichen Nutzung der Kernenergie und Nicht-
verbreitung. 

Der Bundesregierung ist von der IAEO bisher 
keine Mitteilung zugegangen, die darauf schließen 
lassen könnte, daß Kernmaterial in Argentinien ab-
gezweigt wird. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, wie erklärt 
sich die Bundesregierung den Umstand, daß der Zu-
schlag für den argentinischen Bauauftrag für einen 
Natururanreaktor an die KWU gegangen ist, obwohl 
der Preis um einige hundert Millionen über dem der 
kanadischen Konkurrenz gelegen hat, und anderer-
seits die Erfahrungen mit dem Bau solcher Anlagen 
in Kanada mindestens ebenso groß sind?  

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Es spricht für die 
Qualität des deutschen Angebots, Herr Kollege. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Thüsing (SPD): Herr Staatsminister, welche 
Schlüsse zieht die Bundesregierung angesichts der 
bisher installierten Atomanlagen in Argentinien aus 
der erklärten Absicht der argentinischen Militärre-
gierung, sich die Option der Herstellung nuklearer 
Sprengkörper zu sichern? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, ich 
kann nur auf das zurückkommen, was ich zu Beginn 
gesagt habe. Es gibt einmal eine eindeutige Ver-
pflichtung uns gegenüber, es gibt andererseits die 
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Kontrolle durch die IAEO, und es gibt drittens kei-
nen Hinweis darauf, daß diese Kontrolle nicht einge-
halten wird. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfragen des 
Herrn Abgeordneten Jansen. 

Jansen (SPD): Herr Staatsminister, stimmt es, daß 
auf die weitergehenden „full scope safeguards", wie 
sie Washington und Ottawa gefordert haben, ver-
zichtet wurde, um den KWU-Reaktor gegenüber 
dem kanadischen Angebot konkurrenzfähiger zu 
machen? Ist die Bundesregierung der Meldung im 
„Guardian" über die Äußerungen der IAEO nachge-
gangen, die die Meinung vertritt, daß der Verzicht 
auf weitergehende Überwachung nicht zu verant-
worten ist? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, 
mir ist von einer auf einen derartigen Vergleich ge-
gründeten Entscheidung nichts bekannt. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Peter. 

Peter (Kassel) (SPD): Herr Staatsminister, für den 
Fall, daß sich die IAEO gegenüber der Bundesregie-
rung äußern würde: Hätte das Auswirkungen auf 
das Exportverfahren bezüglich des Reaktors? 

Dr. von Dohnanyi, Staatsminister: Herr Kollege, in 
diesem Falle würde die Bundesregierung ganz si-
cher auf die vertraglich bestehenden Vereinbarun-
gen zurückkommen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Arbeit und Sozialordnung auf. 

Die Frage 57 soll auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 58 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Lammert auf: 

Welche Kürzungsabsichten im Sozialetat hat die Bundesregierung, 
und zu welchem Zeitpunkt sollen diese Maßnahmen wirksam wer-
den? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär im Bundesmini-
sterium für Arbeit und Sozialordnung: Herr Abge-
ordneter, wie der Bundesminister der Finanzen und 
der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
bereits im Plenum des Deutschen Bundestages und 
an anderer Stelle im Zusammenhang mit haushalts- 

 

und konjunkturpolitischen Erörterungen erklärt 
haben, hat die Bundesregierung nicht die Absicht, 
Sozialleistungen abzubauen. Es wäre nicht nur sozi-
alpolitisch, sondern auch volkswirtschaftlich falsch, 
Einschnitte in unser bewährtes Netz der sozialen Si-
cherung vorzunehmen. Dies würde den sozialen 
Frieden gefährden und zudem in konjukturell labi-
ler Zeit rezessive Tendenzen verstärken. 

Präsident Stücklen: Entschuldigung, ich muß noch 
etwas nachtragen. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Frau Parlamentarische Staatssekretärin 

Fuchs zur Verfügung. Aber sie ist so bekannt, daß 
Sie sofort wußten, mit wem Sie es zu tun haben. 

(Dr. Lammert [CDU/CSU]: Es war in der 
Tat aufgefallen, Herr Präsident!) 

Eine Zusatzfrage, bitte! 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Darf ich aus der Antwort 
schließen, daß die ebenso umfangreiche wie kon-
krete Berichterstattung in der Tages- und Wochen-
presse der vergangenen Woche als gegenstandslos 
und unbegründet bezeichnet werden muß? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich habe nicht die 
gesamte Tagespresse der letzten Woche verfolgt. Sie 
müßten mir bitte genau sagen, welchen konkreten 
Artikel Sie meinen und auf welche speziellen Pro-
bleme dort eingegangen wird. 

Präsident Stücklen: Das gilt noch als zu der ersten 
Zusatzfrage gehörend. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Darf ich eine zweite Zu-
satzfrage stellen? 

Präsident Stücklen: Bitte! 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Wie beurteilen Sie dann 
in diesem Zusammenhang beispielsweise die um-
fangreiche Berichterstattung des „Spiegel" der ver-
gangenen Woche, von der ein Finanzexperte der Ko-
alition gesagt hat, sie sei keineswegs völlig aus der 
Luft gegriffen? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich wiederhole 
meine Antwort, daß die Bundesregierung nicht be-
absichtigt, Sozialleistungen abzubauen. Ich würde 
empfehlen, sich hierbei an die Vorlagen an das Par-
lament zu halten und nicht auf „Spiegel"-Bericht-
erstattungen Bezug zu nehmen. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen? 
— Doch, Herr Abgeordneter Stutzer, bitte! 

Stutzer (CDU/CSU): Frau Staatssekretär, kann ich 
davon ausgehen, daß Ihnen bei Ihrer Antwort die 
Äußerungen des Bundesfinanzministers nicht be-
kannt gewesen sind, oder sind Sie auch der Mei-
nung, daß im Hinblick auf das Arbeitslosengeld 
keine sozialen Leistungen abgebaut werden, wenn 
sich Arbeitslose besser als ganzjährig Beschäftigte 
stehen? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
glaube, Sie verwechseln im Augenblick die Frage, ob 
wir Sozialleistungen abbauen, mit der Frage, ob wir 
ungerechtfertigte Inanspruchnahme von sozialen 
Leistungen verhindern wollen. Ich gebe Ihnen zu: 
Die Bundesregierung hat oft erklärt, daß wir die 
Frage Lohnsteuerjahresausgleich/Arbeitslosengeld 
klären wollen; aber dies ist für mich kein Abbau von 
Sozialleistungen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD): Frau Staatssekretär, ist mit dem, 
was hier unter Abbau und Beschränkung des Wild- 
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wuchses bei den Sozialleistungen zu verstehen ist, 
nicht viel eher beispielsweise der in Konstanz be-
kanntgewordene Fall eines Arztes gemeint, der die 
Solidargemeinschaft in sehr rücksichtsloser Weise 
ausgenützt hat? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung ist der Auffassung, daß Soziallei-
stungen nicht ungerechtfertigt in Anspruch genom-
men werden dürfen, weil dies die Zielsetzung unse-
res sozialen Sicherungssystems in Frage stellt. Wir 
werden auch der von Ihnen aufgeworfenen Frage 
nachgehen. 

Präsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage 59 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Lammert auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung Überlegungen der Bundesanstalt 
für Arbeit, auf eine Verkleinerung des Kreises der Anspruchsberechtig-
ten nach dem Schwerbehindertengesetz hinzuwirken, da nach Auffas-
sung ihres Vizepräsidenten Helmut Minta die Liste der „ursprünglich 
sinnvollen sozialen Wohltaten" inzwischen die Chance der tatsächlich 
Bedürftigen schmälere und „sozusagen eine Behinderteninflation" aus-
gelöst habe? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesanstalt für Arbeit hat dem Bundesarbeitsmi-
nister bisher keine Vorschläge und Überlegungen 
unterbreitet, den anspruchsberechtigten Kreis der 
Schwerbehinderten zu beschränken. Die Ausfüh-
rungen von Herrn Minta stellen eine persönliche 
Meinungsäußerung dar, die die Bundesregierung 
nicht teilt. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, 
darf daraus geschlossen werden, daß Sie im Unter-
schied nicht nur zu Herrn Minta, sondern ja auch ei-
nem großen Teil der kritischen Kommentatoren kei-
nerlei Probleme in der Ausdehnung des Kreises de-
rer sehen, die die Regelung des Schwerbehinderten-
gesetzes für sich in Anspruch nehmen? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
haben ähnliche Fragen an meinen Kollegen Herrn 
Buschfort gestellt, der mehrmals in der Fragestun-
de, zuletzt am 12. Februar 1981, und auch mit Schrei-
ben vom 20. März 1981 an die Mitglieder des Deut-
schen Bundestages auf diese Fragen eingegangen 
ist. Wir haben umfangreiche Papiere zu dieser Frage 
erstellt, aus denen deutlich wird, daß es sich hierbei 
um eine aufgebauschte Problematik handelt. Die 
Bundesregierung teilt daher die Auffassung nicht, 
daß man hier den Personenkreis einschränken soll-
te. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Wie erklärt sich, Frau 
Staatssekretärin, vor diesem Hintergrund die eben-
falls in der vorhin zitierten Beantwortung ähnlicher 
Fragen dokumentierte Absicht der Bundesregie-
rung, trotz der gerade bestrittenen Probleme an eine 
Änderung des Schwerbehindertengesetzes heranzu-
treten? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
wiederhole, daß wir nicht die Absicht haben, im 

Schwerbehindertengesetz eine Einschränkung des 
Personenkreises vorzunehmen. 

Präsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab-
geordneter Kirschner. 

Kirschner (SPD): Frau Staatssekretärin, sind Sie 
nicht mit mir der Auffassung, daß der Begriff „Be-
hinderteninflation" eine Diskriminierung ist und 
daß erst das Schwerbehindertengesetz von 1974 
überhaupt den Behinderten nicht mehr nach Ursa-
che, sondern ausschließlich nach Schwere der Be-
hinderung Leistungen zukommen läßt und daß dies 
vollkommen gerechtfertigt ist? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich stimme Ihrer 
Auffassung zu, Herr Abgeordneter. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 60 des Herrn Abgeordneten 
Stutzer auf: 

Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß die Berechnung des 
Potentials der „Stillen Reserve", zu der nicht alle arbeitsfähigen, derzeit 
nicht erwerbstätigen Einwohner im Alter über 15 Jahren gehören, aus 
analytischen, prognostischen und arbeitsmarktpolitischen Gründen un-
verzichtbar ist, und daß die Größenordnung der „Stillen Reserve" gegen-
wärtig etwa so zu veranschlagen ist, wie dies in den laufenden Veröffent-
lichungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bun-
desanstalt für Arbeit geschieht, nämlich mit rund 600 000 Personen? 

Wenn wir uns ein bißchen disziplinieren, bekom-
men wir die Fragen durch. 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident! 
Ich würde gern die Fragen 60 und 61 gemeinsam be-
antworten. 

Präsident Stücklen: Einverstanden? 

Stutzer (CDU/CSU): Gern. 

Präsident Stücklen: Ich rufe auch die Frage 61 des 
Herrn Abgeordneten Stutzer auf: 

Soll die Arbeitsmarkt- und Berufsforschung in enger Verbindung mit 
der Bevölkerungswissenschaft die theoretische und empirische Erfor-
schung der Bestimmungsgründe des Erwerbsverhaltens, gegebenen-
falls ergänzt durch eine regelmäßige Befragung der entmutigten Er-
werbspersonen, etwa durch den Mikrozensus intensivieren, oder rät die 
Bundesregierung von solchen Versuchen im Hinblick auf die Problema-
tik und den damit verbundenen Aufwand ab? 

Bitte sehr. 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
sogenannte „Stille Reserve" ist Bestandteil eines 
von Wissenschaftlern entwickelten Konzepts zur 
Berechnung eines Erwerbspersonenpotentials. Da-
mit wird der Versuch gemacht, neben den Erwerbs-
tätigen und den Arbeitslosen eine Personengruppe 
mit latenter Arbeitsbereitschaft zu definieren. 

Alle diese Versuche sind anfechtbar, wie ich Ihnen 
schon einmal mitgeteilt habe. Denn auf Grund der 
Vielzahl der auf das Erwerbsverhalten einwirken-
den Faktoren wie Bildungsverhalten, Altersstruk-
tur, Familienstand, Kinderzahl, Arbeitsbedingun-
gen, Lohnhöhe, Familieneinkommen, Stellung der 
Frau in Beruf und Gesellschaft, Änderung gesell-
schaftlicher Wertvorstellungen usw. ist eine präzise 
und unumstrittene Berechnung des Erwerbsper-
sonenpotentials bisher nicht gelungen. 
Die Bundesregierung hält es nicht für sinnvoll, die 

„Stille Reserve" zur Grundlage arbeitsmarktpoliti-
scher Entscheidungen zu machen. Sie kann auch die 
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von Ihnen zitierte Größenordnung für die „Stille Re-
serve" nicht bestätigen. Für die Arbeitsmarktpolitik 
ist die Zahl der registrierten Arbeitslosen maßge-
bend. Es ist davon auszugehen, daß jene Nicht-Er-
werbstätigen, die an einer Arbeitsaufnahme ernst-
haft interessiert sind, sich beim Arbeitsamt mel-
den. 

Zu Ihrer zweiten Frage teile ich Ihnen mit, daß be-
reits die regelmäßigen Erhebungen im Mikrozensus 
zahlreiche Daten liefern, aus denen Rückschlüsse 
auf die Bestimmungsgründe des Erwerbsverhaltens 
gezogen werden können. Sie werden sowohl im Sta-
tistischen Bundesamt als auch von wissenschaftli-
chen Forschungsinstituten in diesem Sinne ausge-
wertet. Für eine aussagekräftige Eingrenzung eines 
eventuell vorhandenen latenten Erwerbspersonen-
potentials müßte darüber hinaus eine ganze Reihe 
weiterer Informationen erhoben werden, was einen 
nicht zu unterschätzenden zusätzlichen Aufwand 
mit sich bringt. 

Da der Mikrozensus überwiegend durch die Län-
der finanziert wird, ist derzeit nicht abzusehen, ob es 
gelingt, den Fragenkatalog entsprechend zu erwei-
tern. Darüber hinaus untersucht das Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt 
für Arbeit alle Problembereiche, deren Erforschung 
für die Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben der 
Bundesanstalt notwendig ist. In diesem Forschungs-
rahmen des Instituts wurden und werden auch Ar-
beiten zum Erwerbsverhalten, insbesondere auf be-
sondere Personengruppen bezogen, durchgeführt. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Stutzer (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, fun-
dieren und stützen ökonometrische Berechnungen 
mit Hilfe von konjunkturellen Arbeitsmarktdaten 
und von Strukturvariablen des Angebots an Arbeits-
kräften die bisherigen IAB-Berechnungen, die Sie 
soeben erwähnt haben, nach der globalen peak-to-
peak-Methode, und sind sie geeignet, die „Stille Re-
serve" zu diaggregieren? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich wiederhole, 
daß ich nicht der Auffassung bin, daß die „Stille Re-
serve" für uns für die Arbeitsmarktpolitik von Be-
deutung ist; denn die Menschen, die in unserem 
Lande arbeiten wollen und deswegen in die arbeits-
marktpolitischen Anstrengungen einbezogen wer-
den müssen, melden sich beim Arbeitsamt. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Stutzer: (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, Sie 
haben meine Frage soeben nicht beantwortet. Ich 
muß unterstellen, daß Sie sich vor Beantwortung 
dieser Fragen mit der Potentialrechnung des von Ih-
nen gerade erwähnten Gutachtens des IAB — ich 
meine das Gutachten von Wolfgang Klauder — ver-
traut gemacht haben. Halten Sie diese Potential-
rechnung für richtig, oder was lehnen Sie an dieser 
Rechnung ab? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Diese Frage kann 
ich Ihnen aus den eingangs genannten Gründen im 
Augenblick nicht beantworten. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, bitte 
sehr, Herr Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, ist die 
„Stille Reserve" nach Ihren Schätzungen gegenwär-
tig relativ zur registrierten Arbeitslosigkeit niedri-
ger oder höher als während der Rezession 1975, und 
von welchen Zahlen gehen Sie bei der Beantwortung 
dieser Fragen aus? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich wiederhole es 
noch einmal, Herr Kollege: Die Frage der „Stillen 
Reserve" ist eine Größenordnung, die Wissenschaft-
ler verwenden, um ein latentes Erwerbspotential zu 
ermitteln. Sie hat nichts mit der Frage zu tun, wie 
viele Menschen über die registrierte Arbeitslosig-
keit hinaus im Augenblick Arbeit suchen. Deswegen 
ist die „Stille Reserve" im Rahmen der Arbeits-
marktpolitik für die jetzt bestehenden Anstrengun-
gen keine Größenordnung. Ich sage noch einmal, 
daß die Frage, wie die „Stille Reserve" zu bewerten 
ist, auch bei Wissenschaftlern sehr umstritten ist. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Stutzer (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, nach-
dem Sie auch meine zweite Zusatzfrage nicht beant-
worten konnten, frage ich Sie: Von welcher Größen-
ordnung der „Stillen Reserve" ist die Bundesregie-
rung für 1981 bei der Berechnung des potentiellen 
Arbeitsvolumens, des Erwerbspersonenpotentials 
sowie des Arbeitszeitpotentials ausgegangen, und 
welche Differenzen würden sich hier ergeben, wenn 
bei diesen für eine vorausschauende Arbeitsmarkt-
politik unverzichtbaren Berechnungen das Potential 
der „Stillen Reserve" nicht berücksichtigt würde? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
wiederhole es noch einmal: Die „Stille Reserve" ist 
eine von Wissenschaftlern ermittelte Größe, die aus-
sagen soll, wieviel Erwerbspotential es gibt, welche 
latente Arbeitsbereitschaft es über die registrierten 
Arbeitslosen hinaus gibt. Die Bundesregierung wird 
diese „Stille Reserve" für ihre arbeitsmarktpoliti-
schen Aktivitäten nicht zugrunde legen können, weil 
sie davon ausgeht, daß sich jeder, der arbeiten will, 
beim Arbeitsamt meldet. Von diesen Personengrup-
pen haben wir auszugehen, wenn wir uns für ar-
beitsmarktpolitische Bemühungen interessieren. 
Die „Stille Reserve" hat darüber hinaus nur für die 
Überlegung Bedeutung, welches Erwerbspersonen

-

potential für die Zukunft in anderem Zusammen-
hang zur Verfügung steht. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jansen. 

Jansen (SPD): Frau Staatssekretärin Fuchs, wür-
den Sie mir darin zustimmen, daß die Aufgabe jetzt 
darin besteht, alles zu tun, um die Arbeitslosigkeit 
abzubauen und nicht über theoretische Fragen einer 
„Stillen Reserve" zu diskutieren? 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Jansen, 
diese Frage steht nicht in unmittelbarem Zusam-
menhang mit den Fragen des Fragestellers. Sie wird 
deshalb nicht zugelassen. 
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Ich rufe die Frage 62 des Herrn Abgeordneten 

Herberholz auf: 
Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß weder alle priva-

ten noch alle öffentlichen Arbeitgeber ihre offenen Stellen dem Arbeits-
amt melden, und erwägt der Bundesarbeitsminister, eine Rechtsverord-
nung nach § 9 des Arbeitsförderungsgesetzes (AFG) zu erlassen, damit 
alle Arbeitgeber ihre offenen Stellen den Arbeitsämtern melden? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich möchte die 
Fragen 62 und 63 gern zusammen beantworten. 

Präsident Stücklen: Bitte schön. Dann rufe ich 
auch die Frage 63 des Herrn Abgeordneten Herber-
holz auf: 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß öffentliche Arbeitge-
ber, unabhängig von einer eventuellen Rechtsverordnung nach § 9 AFG, 
alle offenen Stellen dem Arbeitsamt melden sollten, um so ein „gutes 
Beispiel" zu geben, und ist sie bereit, auf die öffentlichen Arbeitgeber, 
die dem Bund unterstehen, dahin gehend einzuwirken? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hält es zwar für wünschenswert, 
daß den Arbeitsämtern alle offenen Stellen gemel-
det werden. Sie beabsichtigt jedoch nicht, durch 
Rechtsverordnung eine Meldepflicht für offene 
Stellen einzuführen. Der erforderliche Kontrollauf-
wand zur Durchsetzung der Meldepflicht stünde in 
keinem Verhältnis zu dem möglichen Gewinn an 
Übersicht über den Arbeitsmarkt und etwaigen zu-
sätzlichen Vermittlungschancen. Ein Zwang zur 
Meldung offener Stellen und die möglicherweise 
notwendige Bußgeldbewehrung der Meldepflicht 
könnten der guten Zusammenarbeit zwischen Ar-
beitsämtern und Arbeitgebern eher abträglich sein. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß die Arbeitgeber auch 
bei ungünstiger Beschäftigungslage den Arbeitsäm-
tern in erheblichem Umfang offene Stellen gemeldet 
haben. 

Die Bundesregierung hat allerdings ebenso wie 
die Bundesanstalt für Arbeit in der Vergangenheit 
mehrfach an die Arbeitgeber appelliert, alle offenen 
Arbeits- und Ausbildungsplätze zu melden. Diesem 
Ziel dienen auch die regelmäßigen Arbeitsmarkt-
gespräche der Arbeitsämter und ihrer örtlichen 
Selbstverwaltungsorgane mit den am Arbeitsge-
schehen beteiligten Gruppen. Im übrigen teilt sie die 
Auffassung, daß öffentliche Arbeitgeber mit gutem 
Beispiel vorangehen und alle offenen Stellen mel-
den sollten. Die Bundesregierung wird wie in der 
Vergangenheit auf die dem Bund unterstehenden öf-
fentlichen Arbeitgeber entsprechend einwirken. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Herberholz (SPD): Frau Staatssekretärin, trifft das 
zum Beispiel auch auf das Bundesministerium der 
Verteidigung, also auf die Bundeswehr, zu? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Es trifft auch da 
zu. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, wie 
hoch schätzt denn die Bundesregierung den derzeiti-

gen tatsächlichen Arbeitskräftebedarf, unabhängig 
von den bei den Arbeitsämtern gemeldeten Stel-
len? 

Frau Fuchs, Pari. Staatssekretär: Diese Frage kann 
ich auf Anhieb nicht beantworten; das ist sehr 
schwierig. Wir stellen allerdings fest, daß die offenen 
Stellen — um auf die Frage zurückzukommen, die 
hier jetzt von Bedeutung ist — zunehmend auch von 
den Arbeitgebern dem Arbeitsamt gemeldet wer-
den. 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 64 des Herrn Abgeordneten Pe-
ter (Kassel) auf: 

Welchen durchschnittlichen Bearbeitungszeitraum bei den Arbeits-
ämtern nehmen Anträge auf Unterhaltsgeld von Teilnehmern für Um-
schulungsmaßnahmen in Anspruch, die vorher Arbeitslosengeld bezo-
gen haben? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
ich möchte die Fragen 64 und 65 gemeinsam beant-
worten. 

Präsident Stücklen: Bitte sehr. — Ich rufe die Fra-
ge 65 des Herrn Abgeordneten Peter (Kassel) auf: 

Sieht die Bundesregierung im Interesse der Teilnehmer und des Er-
folgs der Umschulungs- und Fortbildungsmaßnahmen Möglichkeiten, 
den Bearbeitungszeitraum zu verkürzen? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, 
über die durchschnittlichen Bearbeitungszeiten der 
Anträge auf Unterhaltsgeld in den von Ihnen ge-
nannten Fällen liegen keine statistischen Erhebun-
gen vor. Die Weisungen des Präsidenten der Bundes-
anstalt für Arbeit stellen jedoch grundsätzlich si-
cher, daß Bezieher von Arbeitslosengeld, die an ei-
ner beruflichen Bildungsmaßnahme teilnehmen 
und deshalb statt des Anspruchs auf Arbeitslosen-
geld Anspruch auf Unterhaltsgeld haben, zur Siche-
rung des Lebensunterhalts durchgehend finanzielle 
Leistungen erhalten. Soweit das Unterhaltsgeld 
nicht sofort bewilligt werden kann, wird das Arbeits-
losengeld weitergezahlt. Sollten Ihnen in einem Ein-
zelfall Probleme bekanntgeworden sein, bin ich 
gerne bereit, die Angelegenheit überprüfen zu las-
sen. 

(Peter [Kassel] [SPD]: Danke schön!) 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Stutzer. 

Stutzer (CDU/CSU): Frau Staatssekretärin, ist Ih-
nen nicht bekannt, daß Arbeitsämter diese Berech-
nung durchgeführt haben? 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Welche Berech-
nung meinen Sie jetzt? 

Stutzer (CDU/CSU): Hier, was eben gefragt wur-
de. 

Frau Fuchs, Parl. Staatssekretär: Ich wiederhole: 
Sie können nicht generell davon ausgehen, daß die 
Bearbeitung stets so lange dauert, wie es in der 
Frage unterstellt wird. Deshalb wiederhole ich auch 
mein Angebot: Wenn in einem Einzelfall Probleme 
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aufgetreten sind, wollen wir dem Einzelfall gerne 
nachgehen. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Verteidigung auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht uns der Parlamentarische Staatssekre-
tär Dr. Penner zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 66 der Frau Abgeordneten 
Schmidt (Nürnberg) auf: 

Welche Begründung haben die Arbeitsgerichte gehabt, die Befristung 
von Arbeitsverträgen für Ausschußvorsitzende der Prüfungsausschüsse 
für Wehrdienstverweigerung als unzulässig zu erklären? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Verteidigung: Frau Kollegin Schmidt, ge-
mäß Sonderregelung 2 y BAT dürfen Zeitangestellte 
nur angestellt werden, wenn hierfür sachliche oder 
in der Person des Angestellten liegende Gründe vor-
liegen. 

Bei den Zeitverträgen für Ausschußvorsitzende 
der Prüfungsausschüsse für Wehrdienstverweigerer 
ist das Bundesministerium der Verteidigung davon 
ausgegangen, daß sachliche Gründe für einen Zeit-
vertrag gegeben seien, weil erstens die Einstellung 
nur zur Aufarbeitung von Rückständen geschah, 
zweitens nicht abzusehen war, ob nach Zeitablauf 
die Zuständigkeit in KDV-Sachen auf ein anderes 
Bundesressort übergegangen sein würde und drit-
tens nicht abzusehen war, ob nach Zeitablauf das 
Prüfungsverfahren vereinfacht worden wäre. 

Arbeitsgerichte und zwei Landesarbeitsgerichte 
haben diese Zeitverträge mit folgenden Begründun-
gen für unzulässig erklärt: Die Arbeitsrückstände 
seien in der Vertragszeit vorhersehbar nicht aufzu-
arbeiten gewesen; beim Wechsel der Zuständigkeit 
auf ein anderes Ressort hätten die Zeitangestellten 
in diesen Geschäftsbereich versetzt werden können; 
die Auswirkungen einer Änderung der Prüfungsver-
fahren auf den Personalbedarf seien bei Vertragsab-
schluß nicht absehbar gewesen. 

Gegen die für das Bundesministerium der Vertei-
digung negativen Entscheidungen sind Rechtsmittel 
eingelegt worden; die Verfahren sind noch anhän-
gig. 

Präsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, beabsichtigt das Verteidigungsministerium 
jetzt, in der Einstellungspraxis hier schon Änderun-
gen herbeizuführen, oder stellt sich das Verteidi-
gungsministerium auf den Standpunkt, daß diese 
Zeitbefristung nach wie vor zulässig ist? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Das Bundesmini-
sterium der Verteidigung hat durch die Tatsache, 
daß es Rechtsmittel eingelegt hat, zum Ausdruck ge-
bracht, daß es gewillt ist, eine höchstrichterliche 
Entscheidung in dieser Frage herbeizuführen. 

(Frau Schmidt [Nürnberg] [SPD]: Danke!) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 

Ich rufe die Frage 67 der Frau Abgeordneten 
Schmidt (Nürnberg) auf: 

Trifft es zu, daß der Einspruch und die anschließende Klage eines zu 
einer Wehrübung einberufenen Vaters aus Bayreuth von seiten der 
Wehrverwaltung u. a. damit begründet und abgewiesen wurde, daß die 
Versorgung seines Kleinkindes in erster Linie Sache seiner berufstäti-
gen Ehefrau sei? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Schmidt, nach meinen Feststellungen bezieht sich 
Ihre Frage auf einen Unteroffizier der Reserve, der 
für die Zeit vom 23. März bis 3. April 1981 zu einer 
Mobilmachungsübung einberufen wurde. Der Wehr-
pflichtige hatte seinen Widerspruch mit dem tägli-
chen Arbeitsbeginn seiner berufstätigen Ehefrau 
begründet, der es ihr nicht erlaube, das Kind mor-
gens in den Kindergarten zu bringen. Die Wehrbe-
reichsverwaltung VI hat den Widerspruch unter 
Hinweis auf eine im Einvernehmen mit dem Arbeit-
geber mögliche Verlegung des Arbeitsbeginns zu-
rückgewiesen und dabei auch die Sorgepflicht er-
wähnt, die in erster Linie bei der Mutter liege. Das 
Verwaltungsgericht Bayreuth hat diese Entschei-
dung bestätigt, da die Versorgung des Kindes für die 
Dauer der Wehrübung sichergestellt war. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatssekre-
tär, halten Sie die Begründung dieser Entscheidung, 
die von seiten der Wehrbereichsverwaltung gegeben 
worden ist, im Sinne der Gleichberechtigung der 
Frauen für richtig oder geben Sie mir zu, daß diese 
Begründung nicht so ganz richtig ist? 

(Beifall bei der SPD) 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Der Bundesmini-
ster der Verteidigung hat nicht die Absicht, das gel-
tende Familienrecht zu ändern. 

(Lachen bei der SPD) 

Präsident Stücklen: Frau Abgeordnete Schmidt, 
Sie sprachen von der Gleichberechtigung der Frau. 
Sie meinten doch sicher die Gleichberechtigung von 
Mann und Frau? 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Ich meine, die 
Männer sind sozusagen schon gleichberechtigt, 
Herr Präsident. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr Dr. 
Lammert. 

Dr. Lammert (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, wie 
beurteilen Sie in diesem Zusammenhang ähnliche 
Entscheidungen von Wehrbereichsverwaltungen, 
die Einsprüche von Einberufenen, die Kleinkinder 
versorgen müssen, unter Hinweis darauf ablehnen, 
daß sich eine berufstätige Ehefrau gegebenenfalls 
für den Zeitraum einer Wehrübung ihres Mannes 
von ihrem Dienst beurlauben lassen müsse, um in 
dieser Zeit die Kinder betreuen zu können? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Man müßte jeder 
einzelnen Entscheidung nachgehen, um eine zuver-
lässige Beurteilung zu treffen. Ich möchte es mir an 
dieser Stelle versagen, allgemein auf die Fragen zu 
antworten. 
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Präsident Stücklen: Ich rufe die Frage 68 des Herrn 
Abgeordneten Thüsing auf: 

Mit welchen Argumenten begegnet die Bundesregierung dem immer 
häufiger geäußerten Vorwurf, sie lasse es zu, daß durch den Bau von 
atomtechnischen Anlagen in der Bundesrepublik Deutschland die Ver-
teidigungsfähigkeit und -planung dieses Landes ad absurdum geführt 
werde? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Der Bundesmini-
ster der Verteidigung ist nach § 7 des Atomgesetzes 
beim Genehmigungsverfahren zum Bau von Kern-
kraftwerken beteiligt. Schon vorher wirkt er bei der 
Abstimmung von Raumordnungsplänen auch an 
Standortplanungen für Kraftwerke mit. Damit wird 
sichergestellt, daß die Belange der militärischen 
Verteidigung der Bundesrepublik Deutschland be-
reits bei der Planung von Kernkraftwerken berück-
sichtigt werden. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Thüsing (SPD): Herr Staatssekretär, nachdem der 
Bundessicherheitsrat bereits Anfang 1976 über die 
alarmierenden Ergebnisse einer Klausur unter Fe-
derführung des Innenministers über mögliche Be-
einträchtigungen unserer militärischen Sicherheit 
durch Atomkraftwerke in Kenntnis gesetzt worden 
ist, frage ich Sie: Wird die Bundesregierung den zu-
ständigen Parlamentsgremien und der Öffentlich-
keit nun endlich sagen, zu welchen Schlußfolgerun-
gen sie in dieser nationalen Sicherheitsfrage gekom-
men ist? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, Sie 
zitieren aus einem Protokoll des Bundessicherheits-
rats. Ich kann das, was Sie zitiert haben, weder 
dementieren noch bestätigen. Ich müßte mich sach-
kundig machen. 

Präsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jansen. 

Jansen (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bundes-
regierung der Forderung eines beratenden Aus-
schusses des Forschungsministeriums aus dem 
Jahre 1975 nachgekommen, die Verträglichkeit der 
Errichtung zahlreicher Reaktoren mit unserer mili-
tärischen Strategie zu überprüfen, und, wenn ja, mit 
welchem Ergebnis? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Sie können davon 
ausgehen, daß das Bundesministerium der Verteidi-
gung gerade die in diesem Zusammenhang auftre-
tenden Probleme ganz sorgfältig prüft. 

Ihre konkrete Frage müßte ich Ihnen schriftlich 
beantworten. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage des Herrn 
Abgeordneten Sielaff. 

Sielaff (SPD): Herr Staatssekretär, stimmt die 
Bundesregierung der Feststellung von Professor 
Carl Friedrich von Weizsäcker zu, der gesagt hat — 
ich zitiere —: „Die NATO ist nach ihrer jetzigen Pla-
nung genötigt, gegen einen großen konventionellen 
Angriff der Sowjets sofort mit taktischen Atomwaf-
fen zu antworten."? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Herr Präsident, 
ich glaube nicht, daß diese Frage in unmittelbarem 

Zusammenhang zu der eingebrachten Frage steht. 
Ich will sie gleichwohl beantworten. 

Professor von Weizsäcker hat sicherlich schon 
sehr viel Beachtenswertes gesagt. Ob seine Überle-
gungen zur Strategie der NATO in diesem Fall zu-
treffen, möchte ich offenlassen. 

Präsident Stücklen: Eine letzte Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Thüsing. 

Thüsing (SPD): Um es vor dem Hintergrund der 
Frage etwas deutlicher zu machen: Herr Staatsse-
kretär, welchen Schluß zieht die Bundesregierung 
aus der Erkenntnis der britischen Royal Commis-
sion über Umweltgefahren von 1976, daß weite Ge-
biete Zentraleuropas auch heute noch wegen der Bo-
denverseuchung mit Cäsium unbewohnbar wären, 
hätten wir bereits im Zweiten Weltkrieg Atomkraft-
werke gehabt, die dann durch konventionelle Waf-
fen zerstört worden wären? 

Dr. Penner, Parl. Staatssekretär: Es ist sicherlich 
richtig, daß die Massenvernichtungswaffen eine 
sehr ernste Bedrohung darstellen. Aber es ist ebenso 
richtig, daß gerade diese furchtbaren Waffen zumin-
dest den Zustand auch haben mit bewahren helfen, 
den man vielleicht als krieglosen Zustand bezeich-
nen kann. 

(Zustimmung des Abg. Eigen [CDU/CSU]) 

Präsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfragen. 
Die Fragen 69 des Abgeordeten Biehle sowie die Fra-
gen 70 und 71 des Abgeordeten Dr. Jentsch (Wiesba-
den) werden auf Wunsch der Fragesteller schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen ab-
gedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Jugend, Familie und Gesundheit auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht uns Herr Parlamen-
tarischer Staatssekretär Zander zur Verfügung. 

Die Fragen 72 und 73 des Abgeordneten Gilges, die 
Fragen 74 und 75 der Abgeordenten Frau Will-Feld 
und die Fragen 76 und 77 der Abgeordneten Frau Dr. 
Lepsius werden auf Wunsch der Fragesteller schrift-
lich beantwortet. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 78 des Herrn Abgeordneten 
Lambinus auf: 

Hat die Bundesregierung konkrete Bemühungen zum Schutz des 
Bocksbeutels unternommen, oder stimmt der Vorwurf des bayerischen 
Ministerpräsidenten, daß die Bundesregierung den Bocksbeutel fallen-
gelassen und auf EG-Ebene „in der Verteidigung legitimer deutscher In-
teressen" das Feld „kampflos und vorschnell" geräumt habe? 

Zander, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit: Herr Abgeord-
neter, die Vorwürfe des bayerischen Ministerpräsi-
denten sind unbegründet. Sie überraschen um so 
mehr, als er — insbesondere durch den in den ver-
gangenen zwei Jahren mit der Bundesregierung ge-
führten Schriftwechsel — laufend und ausführlich 
über die Bemühungen der Bundesregierung und den 
gegenwärtigen Verhandlungsstand unterrichtet ist. 

Schon 1974 ist in die Verordnung des Rates über 
die Bezeichnung und Aufmachung der Weine und 
der Traubenmoste eine Ermächtigung an die EG-
Kommission aufgenommen worden, bestimmte Be- 
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hältnisformen für bestimmte Weine zu schützen. Bei 
der Verabschiedung der Verordnung hat der Rat 
ausdrücklich erklärt, daß diese Ermächtigung dazu 
dienen solle, Flaschenformen zu schützen, die sich 
— wie beim Bocksbeutel — zu einem mittelbaren 
Herkunftshinweis entwickelt haben. Dies war 
ebenso der Erfolg nachdrücklicher Bemühungen der 
Bundesregierung wie die dann 1975 von der Kom-
mission im Entwurf ihrer Druchführungsverord-
nung vorgesehene Schutzvorschrift für den Bocks-
beutel. Sie ist auf Betreiben der fränkischen Wein-
wirtschaftsverbände leider wieder gestrichen wor-
den, weil diese meinten, eine weitergehende Rege-
lung durchsetzen zu müssen. 

Die Bundesregierung hat danach die Besprechung 
in Würzburg am 3. September 1976 initiiert, bei der 
unter Beteiligung hoher Vertreter der EG-Kommis-
sion die Grundsätze für eine Schutzvorschrift im Ge-
meinschaftsrecht und für das weitere Vorgehen mit 
allen Beteiligten abgestimmt worden sind. Sie hat, 
weil die darauf eingeleiteten bilateralen Bemühun-
gen mit Portugal nicht zu dem angestrebten Ergeb-
nis geführt haben, nach erneuten Besprechungen 
mit allen Beteiligten im November 1980 sowohl die 
bilateralen Bemühungen mit Portugal fortgesetzt 
als auch einen Antrag an die EG-Kommission ge-
richtet, eine Schutzvorschrift für den Bocksbeutel in 
die Durchführungsverordnung aufzunehmen. Die 
Kommission hat auch einen entsprechenden Vor-
schlag vorgelegt. Leider hat eine Mehrheit der Mit-
gliedstaaten, die 1975 das deutsche Anliegen noch 
unterstützt hatten, dem deutschen Antrag wider-
sprochen, so daß die Kommission ihren Vorschlag 
zunächst zurückgezogen hat. 

Die Bundesregierung setzt ihre Bemühungen zur 
Durchsetzung der von ihr beantragten Schutzvor-
schrift fort. Sie wird hierzu sich bietende Gelegen-
heiten auf allen Ebenen der Europäischen Gemein-
schaft wie auch bei bilateralen Kontakten nutzen. 

Präsident Stücklen: Wenn Sie auf eine Zusatzfrage 
verzichten, kommen wir mit der letzten Frage noch 
durch. 

Lambinus (SPD): Ich hätte eine Frage. 

Präsident Stücklen: Bitte. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich auf 
Grund Ihrer Antwort davon ausgehen, daß der bay-
erische Ministerpräsident in einer Fragestunde des 
Bayerischen Landtags dem Bayerischen Landtag 
die Unwahrheit gesagt hat? 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Lambinus, 
es steht der Bundesregierung nicht zu, sich hier über 
Äußerungen in einem anderen Parlament zu äußern. 
Die Frage wird nicht zugelassen. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Es geht nicht darum, um welches Land es sich ge-
handelt hat; dies gilt generell. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. Zur Beantwortung der Fragen steht uns Herr 

Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Sperling zur 
Verfügung. 

Die Frage 79 des Abgeordneten Dr. Jahn (Mün-
ster) und die Frage 82 des Abgeordneten Niegel wer-
den auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beant-
wortet. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe die Frage 80 des Herrn Abgeordneten 
Stockleben auf: 

Ist nach Kenntnis der Bundesregierung die Entwicklung der Infrarot

-

thermographie bereits so weit gediehen, daß ihr Einsatz bei der Effi-
zienzkontrolle von Wärmedämmungsmaßnahmen an Gebäuden mög-
lich ist, und wenn ja, in welchem Umfang findet ein solcher Einsatz be-
reits statt? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Präsident, wegen des Sachzusammenhangs 
möchte ich die Fragen 80 und 81 zusammen beant-
worten. 

Präsident Stücklen: Da der Fragesteller damit ein-
verstanden ist, rufe ich auch die Frage 81 des Herrn 
Abgeordneten Stockleben auf: 

Hält die Bundesregierung Anstrengungen für nützlich, die weitere 
Verbreitung der Infrarotthermographie zu diesem Zweck zu fördern, 
und wenn ja, welche Maßnahmen beabsichtigt sie? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Stockleben, mit der Infrarotthermographie kann 
man qualitative Aussagen über Schwachstellen in 
der Gebäudehülle machen. Was die quantitativen 
Wärmeverluste angeht, so können sie mit dieser 
Technik nicht ohne weiteres festgestellt werden. 
Dazu sind komplizierte technische Berechnungen 
nötig. 

Folglich wird der Einsatz der Infrarotthermogra-
phie bis auf weiteres nur in solchen Fällen in Frage 
kommen, in denen diese aufwendige Technik wegen 
besonderer Umstände gerechtfertigt erscheint. 

Uns ist bekannt, daß einige Technische Überwa-
chungsvereine über mobile Einrichtungen verfügen 
und mit diesen Thermomobilen Messungen durch-
führen. Auch einige Städte haben sich diese Ther-
mographieeinrichtungen beschafft und setzen sie im 
Rahmen der Energieberatung ein. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Stockle-
ben, wir sind in 20 Sekunden am Ende der Frage-
stunde. Sie muß genau eingehalten werden. 

Ich möchte aber gern noch den Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
aufrufen. Da ist eine mündliche Beantwortung nicht 
erforderlich; denn die Fragen 84 des Abgeordneten 
Dr. Jahn (Münster) und 85 und 86 des Abgeordneten 
Daweke werden auf Wunsch der Fragesteller 
schriftlich beantwortet. Die Antworten werden als 
Anlagen abgedruckt. 

Eine einzige Zusatzfrage, bitte Herr Abgeordne-
ter. 

Stockleben (SPD): In dieser Situation verzichte ich 
auf eine Zusatzfrage, Herr Präsident. 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Darf ich viel-
leicht noch kurz die Frage 83 zu beantworten versu-
chen, Herr Präsident? 
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Präsident Stücklen: Ich möchte die Zustimmung 
des Hauses haben. — Ich sehe keinen Widerspruch. 
Die Fragestunde wird um eine Frage verlängert. 

Ich rufe die Frage 83 des Abgeordneten Dr. Jens 
auf: 

Ist es richtig, daß mehrfach ein Anschluß der Fernwärmeleitung der 
Stadtwerke Bonn an das Bundeshaus durch die Bundesregierung abge-
lehnt wurde, obgleich eine entsprechende Leitung dort unmittelbar vor-
beiführt, und ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu tragen, daß 
in Zukunft das „Hohe Haus" nicht mehr mit Öl, sondern mit Fernwärme 
beheizt wird? 

Bitte sehr. 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jens, von den Gebäuden des Deutschen Bundesta-
ges sind das Neue Hochhaus, das Haus IV, das Ge-
bäude der Parlamentarischen Gesellschaft und die 
Abgeordnetenwohnungen zwischen Saemischstraße 
und Heussallee an das Fernwärmenetz der Stadt-
werke Bonn angeschlossen. Außerdem wird das an-
gemietete Allianz-Hochhaus mit Fernwärme ver-
sorgt. Auf den Anschluß der übrigen Gebäude ist aus 
wirtschaftlichen Gründen und mit Rücksicht auf die 
geplanten Neu- und Umbaumaßnahmen im Einver-
nehmen mit der Verwaltung des Deutschen Bundes-
tages bisher verzichtet worden. 

Nach einer im Jahr 1970 aufgestellten Wirtschaft-
lichkeitsberechnung lagen die Aufwendungen für 
den Betrieb und die Amortisation der Anschlußko-
sten bei Umstellung auf Fernwärme 30 % über den 
Aufwendungen der eigenen Ölheizung. 

Auf Grund der eingetretenen Ölverknappung und 
-verteuerung sollen nunmehr auch die restlichen 
Gebäude des Deutschen Bundestages an das Fern-
wärmenetz der Stadtwerke angeschlossen werden. 
Die hierzu erforderlichen Haushaltsmittel sind im 
Entwurf des Haushaltsplans 1981 eingestellt und 
vom Haushaltsausschuß anläßlich der Beratung des 
Einzelplans dieses Hauses bewilligt worden. Mit den 
Arbeiten soll im Oktober/November dieses Jahres 
begonnen werden. 

Präsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, nach den be-
reits angeschlossenen Gebäuden hatte ich nicht ge-
fragt. Aber können Sie mir bestätigen, daß auch die 
Kreuzbauten, die Ministerien an der Max-Löbner-
Straße, ebenfalls noch nicht an das Fernwärmenetz 
angeschlossen sind, und werden Sie sich dafür ein-
setzen, daß diese möglichst bald ebenfalls ange-
schlossen werden? 

Dr. Sperling, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Jens, auch danach hatten Sie nicht gefragt. Ich 
werde Ihnen eine Antwort darüber zukommen las-
sen, wie es mit der Wärmeversorgung der Kreuzbau-
ten und der Ministerien ansonsten aussieht. 

Präsident Stücklen: Wir sind am Ende der Frage-
stunde angelangt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung des Antrags der Fraktionen der 
SPD, FDP Enquete-Kommission „Jugend-
protest im demokratischen Staat" 
— Drucksache 9/310 — 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — Das 
ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat Herr Abgeordneter Hauck. 

Hauck (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Die Ankündigung der Koali-
tionsfraktionen, die Einsetzung einer Enquete-Kom-
mission „Jugendprotest im demokratischen Staat" 
zu beantragen, hat in der Öffentlichkeit ein vielfälti-
ges Echo gefunden. Warum sich daraus sofort wie-
der ein Parteienstreit entwickeln mußte, die Opposi-
tion ihre alten und überholten Vorwürfe erhebt, von 
Verblendung, Verstocktheit und Halbherzigkeit 
spricht oder verbreitet, man wolle sich aus der Ver-
antwortung schleichen, ist mir unverständlich. 

(Beifall bei der SPD) 

Dieses Madigmachen, diese schrille Begleitmusik 
zum Start eines Vorhabens. das in der Sache not-
wendig ist und für das die Geschäftsordnung aus-
drücklich das parlamentarische Instrument der En-
quete-Kommission geschaffen hat, sind für mich mit 
die Ursachen, die bei einem Teil der jungen Genera-
tion den Eindruck entstehen lassen, daß der Parla-
mentarismus nicht mehr in der Lage ist, mit den 
Problemen der Gegenwart und der Zukunft fertigzu-
werden. 

(Zuruf von  der  SPD: Genauso ist es!) 

Warum können wir eigentlich nicht bei einem sol-
chen Anlaß zunächst einen Konsens finden? Schade, 
daß diese erste Chance vertan worden ist, aber viel-
leicht werden wir uns dann in der Arbeit zusammen-
finden. 

Lassen Sie mich nun kurz darlegen, warum SPD 
und FDP diesen Antrag stellen. Der Protest junger 
Menschen beschäftigt gegenwärtig die Politik in fast 
allen Metropolen Europas, auch und insbesondere in 
der Bundesrepublik Deutschland. Besondere Sorge 
bereitet dabei die Tatsache, daß eine wachsende An-
zahl Jugendlicher, die man weder den Kriminellen 
noch den Staatszerstörern zurechnen kann, ihren 
Protest auch durch Gewaltanwendungen zum Aus-
druck bringt. Hinzu kommen eine verstärkte Hin-
wendung zu alternativen Lebensformen und zum 
Teil auch die resignative Abwendung von der Gesell-
schaft, die sich u. a. durch die Flucht in destruktive 
Jugendgemeinschaften und in die Alkohol- und Dro-
genszene dokumentiert. Für mich persönlich ist die 
Tatsache beunruhigend, daß zur Zeit ein politisches 
Klima entsteht, welches dazu führen kann, daß viele 
gleichgültige und passive junge Menschen früher 
oder später einmal rechten Verführern ausgeliefert 
werden. 

Da wir alle diese Probleme kennen, uns um ihre 
Lösung bemühen, aber keine Patentrezepte haben, 
ist es doch folgerichtig und legitim, daß sich der Ge-
setzgeber bemüht, Ursachen und Formen dieser 
Entwicklung zu untersuchen und sich durch die ein-
zusetzende Kommission Entscheidungshilfen zu 
verschaffen. Dies ist übrigens auch die Überlegung 
des Regierenden Bürgermeisters von Berlin, der — 
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noch als Justizminister — unser Augenmerk auf die 
Thesen der eidgenössischen Jugendkommission zu 
den Jugendunruhen 1980 gelenkt und die Frage auf-
geworfen hat, ob es denn keine Möglichkeit gibt, im 
Parlament eigene Untersuchungen anzustellen. So 
hat Hans-Jochen Vogel an dieser Initiative einen 
großen Anteil, und wir sind ihm dafür dankbar. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, an die-
ser Stelle kommt nun der berechtigte Einwand, ob 
denn schon vorliegende Untersuchungen — Jugend-
berichte, Studien und dergleichen — mit dem Ziel, 
Entwicklungen vorherzusehen und Entscheidungs-
grundlagen zu schaffen, ausgewertet wurden. Das 
ist eine zentrale Frage, und ich will versuchen, eine 
ehrliche Antwort zu geben. 

Am 30. April 1968 fand nach den Studentenunru-
hen des Frühjahrs eine Sondersitzung des Deut-
schen Bundestages statt, und es wurde über die in-
nenpolitische Situation nach dem Tod von Benno 
Ohnesorg, nach dem Attentat auf Rudi Dutschke 
und nach den Gewaltanwendungen, die sich an Uni-
versitäten ereignet hatten, gesprochen. Es wäre in-
teressant, diese Debatte noch einmal nachzulesen; 
sie gibt wertvolle Hinweise. 

Der damalige Innenminister Benda sprach von ei-
ner Eskalation des Irrsinns und forderte die Par-
teien auf, alles zu tun, damit dieser Irrweg nicht fort-
gesetzt wird. Er sprach davon, jeder Staatsbürger, 
jede politische und soziale Gruppe sei berechtigt, ja 
sogar verpflichtet, wirkliche oder vermeintliche 
Mißstände anzusprechen. Er forderte die freimütige 
Diskussion, und er stellte die kämpferische demo-
kratische Auseinandersetzung vor polizeiliche Maß-
nahmen. 

Eine Woche später, am 7. Mai 1968, wurde im Bun-
destag die Debatte fortgesetzt, und dann stand Bil-
dungspolitik im Mittelpunkt. Von da an wurde die 
Unruhe der jungen Generation mit den Themen 
„Studenten", „Hochschulen" und „Bildung" gleichge-
setzt, was u. a. dadurch belegt wird, daß fast alle Un-
tersuchungen bis Ende der 70er Jahre nur die Situa-
tion der akademischen Jugend beleuchten. 

Ich sage freimütig auch in die eigene Richtung, 
daß allgemeine Kinder- und Jugendprobleme nicht 
ausreichend behandelt wurden, was die Förderung 
z. B. der außerschulischen Jugendbildung, der Frei-
zeiteinrichtungen, der Beratungsdienste usw. an-
langt, auch in der Zeit der Hochkonjunktur und der 
vollen Kassen, 

(Wehner [SPD]: Leider wahr!) 

wenn auch zugegebenermaßen viel getan worden ist. 
Die Berichte und Diskussionen wurden immer nur 
von den Fraktionsexperten gelesen, und viele Vor-
schläge waren schon in den Fraktionen nicht mehr-
heitsfähig. 

So wurde z. B. der ausgezeichnete Bericht der Na-
tionalen Kommission für das Internationale Jahr 
des Kindes nur ein Nachschlagewerk für eine inter-
essierte Fachminderheit und kein Aufgaben- und 
Handlungskatalog für kinder-, jugend- und familien-

freundliche Politik auf allen Ebenen unseres Ge-
meinwesens. 

Als wir dann schon einmal parlamentarisch so 
weit waren, das fast 60 Jahre alte Jugendwohlfahrts-
gesetz durch ein schon mit Kompromiß beladenes 
neues Jugendhilfegesetz zu ersetzen, hat es die 
CDU/CSU-Mehrheit im Bundesrat aus ideologi-
schen Gründen scheitern lassen. Nun zu behaupten, 
die Bundesregierung habe das Scheitern durch Ver-
stocktheit verursacht, ist schon, sehr geehrter Herr 
Kroll-Schlüter, eine Infamie 

(Beifall bei der SPD) 

und schmerzt genauso wie Ihre falsche Behauptung 
von 1980, wir wollten durch das Jugendhilfegesetz 
den totalen Erziehungssstaat installieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Aber dies ist nur die eine Seite. Viele meiner 
Freunde und ich erwarten vom Kommissionsbericht 
eine Standortbestimmung der Jugendsituation 1981/ 
82. Deshalb sind die Termine so knapp bemessen. 
Der Zwischenbericht soll am 31. 12. 1981 und der 
Schlußbericht am 30.6. 1982 vorgelegt werden. Dabei 
interessiert mich neben der Protestsituation, zu der 
meine Kollegen Egert und Schröder noch sprechen 
werden, die oft gestellte Frage: Verläßt die Jugend 
unsere Gesellschaft? Die Jugend — das sind 14,7 Mil-
lionen junge Menschen zwischen 11 und 25 Jahren. 

Ich bin von Beruf Sozialarbeiter, war früher Leiter 
eines Jugendamtes und weiß, daß jedes Einzel-
schicksal sein eigenes Gewicht, seinen persönlichen 
Schmerz und seine beklemmende Tragik hat. Wir 
müssen dies berücksichtigen. Als Politiker bin ich 
aber auch für das Gemeinwohl und für den Teil des 
Enquete-Auftrages mitverantwortlich, der lautet, zu 
untersuchen, „welche Wege möglich und notwendig 
sind, um die Lage der Jugend zu verbessern, um 
Spannungen abzubauen, die auf unterschiedlichen 
Lebenserfahrungen und Lebenseinstellungen beru-
hen". 

Ich will also wissen, ob meine verneinende Ant-
wort auf die Frage, ob die Jugend unsere Gesell-
schaft verläßt, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Die Ju-
gend gibt es nicht!) 

richtig ist, oder ob ich als „alternder Romantiker" 
das positive Engagement Millionen junger Men-
schen für unsere Gemeinschaft falsch einschätze. 
Auch diese Frage soll untersucht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will wissen, ob Millionen junger Sportler weni-
ger Beachtung verdienen als ein paar tausend ran-
dalierender junger Fußballfans, die nach einer Nie-
derlage Autos demolieren, 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

ob Hunderttausende im Rettungswesen, in Jugend-
feuerwehren und Sozialeinrichtungen tätige Ju-
gendliche mehr Gewicht haben als Hunderte von 
Gewalttätern, ob Hunderttausende von bildungsbe-
reiten Jugendgruppenleitern mehr demokratische 
Substanz hinterlassen als ein paar tausend militan- 
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ter — ich unterstreiche militanter — Demonstran-
ten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Auch das muß untersucht werden. Ich will dies wis-
sen. Vielleicht werden dann auch unsere öffentlich-
rechtlichen Medien angeregt, bei Berichterstattun-
gen ihre Prioritäten etwas anders zu setzen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Um nicht mißverstanden zu werden: mir bereitet 
die zunehmende Gewalttätigkeit ernste Sorge. Das 
gleiche gilt für die Rand- und Aussteigergruppen. 
Unser Gemeinwesen muß also auf allen Ebenen alle 
Anstrengungen unternehmen, um diesen Gruppie-
rungen, die bei 14,7 Millionen Minderheiten sind, bei 
der Bewältigung ihrer Probleme zu helfen. Das glei-
che gilt für die Gemeinschaft. Hier meine ich Eltern-
haus, Schule, Beruf, Kirche und andere, die mehr 
Verständnis, Geduld und Einfühlungsvermögen auf-
bringen müssen, um jungen Menschen Gehör zu 
schenken, mit ihnen zu sprechen und von der Ab-
kehr abzuhalten. Weil dies so schwierig ist, weil alte 
Rezepte oft nicht mehr helfen, weil wir in dieser 
Hoch-Leistungsgesellschaft keine Zeit mehr haben, 
tun sich Staat, Gesellschaft und Gemeinschaft oft so 
furchtbar schwer. Deshalb wird von allen Seiten dra-
matisch diskutiert, aber nur lasch und zögernd, 
wenn überhaupt, gehandelt. Deshalb werden die 
Symptome in den Mittelpunkt gestellt — weil man 
zu den Wurzeln, den Ursachen, dann nicht vorzu-
dringen braucht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

— Ich weiß, dies klingt bitter; es ist aber leider so, 
und ich könnte hier viele Einzelbeispiele bringen. 

Nun werden Sie bestimmt wissen wollen, was 
mich am meisten an der derzeitigen Jugendsituation 
beunruhigt. Mich beunruhigt, daß eine sich schwei-
gend anpassende, zum Duckmäusertum neigende 
Jugend in unsere Gesellschaft hineinwächst. 

(Beifall bei der SPD — Wissmann [CDU/ 
CSU]: Das ist eine Beleidigung!) 

— Nein, das ist keine Beleidigung. — Man muß doch 
einmal darüber nachdenken, was es bedeutet, das 
nach der letzten Shell-Umfrage die Mehrheit der 
jungen Menschen zwischen 17 und 29 Jahren vom 
Nutzen der freien Meinungsäußerung überzeugt ist, 
aber dann fast jeder zweite — nämlich 43% — an-
gibt, daß er es nicht für günstig hält, in Schule und 
Beruf zu sagen, was man denkt, weil man dadurch 
Nachteile erleidet. 

(Conradi [SPD]: So ist es ja auch!) 

Und das ist doch ein schwerwiegendes Ergebnis. Ich 
will wissen, ob dies bestätigt werden kann. Das soll 
untersucht werden, weil andere Wissenschaftler zu 
ähnlichen Schlußfolgerungen kommen. 

So kann meines Erachtens auch das Bild von 
schrecklichen, gewalttätigen Demonstrationen nicht 
darüber hinwegtäuschen: Diese junge Generation 
von heute ist keine rebellische, hat keine rebellische 

Einstellung, sondern ist tendenziell konservativ und 
resignativ. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Pau-
schalurteil! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: „Konservativ" ist gut!) 

— Ich sage beides. Man muß es untersuchen. Wie 
das dann gewertet wird, wird sich zeigen; das ist un-
sere gemeinsame Aufgabe. 

Die Kommission wird untersuchen müssen, ob 
aus der skeptischen jungen Generation der 50er Jah-
re, der unruhigen Jugend der 60er Jahre, der selbst-
bewußten, auf Veränderung drängenden Generation 
der 70er Jahre die angepaßte, resignierende junge 
Generation Anfang der 80er Jahre geworden ist. Das 
ist ein Auftrag. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn man es insgesamt betrachtet, scheint dies 
zu stimmen, und man könnte die jeweiligen Rand- 
und Aussteigergruppen als Extreme des Gesamt-
spektrums betrachten, z. B. linke und rechte Gewalt-
täter, politisch Extreme, resigniert in den Freitod, in 
die Alkohol- und Drogenszene und in destruktive Ju-
gendsekten Fliehende. Kann sich unsere Gesell-
schaft damit abfinden? Wir alle sagen hier: nein. 

Da aber die Situation der jungen Generation mei-
stens die Reflexion der Erwachsenenwelt ist, muß 
die Gesellschaft insgesamt reagieren. Die Gesell-
schaft muß sich wandeln. Da müssen wir mehr hin-
horchen, nachdenken, Fehler eingestehen und dar-
über sprechen, was die Jugend bedrückt. Und ich, 
der ich ein sogenannter Jugendpolitiker bin, sage 
ganz offen: mit jugend-, familien- und bildungspoliti-
schen Programmen allein reißt man die Jugend 
nicht mit, sondern nur mit dem Bemühen, sie gleich-
berechtigt und verständnisvoll in unsere Gesell-
schaft, in die Familie, die Gemeinde, die Kirche, die 
Gewerkschaft und alle anderen Institutionen zu in-
tegrieren, sie mitdenken, mitreden, mitgestalten und 
mitentscheiden zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Meine Damen und Herren, diese Jugend hat die-
selben Wünsche wie wir in der Gesamtgesellschaft. 
Das zeigt die Shell-Umfrage auch. Es sprachen sich 
aus für: persönliche Freiheit 85 %, einen befriedigen-
den Beruf 80 %, die freie Wahl des Arbeitsplatzes 
67 %, Familiengründung 65 %, gesellschaftliche Aner-
kennung 50 %. Die Jugend hat dieselben Sorgen wie 
wir alle, Sorgen über Verknappung der Energie und 
Rohstoffe, Umweltzerstörung, Arbeitslosigkeit, feh-
lende Arbeits- und Ausbildungsplätze, Drogen- und 
Alkoholmißbrauch, Wohnraummangel, gesellschaft-
liche Verdrängung und Ungerechtigkeiten. Dies sind 
Punkte, die sich nur auf die persönliche Entwicklung 
junger Menschen beziehen. 

Und nun kommt es aber: Frieden und Entspan-
nung, Rüstungskontrolle, Abrüstung, Hilfe für die 
Dritte Welt, Verständnis für Ausländer, Unterstüt-
zung benachteiligter Gruppen sind für junge Men-
schen oft noch vorrangiger als für die Erwachsenen, 
und junge Menschen stehen dafür oft noch engagier-
ter ein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Von daher muß man verstehen, daß diese jungen 
Menschen kein Verständnis haben für politische Un-
aufrichtigkeit, Affären verschiedenster Art, soge-
nannte Sachzwänge, unverständliche Kompromisse, 
Ellenbogen-Politik, Filzokratie, Parteiengezänk, 
Einschränkungen der Freiheitsrechte, um nur ei-
nige Beispiele zu nennen. Die junge Generation läßt 
sich auf Aussagen und Antworten allein nicht mehr 
ein. Sie will mehr. Sie verlangt einen verständnisvol-
len Dialog, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Geistige Führung 
der Regierung!) 

vor allem aber Tatkraft, Entscheidungsfreude und 
Verständnis für ihre Probleme. Wenn man heute 
feststellt, daß die Dialogfähigkeit oft schon verloren-
gegangen ist und Sprachlosigkeit Platz gegriffen 
hat, dann müssen wir Ursachen und Schuld auch bei 
uns selber suchen. 

Die Eidgenössische Kommission für Jugendfra-
gen kommt in ihren Thesen zu den Jugendunruhen 
1980 zu folgender Analyse: 

Es trifft zu, daß radikale Minderheiten die Unru-
hen ausgelöst haben, aber die Probleme dieser 
Minderheiten sind nicht isoliert von den Pro-
blemen der Mehrheit. Gewalttätigkeit und Radi-
kalität sind Folgen einer Isolation, unter der in 
unserer Gesellschaft sehr viele Menschen aller 
Generationen leiden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dies be-
deutet für mich, daß partnerschaftliches Zusam-
menwirken zwischen den Generationen dringend 
notwendig ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Generationenvertrag darf nicht nur für die Ren-
tenversicherung gelten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Mehr Verständnis für die Jugend einerseits und 
mehr Selbstbewußtsein der Jugend andererseits 
sind notwendig. Vom Staat und von den gesellschaft-
lichen Gruppen wird mehr Offenheit, Geradlinig-
keit, Sauberkeit und Fairneß erwartet. Die Erwach-
senen müssen erkennen, daß ihr Verhalten und ihr 
Beispiel auf die junge Generation reflektieren. Ich 
wiederhole noch einmal, was ich aus dem Buch von 
Klaus Mehnert „Jugend im Zeitbruch" schon einmal 
hier zitiert habe: 

Wir alle haben Neuland betreten, zum Teil nüt-
zen uns die Karten und Regeln von gestern nur 
wenig. Um in diesem Neuland einen Weg zu fin-
den, bedarf es im Weltmaßstab gesehen der ord-
nenden Erfahrung der Alten ebenso wie des ta-
bubrechenden Wagemuts der Jungen, ihres Ah-
nens und Drängens. 

Das führt zu der Schlußfolgerung, daß unsere Ge-
sellschaft eine Chance hat, wenn wir der jungen Ge-
neration eine Chance geben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Lassen Sie mich zum Antrag noch eine Schlußbe-
merkung machen. Wenn der Deutsche Bundestag 
mit der Einsetzung der Kommission ein Signal setzt, 
muß er sich darüber im klaren sein, daß er beim Vor

-

liegen eines Ergebnisses auch glaubwürdig bleiben 
muß. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Das heißt, die jungen Menschen von heute brauchen 
am Ende keine neue Studie auf gedrucktem Papier, 
sondern politisches Handeln. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wenn wir den Lebensbereich junger Menschen ver-
bessern wollen, ist hierfür neben vielem anderem 
auch finanzielle Förderung notwendig. 

Ich möchte mit einem Zitat aus dem hessischen 
Wahlkampf schließen. In Frankfurt hat nach einer 
jugendpolitischen Diskussion mit kritischen Ju-
gendlichen der ehemalige Frankfurter Jugendpfar-
rer Martin Jürgens sinngemäß folgendes gesagt: Ju-
gendliche haben Schwierigkeiten, sie werden in Zu-
kunft noch zunehmen. Wer dieser Herausforderung 
der kommenden Jahre einigermaßen gerecht wer-
den will, muß Freizeiteinrichtungen schaffen, aus-
ländische Jugendliche besonders unterstützen, Stra-
ßensozialarbeit — aber nicht als verlängerter Arm 
der Polizei — einführen und Selbsthilfegruppen und 
Initiativen fördern. Dies alles wird viel Geld kosten, 
aber es ist bestimmt billiger als alle späteren Folge-
kosten. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Ich hoffe, daß wir nach dem Vorliegen des Ergeb-
nisses in diesem Sinne verantwortungsbewußt han-
deln können. 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Kroll-Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! In jedem 
Jahrzehnt dieses Jahrhunderts gab es eine beson-
dere Jugendbewegung: Hoher Meißner, die Jugend-
bewegten, die Bündische Jugend, die, wie Scheisky 
gesagt hat, skeptische Generation der 50er Jahre, die 
Protestbewegung der 60er Jahre, 

(Conradi [SPD]: Zwei Jahrzehnte haben Sie 
vergessen!) 

die Jugend der emanzipatorischen Konfliktpädago-
gik der 70er Jahre. Was ist jetzt? Zunächst einmal 
ein Stück Ratlosigkeit. Jeden Tag können wir ir-
gendwo lesen und hören: Es muß mit der Jugend ge-
sprochen werden. Warum erst jetzt? fragen wir. 

Hier im Deutschen Bundestag haben wir über ei-
nen Antrag der SPD- und der FDP-Fraktion auf Ein-
setzung einer Enquete-Kommission zu befinden. 
Diese Einsetzung wird ja wohl aus Anlaß der jüng-
sten Jugendunruhen vorgeschlagen. Herr Hauck, 
wir stimmen zu, wir unterstützen, aber wir dürfen 
uns natürlich auch erlauben, diesen Vorgang mit kri-
tischen Fragen zu begleiten. 

Ich darf einmal daran erinnern, was Sie gemacht, 
gesagt und wie Sie agiert haben, als es Ende der 60er 
Jahre Jugendunruhen gab, und daran, wie Sie sich 
damals gegenüber den Regierenden verhalten ha-
ben. Jetzt sollen wir in diesem Zusammenhang so 
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tun, als hätte es keine zwölf Jahre sozialliberale 
Koalition gegeben. Das geht nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich kann mich noch daran erinnern, daß dieser Tage 
der Landesminister Zöpel gesagt hat: Wir haben da-
mals mitprotestiert, weil wir gegen einen CDU-Staat 
protestieren wollten. Wir sagen heute nicht, es gebe 
einen SPD/FDP-Staat. 

Wir stellen zunächst einmal — das sei uns gestat-
tet — einige Fragen. Wir fragen zuerst: Brauchen 
wir eine Kommission, in der über Jugend gespro-
chen wird? 

(Hauck [SPD]: Mit der Jugend!) 

Sie haben gesagt, es müsse politisch gehandelt wer-
den. Wir fragen: Sollen denn jetzt zwölf Persönlich-
keiten allein die Grundlage dafür schaffen, daß nun 
wieder politisch gehandelt wird? Es ist seit Jahren 
an der Zeit, daß politisch gehandelt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir setzen bei den Initiatoren des Antrages die be-
sten Absichten und den guten Willen voraus. Wir un-
terstützen diesen Antrag und sind zur intensiven 
Mitarbeit in Sachlichkeit und Ruhe bereit. Wir er-
warten einiges von dieser Kommission auch für un-
ser politisches Handeln. Alle Bemühungen sind zu 
unterstützen, die die Jugend zu einer positiven Ein-
stellung zu den Grundwerten von Staat und Gesell-
schaft bewegen. Aber muß es dazu eigens — wenn 
ich „Enquete" übersetzen darf — eine Befragungs-
kommission des Deutschen Bundestages geben? — 
Wohl. Andererseits, Kommissionen hat es in den 
vergangenen Jahren genug gegeben. Es gibt in jeder 
Legislaturperiode einen Jugendbericht der Bundes-
regierung, wenn auch mit regelmäßiger Verspätung. 
Haben diese Berichte, Studien, Modelle und Pro-
gramme der Bundesregierung der jungen Genera-
tion genützt? Es gibt ein Bundesjugendkuratorium, 
das die Bundesregierung in jugendpolitischen Fra-
gen berät. Ich möchte dem Hohen Hause empfehlen, 
doch einmal diese Terrorstudie dieser Kommission 
zu lesen und mit diesem Auftrag in Verbindung zu 
bringen. Was in dieser Studie alles steht, ist eine ein-
zige Beschimpfung dieser Gesellschaft. Sie sei 
schuld, und vor allem in ihr lägen die Wurzeln des 
Terrorismus. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Das ist das marxi

-

stische Denken!) 

Es gibt das deutsche Jugendinstitut. Welche den jun-
gen Menschen dienenden Ergebnisse sind denn nun 
wirklich erzielt worden? 

Es ist zu viel geklagt, geschimpft, ideologisiert und 
kritisiert worden. Es sollte große jugendpolitische 
Reformen geben. Aber wie irreführend, sozialpoe-
tisch und wirklichkeitsfremd ist die Diskussion um 
das Jugendhilfegesetz geführt worden! Noch vor vier 
Wochen habe ich mich mit Herrn Staatssekretär 
Zander in einer Diskussion darüber unterhalten 
dürfen und von ihm gehört: Wir bringen das alte Ju-
gendhilfegesetz unverändert wieder ein. Wir sind 
sehr gespannt. Merken Sie denn nicht, welche gro-
ßen Erwartungen Sie bis in die jüngsten Tage hinein 
immer wieder neu wecken und wie wenig Sie in der 

Lage sind, Ihre Ankündigungen und Versprechen in 
die Tat umzusetzen? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mir scheint überhaupt der Kardinalfehler der ver-
gangenen Jahre gewesen zu sein, daß hohe Erwar-
tungen geweckt, aber nicht erfüllt wurden. Die Bür-
ger sind enttäuscht, gerade und auch die junge Ge-
neration. Sie haben wenige, zu wenige Zukunftser-
wartungen. Sie können kaum erkennen, wie sie ihre 
Lebenschancen verwirklichen können. Es ist schwer 
für junge Menschen, klar formulierte politische Zie-
le, zu denen Politiker auch stehen, zu erkennen. Poli-
tiker scheinen ihnen geschwätzig in den Tag hinein 
zu leben. Die Politik scheint ihnen zu sehr auf den 
Alltag fixiert zu sein; zu viel wenn und aber, zwar 
und dennoch, sowohl als auch. Der klare Standpunkt 
nach ausgiebiger Diskussion wird vermißt. 

Für viele junge Menschen erzeugt die gegenwär-
tige politische Führung ein geistiges Klima, in dem 
Stillstand als Erfolg und die Korrektur selbstver-
schuldeter Fehler als Politik ohne Alternative gilt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich will einmal fragen: Was muß denn ein heute 
20jähriger sagen, der zwölf Jahre gehört hat: Ent-
spannung, Abrüstung und Friedenspolitik, und das 
Ganze ohne Alternative? Das hat er nun lange ge-
hört. Jetzt hört er: Aufrüstung, Nachrüstung, Neutro-
nenbombe, Waffenexport. Er muß sich in seinen gu-
ten Erwartungen getäuscht fühlen, bitter enttäuscht; 
denn der Friedenswille, der Wille, Grenzen zu über-
schreiten, der Wille, Informationen auszutauschen, 
ist enorm groß. Nur, diese Erwartungen, die er gern 
realisieren wollte, sind jetzt eingeengt, abgebrochen. 
Er ist verwirrt, bitter enttäuscht. 

Eine wichtige Aufgabe der Kommission wird die 
Beantwortung der Frage sein, wieweit wir es uns 
trotz notwendiger Diskussion erlauben dürfen, eine 
Kluft zwischen Wort und Tat entstehen zu lassen, in 
der der junge Mensch zerrieben wird, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

gerade in der Außenpolitik. Da sagt der Herr Ver-
heugen: Die Dritte Welt ist vollgepumpt mit Waffen-
exporten, und dieses Land tut kaum etwas, um den 
unterentwickelten Ländern zu helfen. 

(Zuruf von der SPD: Völlig richtig!) 

Woher hat der Mann die Legitimation dazu? Wo 
stimmt die Sache denn so, wie er es sagt? 

(Zuruf von der SPD: Genauso ist es!) 

Es mag zwar gefällig sein, vor bestimmten jungen 
Menschen so etwas zu sagen. Aber ich bitte doch, 
daran zu denken: Soll dadurch das Engagement zu-
künftiger Entwicklungshelfer herausgefordert wer-
den? 

(Zurufe von der SPD) 

Das ist unsere Sorge, die wir haben, die wir als Auf-
trag geben möchten. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

In allem Ernst, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, und wirklich ohne Polemik: Es ist eben eine 
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verhängnisvolle Irreführung — ich ziele einmal auf 
die Außenpolitik ab —, wenn der Eindruck erweckt 
wird, die Union verteidigt den von dieser Regierung 
mitbeschlossenen Rüstungsbeschluß der NATO, 
während Sozialdemokraten und Freidemokraten 
mit bestimmten Gruppen zu Demonstrationen ge-
gen denselben NATO-Beschluß aufrufen. Die Bürger 
werden verwirrt. Wir müssen doch deutlich machen: 
Wer für die NATO ist, ist für den Frieden, und nicht 
umgekehrt; 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und wer für den Rechtsstaat ist, ist nicht für den Po-
lizeistaat. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Was ist den jungen Menschen Ende der 60er, in 
den 70er Jahren nicht alles versprochen worden? Ich 
will das nicht alles wiederholen: Man fange mit der 
Demokratie erst an, die Vollbeschäftigung könne 
vom Staat garantiert werden, der Friede sei für im-
mer gesichert, jetzt werde alles besser. Und was 
mußten sie erleben? — Schwierige Berufswahl, Ar-
beitslosigkeit, Angst vor der Zerstörung der Umwelt, 
Verwirrung durch die Diskussion um die Kernener-
gie, bürokratische Bevormundung. 

Es wird jetzt gesagt, daß die junge Generation in 
einer geistig-kulturellen Krise lebe, sich in ihr befin-
de. Immer stärker tritt die Frage nach dem Sinn des 
Daseins und des Lebens in den Vordergrund. Vieles 
führt zur vollen Verneinung aller bisherigen Ord-
nung. An ihre Stelle tritt nicht ein neuartiger Gehalt, 
sondern reine Dynamik, Aktion, bloßer Daseinsab-
lauf; eine um sich greifende Sinnkrise, die zu einem 
Sinnverlust in einer gemachten Welt, in einer 
Scheinwelt führt. Durch diesen Sinnverlust sind sich 
viele junge Menschen selbst fragwürdig geworden. 
Sie haben ihren inneren Halt verloren, und deswe-
gen wird zutreffend von dem Verlust der Mitte ge-
sprochen, 

(Lachen bei der SPD) 

in der sich Werte begegnen und nicht aneinander 
vorbeigleiten sollen. 

Wir dürfen auch einen Blick auf das Erziehungs-
wesen lenken, Herr Hauck. Am besten zitiere ich 
hierzu den Herrn Bundeskanzler. Wörtlich: 

Die Realität ist für sie, 

— die jungen Menschen — 

gemessen an der Realität eines Kambodscha-
ners oder eines Lateinamerikaners recht ange-
nehm. Um so mehr Schwierigkeiten haben die 
jungen Menschen mit sich selbst. Sie leiden 
auch darunter, daß diejenigen, die als Erzieher 
helfen sollen, zu einem erheblichen Teil aus 
Feigheit auf Widerspruch und Orientierung ver-
zichten, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: So, so!) 

Eltern wie Lehrer, Pastoren wie Politiker! 

Ich werde nicht die Frage stellen, welche Politiker 
der Bundeskanzler denn wohl gemeint hat, und wer 

den jungen Menschen vor allem nach dem Munde 
redet. 

(Zuruf von der SPD: Sagen Sie es doch ein-
mal!) 

Ich darf aber darauf hinweisen, Herr Bundeskanz-
ler 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der ist ja nicht 
da!) 

— er kann leider nicht hier sein —, daß doch gerade 
die schulische Erziehung auch nach dem Willen der 
SPD 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der schwänzt!) 

auf den Widerspruch der Jugend gegen Staat, gegen 
Familie, gegen Wirtschaft, gegen Bundeswehr aus-
gerichtet war und zum Teil ausgerichtet ist. Dürfen 
wir fragen, ob es nicht so etwas wie eine kulturrevo-
lutionäre Entwicklung gegeben hat? Dürfen wir fra-
gen, ob nicht heute deutlich und dramatisch die Er-
gebnisse der emanzipatorischen Pädagogik zutage 
treten? Ist nicht seit mehr als zehn Jahren das Erzie-
hungswesen wichtigster Kampfplatz im Ringen um 
die Macht? 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU]: Sehr rich-
tig!) 

Der Zusammenhang zwischen der Protestbewe-
gung von 1968 und der heutigen, wenn ich sagen 
darf: Emanzipationsbewegung ist nachgewiesen. 
Damals wurde auf ein geistiges Klima der Sattheit, 
der Selbstzufriedenheit geantwortet. Jetzt, so wurde 
gesagt, müsse die Gesellschaft abgelehnt werden. 
Man müsse unentwegt Kritik üben. Und nicht nur in 
der emanzipatorischen Pädagogik wurden die Er-
scheinungsformen des Bösen, des Krankhaften, des 
Häßlichen in den Vordergrund gestellt. Es wurde 
eine Welt der Lieblosigkeit, der Verzweiflung ge-
zeichnet, eine Welt ohne Schönheit, ohne Ordnung, 
ohne Würde und ohne Liebe. Die extremen negati-
ven Erfahrungen von Außenseitern der Gesellschaft, 
die Phantasiegebilde der Gescheiterten wurden zur 
Deutung des Menschen und seines Daseins angebo-
ten. 

Und jetzt zitiere ich noch einmal einen Sozialde-
mokraten, den hessischen Ministerpräsidenten Bör-
ner, wörtlich: 

Das Lernziel Emanzipation wurde begeistert 
auf die Fahnen geschrieben, eine im Grunde 
spätbürgerliche und linksliberale Vokabel. In 
der Tradition der Arbeiterschaft hätte es gele-
gen, als Lernziel Solidarität oder, wenn man 
nicht so weit gehen möchte, wenigstens das 
Lernziel Teilhabe an gesellschaftlichen Ent-
scheidungen zu stellen. Aber diese soziale, mit-
menschliche Komponente des Bildungswesens 
ist nicht in den Vordergrund getreten, sondern 
verdrängt von der individualistischen, egoisti-
schen Parole der Emanzipation. Es gibt Geistes-
helden, die zwei linke Hände haben und nicht 
imstande sind, mit ihrer Umgebung umzugehen. 
In meinen Augen sind sie zutiefst ungebildet. 
Aber ein Betriebsrat z. B., der ein anerkannter 
Facharbeiter ist, der in der Formulierung und 
dem Ausgleich der Interessen seiner Kollegen 
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eine bedeutende Rolle spielt, erhält mittlerweile 
einen Minderwertigkeitskomplex eingeimpft, 
weil er ein Gedicht von Mörike nicht interpretie-
ren kann, sondern weil er es nur schön findet. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Kar

-

watzki [CDU/CSU]: Applaus für Börner!) 

Die Erkenntnisse kommen noch nicht zu spät. Wir 
müssen entsprechend handeln. Die Kommission 
möge uns dabei helfen. 

Und was wird von Politikern selber über unsere 
Gesellschaft und unseren Staat gesagt? Wenn ich 
mal zitieren würde, was allein aus dem Familienmi-
nisterium in den vergangenen Monaten an negati-
ven Überschriften gekommen ist! Ministerpräsident 
Rau sagt: Der Rechtsfriede ist in diesem Land ge-
fährdet. Es wird immer nur destruktiv, negativ usw. 
gezeichnet. 

(Zuruf von der SPD: Wer sagt denn das?) 

Aber dieser Hinweis soll mich nicht davon abhal-
ten, Frau Huber, Ihnen Dank zu sagen für die jüng-
ste Studie zu den alternativen Lebensformen in un-
serem Staat, die Sie dem Bundeskanzler vorgelegt 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich empfehle uns allen und der Kommission, diese 
Studie als Grundlage für ihre Arbeit zu nehmen. Das 
war mal eine Studie ohne Kommission, wenn ich das 
sagen darf. Sie war hervorragend, was nicht unbe-
dingt gegen jede Kommission sprechen muß. 

Die jungen Menschen — so darf ich im Anschluß 
an das, was ich von Herrn Börner zitiert habe, fort-
setzen — sind teilweise entgrenzt worden. Sie leiden 
unter dem Schwund der Geborgenheit in klarer 
Orientierung oder im Glauben. Aber Orientierung 
sowie die Erfahrung des Leids, des Versagens, die 
Fähigkeit, eine Position zu beziehen, die Fähigkeit, 
sich zu binden, sind doch Voraussetzungen der Be-
lastbarkeit und des Durchstehvermögens, um eine 
positive Sache bis zum Erfolg führen zu können. 

Uns scheint, die geringe Belastbarkeit vieler 
junger Menschen infolge dieser Entwicklung ist mit 
ein Grund für 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

diese Aggressivität, dieses Unverständnis, dieses 
Sich-Zurückziehen auf den individuellen und indivi-
dualistischen Aspekt, dieses Festhalten an der Ge-
genwart und diese so mangelnde Bereitschaft zum 
Wagnis für die Zukunft. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Hier sollte man schon eine Kommission bemühen. 
Einverstanden. Was wir heute sagen, soll ihnen auch 
ein wenig Orientierung für ihre Arbeit sein. 

Bei den Jugendunruhen handelt es sich nicht um 
die Mehrheit — um auch das jetzt mal zu sagen; Sie 
haben es sicher nicht so gemeint. Erstens. D i e Ju-
gend gibt es nicht. Zweitens. Bei den Jugendunruhen 
handelt es sich nicht um die Mehrheit der jungen 
Generation. Das wird man sagen können. Das unter-
streichen wir. 

Es trifft zu, daß radikale Minderheiten Jugendun-
ruhen ausgelöst haben. Im Grunde haben immer 
Minderheiten so etwas ausgelöst. Aber es ist die Fra-
ge, welche Wirkung sie auf die schweigende Mehr-
heit haben, wenn ich dieses Wort gebrauchen darf. 
Wie stark ist ihr Einfluß? Ist ihr Einfluß nicht poten-
tiell deshalb sehr groß, weil so viele verunsichert 
sind? Wir sollten uns davor hüten, im Zusammen-
hang mit Hausbesetzungen und gewaltsamen De-
monstrationen von d e r Jugend zu reden, 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

und zwar auch deshalb, weil wir sonst an sie mit dem 
Willen zum Gespräch nicht herankommen. Sie wen-
den sich dann noch weiter ab, weil sie sich nicht ver-
standen und angesprochen fühlen. 

Politik muß hier beraten und fragen, aber sie muß 
natürlich auch Orientierung geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich möchte einmal an das erinnern, was Herr Ger-
stenmaier in seinem jetzt erschienenen Buch, in sei-
nen Memoiren zur geistigen Führung des Staates 
gesagt hat, wie es auch unser Fraktionsvorsitzender 
zum Ausdruck gebracht hat. Es geht nicht darum, 
daß wir immer wissen, daß es so und nicht anders 
geht, aber die Haltung, die Klarheit der Diskussion, 
das Stehen zum Ergebnis, das Durchhalten des Er-
gebnisses ist sehr wohl geistige politische Führung, 
auf die gerade junge Menschen in einem demokrati-
schen Staat einen Anspruch haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist auch nicht richtig, daß immer von Jugendli-
chen gesprochen wird; denn tatsächlich ist die 
Gruppe der 21- bis 30jährigen die stärkste in diesem 
Zusammenhang der gewaltsamen Proteste. 

Die tatsächliche oder angebliche Wohnungsnot — 
darüber ist viel gesprochen worden — ist eine Gele-
genheit, sozusagen ein Vorwand. 

Jede andere Gelegenheit, die sich bietet, wird in 
der gleichen Haltung angenommen und genutzt. 
Viele Experten sehen den Hauptgrund für die Betei-
ligung an Hausbesetzungen und militanten Demon-
strationen im veränderten Rechtsbewußtsein, und 
sie erklären, das Verständnis für die Notwendigkeit 
der Erhaltung der Rechtsordnung und der dazu not-
wendigen Schutzmaßnahmen sei nicht hinreichend 
gewahrt. Nicht die Gewaltäter werden als Krimi-
nelle betrachtet, sondern der Staat wird verurteilt, 
wenn er für Recht und Ordnung sorgt. 

Ich darf zum Schluß noch einmal darauf hinwei-
sen, daß viele die Ursachen für diese Entwicklung 
auch in dem mehr und mehr um sich greifenden 
schwerwiegenden und verhängnisvollen Wertrelati-
vismus und in den Versäumnissen im Bereich der 
Erziehung und der Bildung sehen. Ein weiterer 
Grund dieser Entwicklung — das will ich noch ein-
mal unterstreichen — wird in der Anspruchsmenta-
lität vieler Jugendlicher, aber auch Erwachsener ge-
sehen, die zum Teil in das Maßlose übersteigert 
wird. 

Schlußfolgerung an dieser Stelle: Die Sprachlosig-
keit und der Opportunismus von Politikern müssen 
überwunden werden. Es muß der Mut aufgebracht 
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werden, dem Volk auch unbequeme Wahrheiten zu 
sagen und diese auch durchzusetzen. Durch gezielte 
Informationen und Aufklärungstätigkeit in der Öf-
fentlichkeit und vor Ort muß eine Differenzierung 
zwischen dem gewalttätigen Kern und den Mitläu-
fern erfolgen. 

Letztlich entscheidend ist die Umkehr in der 
Schul-, Kultur- und Medienpolitik. 

(Conradi [SP])  J: Kabelfernsehen! — Wei

-

tere Zurufe von der SPD) 

Solange in Schulen, in den Medien nicht mehr Ver-
ständnis für die Demokratie, für den Rechtsfrieden, 
für die notwendige öffentliche Sicherheit und Ord-
nung geweckt wird, um eine allmähliche Rückkehr 
zu einem richtigen Staats- und Rechtsbild zu errei-
chen, stoßen alle staatlichen Maßnahmen ins Leere, 
weil sie nicht verstanden werden. 

Die Kommission möge einen Beitrag dazu leisten, 
daß wir besser verstanden werden! Wir sind offen, 
wir sind bereit. Wir haben in Unionskreisen einmal 
das Wort geprägt, daß wir Partner der jungen Gene-
ration sind. Wir sehen in der Kommission eine er-
neute Aufforderung an uns, der wir uns in der kom-
menden Zeit, hoffentlich mit Erfolg, im Interesse der 
jungen Generation und damit auch dieses Staates 
gern stellen. Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und vereinzelt bei 
der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Eimer. 

Eimer (Fürth) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Durch den Antrag der Fraktionen 
der SPD und der FDP wird deutlich gemacht, welche 
Aufmerksamkeit wir hier, aber auch die Öffentlich-
keit auf die Proteste der Jugend richtet. Wir begrü-

ßen diese Kommission und verbinden damit die 
Hoffnung, daß sie Anstoß gibt zu einer breiten Dis-
kussion über die Probleme, die wir mit der Jugend, 
beziehungsweise mit einem Teil der Jugend, und 
umgekehrt Teile der Jugend mit uns haben. 

Ich will dabei aber nicht verhehlen, daß die Einset-
zung einer Kommission aus unserer Sicht nicht 
ganz unproblematisch ist. Es besteht die Gefahr, daß 
das Problem und damit die Verantwortung um die 
Jugend scheinbar auf die Fachleute abgeschoben 
wird und die Kommission eine Alibifunktion über-
nehmen soll. Die Jugendpolitik geht aber alle Poli-
tikbereiche an und somit auch alle Politiker. Ver-
säumnisse, die vorgekommen sind, sprechen uns 
alle an. Niemand, keine Partei, kann sich freispre-
chen. Fehler fallen auf uns alle zurück. Für die Ju-
gend sind wir alle die Etablierten. Wir können des-
halb die Diskussion vor den kritischen Augen der 
Jugend nur dann bestehen, wenn wir nicht der Ver-
suchung erliegen, uns in dieser Frage gegenseitig 
auf Kosten anderer zu profilieren. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Ich meine, hier ist Selbstkritik gefordert; aber 
nicht nur diese. Hier ist auch Ehrlichkeit gefordert 
in dem Sinn, daß wir offen sagen, was uns persönlich 

an der Jugend nicht gefällt. Denn ich möchte bei den 
Jugendlichen nicht den Eindruck erwecken, dies 
hier sei alles nur eine Masche, um sie zu besänftigen, 
sie vielleicht als Stimmvieh zu gewinnen. Nein, wir 
müssen auch bereit sein, uns mit ihr zu streiten. Und 
ich hoffe, die Jugend ist ebenfalls bereit, mit uns zu 
streiten. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Denn wir müssen versuchen, sie zu überzeugen, oder 
uns überzeugen lassen. 

Wir müssen der Jugend auch sagen, daß Men-
schen nur dann friedlich miteinander auskommen 
können, wenn von allen gewisse Spielregeln aner-
kannt werden, auch wenn uns diese Spielregeln 
schwerfallen oder wenn uns das Ergebnis dieser 
Spielregeln nicht gefällt. 

(Beifall bei der FDP) 

Diese Kommission wird dann erfolgreich sein, 
wenn sie eine Kommission der Fragen ist — Fragen 
der Politiker an die Jugend, Fragen der Jugend an 
die Politiker. Auch ich will hier einige Fragen stel-
len. 

Der Jugend geht es heute besser als je einer Ju-
gend zuvor. Probleme wie Wohnungsnot, Arbeitslo-
sigkeit, Numerus clausus oder Lehrstellenmangel 
hatten andere Generationen von Jugendlichen auch 
und oft in stärkerem Maße. Trotzdem waren diese 
Jugendlichen zum Teil zufriedener. Liegt es viel-
leicht daran, daß die Bürokratisierung zugenommen 
hat, daß Freiräume enger geworden sind, daß die Ju-
gend glaubt, keine Gestaltungsmöglichkeiten mehr 
zu sehen? Ich habe auch den Eindruck, daß die Funk-
tionäre der Jugendverbände angesichts des Prote-
stes der Jugend sprachlos sind — kein Wunder: auch 
die Funktionäre der Jugendverbände werden vom 
protestierenden Teil der Jugendlichen zum Estab-
lishment gezählt. 

(Zuruf von der FDP: Sind sie doch!) 

Von einem Jugendpolitiker erwartet man nun, daß 
er Politik für die Jugend macht, daß er sie und ihre 
Probleme anspricht und daß er das alles lösen kann. 
Jugend und Jugendprobleme seien Aufgaben der Ju-
gendpolitik, so sagt man. Die Wirtschaftspolitiker 
kümmern sich um die Wirtschaft, die Rechtspoliti-
ker sollen sich um die Fragen des Rechts kümmern, 
die Wohnungspolitiker um die Fragen der Woh-
nungspolitik usw. Das ist aber der große Irrtum, dem 
wir unterliegen können, und es wird höchste Zeit, 
daß er von uns erkannt wird. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Was fällt denn eigentlich in die Kompetenz der Ju-
gendpolitiker? Das sind Dinge wie Jugendhilfege-
setz, Gesetz zur Neuregelung der elterlichen Sorge, 
der Bundesjugendplan, Jugendschutzgesetz und 
ähnliches. Aber interessiert das die Jugend wirk-
lich? — Natürlich nicht. Die Interessen der Jugend 
liegen meist woanders. Wenn man Jugendliche an-
sprechen will, so muß man über Wohnungspolitik, 
Bildungsfragen, Ausbildung, Berufschancen, Mitbe-
stimmung, Sicherheitsfragen, Rechtsfragen, Um-
weltpolitik, Entwicklungspolitik sprechen. Aber das 
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fällt alles nicht in die Kompetenz des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Damit kein Irrtum entsteht: Ich beklage das nicht; 
ganz im Gegenteil. Gott sei Dank ist es so. Es wäre 
schlimm, wenn sich die Jugend nur für das interes-
sierte, was sie unmittelbar angeht. 

Die Zeit, in der ein Jugendlicher Jugendlicher ist, 
ist verhältnismäßig kurz. Ich will dies an einem Bild 
deutlich machen: Ein Jugendlicher ist jemand, der 
aus dem Kinderzimmer in das Wohnzimmer geht 
und der gerade im Türrahmen steht. Der Blick ist 
weder zurück noch auf die Tür gerichtet, sondern 
nach vorne, auf das, was vor ihm liegt. Was will ich 
damit sagen? Jugendliche interessieren sich in er-
ster Linie für die Politik, die ihre Zukunft unmittel-
bar berührt. Politik ist auf lange Frist angelegt. Was 
wir heute anpacken, wird erst morgen gelöst. Unsere 
Kinder werden es erleben. Politik ist immer ein Ge-
stalten für die Zukunft. Es ist deshalb verständlich, 
daß sich Jugend für die Welt interessiert, in die sie 
hineinwächst. Es ist die Politik als Ganzes, die sie 
ansprechen muß. 

Wir Politiker werden Jugendliche aber nur dann 
ansprechen können, wenn wir Glaubwürdigkeit be-
sitzen. Ich möchte uns deshalb bei dieser Gelegen-
heit selbst fragen, ob es richtig ist, daß wir zu Natur-
schützern nur Kernkraftgegner aus unseren Reihen 
schicken, zu Wehrdienstverweigerern keine Vertei-
digungspolitiker, zu Sozialverbänden keine Finanz-
politiker, zu Gewerkschaften keine Wirtschaftspoli-
tiker. Gerade Jugendlichen gegenüber müssen wir 
deutlich machen, daß ein Politiker nicht die Aufgabe 
hat, Populäres zu sagen, sondern Notwendiges popu-
lär zu machen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD) 

Auch an einer anderen Stelle hat die Politik, wie 
ich meine, bei den Jugendlichen Glaubwürdigkeit 
verloren. Ich meine die Art und Weise, wie wir mit 
dem politischen Gegner umgehen. 

(Kiep [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Wenn sich Politiker gegenseitig unterstellen, daß 
der andere böse, unfähig oder dumm ist, dürfen wir 
uns nicht wundern, wenn Jugendliche, die anderer 
Meinung sind als wir, uns ebenfalls als dumm oder 
böse hinstellen. 

(Kiep [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Nötig wäre es, deutlich zu machen, daß der andere 
trotz eines anderen Standortes nicht schlecht ist. Nö-
tig wäre es vor allem, die Antriebskräfte des eigenen 
Handelns deutlich zu machen, die Grundsätze aufzu-
zeigen, nach denen man Politik macht. Nötig wäre 
es, diejenigen zu tolerieren, die nach anderen 
Grundsätzen leben wollen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und der CDU/CSU) 

Soweit einige Fragen, die wir an uns selbst richten 
müssen. 

Aber wir werden in dieser Kommission auch noch 
andere Fragen untersuchen müssen. Als ich Jugend-
licher war, sagten die Eltern immer wieder: Unsere 

Kinder sollen es besser haben als wir. Und wir hat-
ten es ohne Zweifel besser. Zu der heutigen Jugend 
wird das, so habe ich den Eindruck, nicht mehr ge-
sagt. Sie würde vermutlich fragen: zu welchem 
Preis?, oder: ist das materiell gemeint? Die Jugend 
hat heute ihre eigenen Zielvorstellungen, so wie sie 
eigentlich jede Jugend hat. Aber es sind weniger ma-
terielle Ziele. Ihr fehlt z. B. die Wärme, die Geborgen-
heit in unserer Gesellschaft. Diese Ziele sucht die 
Jugend mit Mitteln zu erreichen, die uns als Protest 
erreichen. Wir fragen uns dann, ob die Jugend heute 
nicht zu ungeduldig ist, wenn sie ihre Ziele nicht so 
schnell erreicht, wie es ihr wünschenswert er-
scheint, und ihr Leben dann neben der Gesellschaft 
als Aussteiger gestalten will. 

Ich frage mich manchmal, ob die Jugendlichen, die 
aussteigen, die die Leistung verweigern, von uns 
wirklich richtig beurteilt werden. Sind das wirklich 
Leistungsverweigerer? Wir bezeichnen unsere Ge-
sellschaft als Leistungsgesellschaft. Leistung muß 
sich lohnen, Leistung muß belohnt werden. Aber 
sieht man in unserer Gesellschaft den Zusammen-
hang zwischen Arbeit bzw. Leistung und Ergebnis 
dieser Leistung? Leistung wird bei uns sehr abstrakt 
gemessen. Für den Betroffenen sind Zusammen-
hänge kaum erkennbar; er erkennt sie allenfalls 
über den Lohn. 

Ich meine, daß die sogenannten Aussteiger das Er-
gebnis ihrer Anstrengungen sehen wollen. Sie wol-
len das Produkt ihrer Leistung erleben, wenn sie auf 
Bauernhöfen Gemüse anbauen oder sich handwerk-
lich betätigen. Sie arbeiten dann oft sehr viel mehr 
und leisten nach unseren Maßstäben weniger. Aber 
sie haben das Erlebnis, daß sie den Zusammenhang 
zwischen ihrer Arbeit und dem Erfolg erkennen, daß 
sie das Gefühl von Leistung selbst erleben. Ich habe 
den Verdacht, daß sich diese Jugendlichen selbst gar 
nicht dessen bewußt sind, daß sie Leistung nur kon-
kret und nicht abstrakt begreifen wollen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Wir müssen uns, meine ich, zweierlei fragen. Ma-
chen wir es uns und den Jugendlichen auch wirklich 
klar, was wir unter Leistung verstehen: daß die Ent-
lohnung nach Leistung ein Schutz vor einer anderen 
Gesellschaft ist, die von ihren Mitgliedern mögli-
cherweise Leistung über ideologischen Druck ver-
langt? Müssen die Jugendlichen heute Leistung 
nicht als den ideologischen Hammer empfinden, 
weil Leistung zum Selbstzweck, zur moralischen 
Forderung wird und weil die vorhin geschilderten 
Zusammenhänge für Jugendliche oft nicht mehr er-
kennbar sind? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Lassen Sie mich weiter fragen: Warum muß denn 
das alternative Leben neben der Gesellschaft ge-
schehen? Haben wir in unserer pluralen Gesell-
schaft nicht Raum genug und vor allem nicht Tole-
ranz genug für andere Formen des Zusammenle-
bens? Haben wir der jungen Generation nicht selbst 
schlechte Vorbilder geliefert, weil wir Teile der Ge-
sellschaft an den Rand geschoben haben, separiert 
haben? Ich denke z. B. an die Trennung der Genera-
tionen: Die Alten wurden ins Altersheim abgescho- 
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ben, Kinder, wenn überhaupt, auf Spielplätze, wo sie 
die Welt der Erwachsenen nicht mehr stören kön-
nen. Macht die Jugend möglicherweise nicht das 
nach, was wir ihr vorgemacht haben? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Sind das Leben neben unserer Gesellschaft und die 
Angst, in dieser Gesellschaft zu leben, nicht mögli-
cherweise auch ein Ausdruck der Angst der Jugend, 
erwachsen zu werden? 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

Ist der Protest der Jugend, ausgedrückt durch al-
ternative Lebens- und Produktionsformen, nicht 
möglicherweise auch eine Folge dessen, daß wir viel-
leicht unsere Umgebung schneller verändert haben, 
als wir Menschen uns der von uns veränderten Um-
gebung anpassen konnten? 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Ich glaube, daß wir Fragen genug haben, die wir in 
dieser Kommission bearbeiten müssen. Diese Fra-
gen beunruhigen mich aber nicht so sehr; hat doch 
die Jugend Ansprüche, die nicht nur im Materiellen 
liegen. Aber ich gestehe, daß es auch Dinge gibt, die 
mich bei der Jugend und ihren Protesten beunruhi-
gen. Da ist zum Beispiel die Sprachzerstörung, die 
wir teilweise beobachten müssen. Da spricht man 
von Zwangsverteidigern, die nur ihre Pflicht tun — 
im Gegensatz zu Vertrauensanwälten —, man 
spricht von Bullen statt von Schutzleuten, man 
spricht von Kaputtbesitzern und Instandbesetzern. 
Das alles befrachtet die Sprache mit Ideologie, dreht 
Begriffe um und erschwert die Kommunikation, 
führt zur Sprachlosigkeit zwischen den Generatio-
nen. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Aber da ist noch etwas anderes, was mich be-
drückt. Vor kurzem hatte ich ein Gespräch mit ei-
nem jungen Abiturienten, der für eine große Illu-
strierte tätig war. In dem Gespräch brachte er seine 
Vorstellungen über Parteien und Demokratie vor. Er 
sagte unter anderem: Die machen ja doch nur, was 
sie wollen, man kann ja doch nichts erreichen, die 
arbeiten ja doch nur um des eigenen Vorteils willen, 
und die Parteien streiten nur! Das waren alles Ur-
teile über Parteien und die Demokratie, die ich vor-
her einem Film über eine Hitlerrede entnehmen 
konnte. Diese Vorurteile und dieses Gedankengut 
wurden über zwei Generationen aus dem „Dritten 
Reich" an die heutige Generation weitergegeben 
und sind sicher kein Einzelfall. 

Ich frage mich: Was haben wir falsch gemacht, El-
tern, Erzieher, Lehrer, Politiker, daß Demokratie als 
Konfliktlösungsmechanismus in unserem Volk so 
schlecht verankert ist, 

(Zustimmung bei der FDP und der SPD) 

daß dies nur als lästiger Parteienstreit gesehen wird, 
gerade auch bei dem Teil der Jugend, der nicht pro-
testiert und als „angepaßt" gilt? Ist es nicht unsere 
Aufgabe, der Jugend klarzumachen, daß sie in unse-
rer Gesellschaft etwas verändern kann und wird? Es 
ist unsere Aufgabe, ihr Gelegenheit und Hilfestel-
lung dazu zu geben, und zwar durch Einblick und In

-

formation und auch dadurch, daß man sie selbst et-
was tun läßt. 

Die Enquete-Kommission soll untersuchen, ob der 
Protest der jungen Menschen neue gesellschaftliche 
und politische Zielsetzungen verlangt. Ich will der 
Enquete-Kommission kein Ergebnis vorwegneh-
men. Aber ich glaube, daß wir in erster Linie eine 
neue Atmosphäre brauchen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat die Frau Bundes-
minister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Frau Huber, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Bis in den Sommer 1980 hinein hat die empi-
rische Sozialforschung den heranwachsenden jun-
gen Menschen für die letzten Jahre ein erhöhtes 
Maß an unkritischer Anpassung bescheinigt, bis hin 
zum Duckmäusertum. Dazu gehört auch die Shell-
Studie, die von Herrn Hauck schon erwähnt worden 
ist. Diese Studie kam zu der Feststellung, daß mehr 
Jugendliche als je zuvor Angst hätten, unbequeme 
Meinungen zu äußern und sich politisch zu engagie-
ren. 

Damals, meine Damen und Herren, wurden viele 
Krokodilstränen geweint, auch von solchen — das 
will ich hier einmal sagen —, die zuvor eine Ver-
schärfung im Straf- und Demonstrationsrecht und 
bei der Einstellungspraxis des öffentlichen Dienstes 
gefordert hatten 

(Beifall bei der SPD) 

und die oft, wenn es um die Jugendförderung ging, 
wenig Toleranz, Liberalität und Geduld gezeigt ha-
ben. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Warum fangen 
Sie denn gleich wieder so polemisch an?) 

— Ich sage dies, weil Herr Kroll-Schlüter hier einige 
Bemerkungen gemacht hat, auf die ich auch noch zu-
rückkommen werde. 

(Beifall bei der SPD) 

Was die Studien betrifft, so gibt es heute ernstzu-
nehmende Leute, die es für gar nicht sicher halten, 
daß man damals die richtigen Fragen gestellt hat. 

Heute begrüße ich, daß alle Fraktionen des Deut-
schen Bundestages eine Enquete-Kommission wol-
len, die von den Koalitionsfraktionen vorgeschlagen 
worden ist. Sie wird uns sicherlich ein Stück weiter-
helfen. Sie ist nicht dasselbe, Herr Kroll-Schlüter, 
wie die Jugendberichte, die Sie „Jugendberichte der 
Bundesregierung" genannt haben. Ich habe hier 
schon öfter gesagt: Es gibt keine Jugendberichte der 
Bundesregierung; es gibt nur Berichte von Experten 
zu bestimmten Themen. Sie haben das gewünscht. 
Der Deutsche Bundestag hat uns beauftragt, diese 
Kommission einzusetzen. Es sind aber nicht unsere 
Berichte. Sie sind viel zu speziell, als daß man sagen 
könnte, sie seien die Vorläufer dessen, was die En-
quete-Kommission will. 

Wir können davon ausgehen, daß ein Teil unserer 
Jugend die von uns gebaute Welt jetzt offenbar satt 



1664 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 32. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. April 1981 

Bundesminister Frau Huber 
hat. Er fühlt sich eingemauert in zuviel Beton und 
Paragraphen, glaubt nicht an sogenannte Sach-
zwänge, lehnt die hochtechnisierte Welt ab, in der 
der Mensch wie eine Maschine funktionieren soll. 
Die Jugend sucht Möglichkeiten für kreative Tätig-
keit und auch für menschliche Wärme im engeren 
Lebensraum. Sie artikuliert das zum Teil in neuen 
Lebensformen und auch im Protest. Junge Leute tei-
len nicht einfach unsere Überzeugung, unsere Vor-
stellung vom lebenswerten Leben. Sie wollen keine 
Schablonen und keine Abziehbilder ihrer Erzieher 
sein. 

Wenn wir uns fragen, wie das alles gekommen ist, 
so stoßen wir sicherlich auf mangelnde Entfaltungs-
möglichkeiten, etwa in selbstbestimmten Jugend-
zentren ohne zu perfekte Ausstattung, die dann wie-
der ein starres Reglement bedingt. Wir stoßen auch 
auf Furcht vor Arbeitslosigkeit, auf das Gefühl von 
Überflüssigkeit, auf Fehler der Gesellschaft und der 
Politik — z. B. beim vorschnellen Abriß alter Häu-
ser —, aber auch auf Lebensangst durch Schulstreß 
und durch Fernsehen statt Familiengespräch. 

Viele sagen, die jungen Leute von heute seien un-
politisch. Sie seien überwiegend gegen die etablier-
ten Parteien. Aber sie sind auf ihre Art vielleicht 
doch politisch, indem sie uns ihre Meinung darüber 
signalisieren, wie der Mensch auf humane Weise 
und eigentlich anders leben sollte, als wir heute le-
ben. Auch dies wird die Enquete herauszufinden ha-
ben. 

Manche Gruppen haben sogar Gewalt zum Mittel 
ihrer Sprache gemacht. Das können wir nicht akzep-
tieren. Aber wir können nicht, meine Damen und 
Herren, mit der Polizei gegen das vorgehen, was  in 

 diesen jungen Leuten vorgeht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Kroll

-

Schlüter [CDU/CSU]: Das ist richtig!) 

Im Grunde gibt es einige bemerkenswerte Signa-
le, z. B. einfacher leben wollen, sinnvolle Arbeit tun, 
mit Problembeladenen solidarisch sein, nicht nur 
leisten, sondern auch fühlen. Die Enquete-Kommis-
sion wird sich auch mit der Frage zu befassen haben, 
wie repräsentativ dies alles denn ist. 

Ist dieser Jugendprotest schon eine neue Jugend-
bewegung? Oder handelt es sich um eine Minder-
heit, deren radikale Gruppen gerade jetzt Schlagzei-
len machen? Widerlegt die schweigende Mehrheit 
durch ihr bloßes Vorhandensein die Berechtigung 
des Protestes? Ist die Jugend, wie jemand gesagt hat, 
der Sozialfall der Politik? Oder geht es nur um akute 
Probleme derer, die im Moment keinen Ausbil-
dungsplatz oder keinen Arbeitsplatz haben? Allein 
die Tatsache, daß solche Fragen gestellt werden, ist 
jedoch bemerkenswert. 

Nach unserer Studie über die alternativen Bewe-
gungen in der Bundesrepublik — Sie haben sie 
schon erwähnt, Herr Kroll-Schlüter —, nach dem 
also, was wir bis jetzt herausfinden konnten, glau-
ben wir, die alternativen Bewegungen drücken mehr 
aus als nur akuten Protest solcher, die gerade ein 
persönliches Problem haben. 

Es kann gar kein Zweifel sein, meine Damen und 
Herren, daß sich ein 60-Millionen-Volk nicht auf al

-

ternative Weise ernähren kann. Die allermeisten 
Projekte leben von zumindest indirekter staatlicher 
oder privater Unterstützung. Man kann die Pro-
bleme der Nation auch nicht in kleinen Gruppen lö-
sen, die jede Delegation von Entscheidungsbefugnis-
sen ablehnen. Und wir können nicht alle im Grünen 
sein und die Industrie abschaffen. Aber vielleicht 
können und sollten wir im Tagesgeschäft innehalten 
und in Gesprächen herausfinden, was man — beson-
ders vor Ort — besser machen kann. Dazu dient 
auch die Enquete. 

Es ist bedrückend, wenn ein beachtlicher Teil un-
serer Kinder bei insgesamt verbesserter Ausbildung 
und verbessertem Angebot an qualifizierten Arbeits-
plätzen diesem Staat mißtraut, den wir für den frei-
heitlichsten und auch für den sozialsten halten, den 
es hier je gegeben hat. 

Wenn junge Leute den Wunsch haben, Wachs-
tumszwänge aufzulösen, die Produktion in die, wie 
sie sagen, Naturwelt zu reintegrieren, wenn wirt-
schaftliche Entflechtung stattfinden soll — Dezen-
tralisierung der Produktion, Entwicklung von Mit-
tel- und Kleintechnologien, Verselbständigung zu 
kleinen Einheiten —, kurz, wenn die Idee, auf einem 
niedrigen Niveau besser zu leben, sich dort ausbrei-
tet, dann können wir nichts sagen: Dies alles läßt 
sich für uns alle machen, und ihr habt alle recht. 
Aber wir müssen die Signale beachten, daß es Men-
schen in unserem Lande gibt, die so nicht mehr wei-
terleben wollen, und wir müssen uns fragen, ob wir 
nicht Formen finden müssen, die humaner sind als 
das, was wir jetzt haben. 

(Zustimmung bei der SPD und der FDP) 

Wir dürfen das nicht mit einer Handbewegung ab-
tun und sollten nicht etwa den Kommentaren zu-
stimmen — einer ist hier heute schon indirekt zitiert 
worden —, die hinter der Jugendbewegung nur 
Schmarotzer der Wohlstandsgesellschaft vermu-
ten. 

Es haben sich, zumindest bei einem Teil der Ju-
gend, Wertvorstellungen verändert. Wenn behauptet 
wird, daß sich ein Wandel zu konservativen Wertvor-
stellungen vollzogen hat, glaube ich dies eher nicht 
und füge hinzu, daß die traditionelle Trennung zwi-
schen progressiver und konservativer Auffassung, 
wie man sie vor 15 Jahren gekannt hat, so wohl nicht 
mehr aufrechtzuerhalten ist, daß man in diesen Ka-
tegorien nicht mehr denkt und daß es auch — das 
gebe ich zu — bei vielen Gruppen ein krauses Durch-
einander von Vorstellungen gibt. Auch dies wird ein 
Punkt der Enquete sein. 

Viele junge Leute wollen aber nicht, daß ihr Leben 
— auch, wie ich hinzufüge, von den Eltern — so stark 
verplant wird. Der jugendliche Protest richtet sich 
nicht nur gegen Rüstung, Atomkraftwerke, Umwelt-
zerstörung und soziale Ungerechtigkeit; er richtet 
sich auch gegen die Verplanungs- und Bürokratisie-
rungstendenzen. 

Trotz der Gewalt, mit der die Jugend manchmal 
auf sich und ihre Ziele aufmerksam macht, muß man 
sehen, daß es in dieser Jugend ein großes Engage-
ment für Gewaltlosigkeit und Frieden gibt. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 
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Man darf sich durch die militanten Formen nicht 
den Blick dafür verstellen lassen, daß hier Sehn-
sucht und Angst artikuliert werden. Meine Damen 
und Herren, es wäre schlimm, wenn diese Angst 
ohne Brücke auf eine andere Angst träfe, nämlich 
auf die Angst der Erwachsenen vor der rebellieren-
den und manchmal randalierenden Jugend. Diese 
Angst wäre ein schlechter Ratgeber, der nach harten 
Reaktionen ruft, nach — wie es so heißt — härterer 
Gangart. Es wäre wirklich schlimm für uns alle, 
wenn nur dies unsere Reaktion wäre. 

(Beifall bei der SPD, bei der FDP und bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Hier gilt es — und das will ja die Enquete —, nach 
den Ursachen zu fragen, das Gespräch zu suchen, 
beiderseitige Lernprozesse zu beginnen. 

Es ist hier schon gesagt worden, und ich sage es 
auch: Es gibt natürlich nicht die Jugend, sondern 
sehr unterschiedliche Gruppen, unterschiedlich in 
Bildung, unterschiedlich in Schichtzugehörigkeit. Es 
gibt aber auch einige Hinweise darauf, daß sich die 
Unterschiede abzuschleifen beginnen. 

Einige Grundtendenzen, die hier entwickelt wer-
den, sind sicherlich auch ein Grundbedürfnis von Er-
wachsenen, wie denn überhaupt die Probleme, um 
die es hier geht, nicht so sehr reine Jugendprobleme 
sind, sondern Gesellschaftsprobleme; 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

manche nennen sie „Sündenbockprobleme". Sie 
werden von der Jugend nur schärfer artikuliert. 

Wir Erwachsenen sind — so hat neulich jemand 
gesagt — politisch so weit sozialisiert, daß wir die 
Widersprüche unserer Politik, auf die gerade die Ju-
gend aufmerksam macht, gar nicht mehr wahrneh-
men. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Umgekehrt wünschen wir uns — das möchte ich 
ebenso deutlich sagen —, daß die Jugend und die 
Gruppen, die das Unbehagen artikulieren, auch et-
was mehr Sinn für die Realität entwickeln; dann 
können wir vielleicht eher zusammenfinden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sinn des von uns gewünschten Dialogs, zu dem die 
Enquete beitragen soll, ist nicht, daß wir uns in billi-
ger Weise anbiedern und unsere Meinung an der 
Garderobe abgeben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Aber wenn so viele junge Menschen pessimistisch 
sind — und das sind ja viel mehr als die Aussteiger, 
die jetzt auf 13% der 5,4 Millionen in Deutschland, 
die zwischen 17 und 23 Jahre alt sind, beziffert wer-
den —, wenn so viele pessimistisch sind, nicht so le-
ben wollen wie wir und überhaupt nicht mehr mit 
uns leben wollen, wenn sie sich zum Teil gar nicht 
mehr vorstellen können, daß Auseinandersetzungen 
mit uns noch lohnend sind, wenn in manchen Grup-
pen Zweifel zur Verzweiflung und hier und da zu der 
Überzeugung wird, man könne diese Gesellschaft 
gar nicht mehr beeinflussen, sind doch offenbar Pro-
bleme vorhanden und ernsthafte Fragen ange

-

bracht, auch wenn diese nicht die Mehrheit der Ju-
gendlichen oder gar alle Jugendlichen betreffen. 

Dabei geht es nicht allein darum, spezifische ju-
gendpolitische Vorhaben umzusetzen oder doch 
noch über die Bühne zu bringen, obwohl es gut gewe-
sen wäre, wenn eine Partei, die jetzt einen Parteitag 
zu Jugendfragen vorbereitet, uns beim Jugendhilfe-
recht geholfen hätte. Herr Kroll-Schlüter, es ist ja 
nicht so, daß wir nicht mit den Fachleuten, mit den 
Experten der Länder oder auch mit den Kirchen und 
den Verbänden einig gewesen wären; sie alle haben 
hier gesagt: Bringt dieses Jugendhilferecht über die 
Bühne. — Das ist allein daran gescheitert, daß Ihre 
Fraktion und Ihre Länder im Bundesrat 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Nein!) 

es nicht mit beschlossen haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Wider

-

spruch bei der CDU/CSU — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Dies hat niemand gesagt!) 

Vizepräsident Windelen: Frau Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Kroll-
Schlüter? 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Frau Minister, können 
Sie mir eine Kirche oder einen Verband nennen, die 
wirklich gesagt haben, wir wollen dieses Jugendhil-
fegesetz? 

Frau Huber, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Verbände und  die  beiden Kirchen 
haben an uns geschrieben, man möge das Jugendhil-
ferecht verabschieden. 

(Beifall bei der SPD — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Eines, aber nicht dieses!) 

— Es ist klar, daß beim Jugendhilferecht bei so vie-
len unterschiedlichen Interessen ein Kompromiß 
angestrebt werden mußte; aber er war da, und bis 
auf Ihre Länder haben alle ihn getragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun stehen Sie heute hier hin und sagen, es muß 
praktisch gehandelt, es muß Politik gemacht wer-
den. Dem stimme ich zu, aber wir haben sie ge-
macht. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Ich würde 
mich schämen, vor der jungen Generation 
so etwas zum Jugendhilfegesetz zu sa

-

gen!) 

— Ich schäme mich nicht, und da habe ich viele hin-
ter mir, die sich auch nicht schämen, wenn hier von 
konkreter Politik die Rede ist. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Sie sagen, es muß gehandelt werden. Aber wenn wir 
auch Ihre Stimmen brauchen, weil es ein zustim-
mungsbedürftiges Gesetz ist, dann läuft das nicht, 
obwohl das Gesetz mit vielen in Jahren erarbeitet 
wurde. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Frau Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Hauck? 
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Hauck (SPD): Frau Minister, können Sie mir zu-
stimmen, daß durch die Absetzung des Jugendhilfe-
rechts von der Tagesordnung des Bundesrates die 
Bundesratsmehrheit verhindert hat, daß der Bun-
desrat den Vermittlungsausschuß anrufen konnte, 
obwohl zwei CDU-regierte Länder dies eigentlich 
wollten? 

Frau Huber, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Ich kann Ihnen zustimmen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

— Darüber lachen Sie nun. Mir war das bitter-
ernst. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Frau Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage der Abgeordneten Dr. 
Wex? 

Frau Dr. Wex (CDU/CSU): Frau Minister, würden 
Sie uns gerade jetzt bei der Debatte um die Einset-
zung der Enquete-Kommission für Jugend zustim-
men, daß der Anschauungsunterricht, den wir hier 
in dieser Art der Auseinandersetzung geben, sicher 
auch nicht das ist, was die Jugend von diesem Parla-
ment erwartet? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Frau, Huber, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Frau Dr. Wex, ich stimme Ihnen 
völlig zu. Nur waren es wir, die das Jugendhilferecht 
als konkrete Politik, die hier gefordert wurde, über 
die Bühne bringen wollten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hätte diese Passage hier nicht so betont, Frau Dr. 
Wex, wenn Herr Kroll-Schlüter nicht gerade dieses 
Beispiel für konkretes Handeln gebracht hätte. 

Mein Schlußabsatz sollte anfangen — und das 
paßt jetzt hier —: Reden allein genügt nicht, meine 
Damen und Herren, 

(Beifall bei der SPD) 

und wir dürfen der Jugend nicht nur ein geneigtes 
Ohr schenken. Es wäre verhängnisvoll, wenn wir 
nur das wollten, und praktisch liefe nichts. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Das ist ja nie 
praktisch in dem Sinne!) 

— Es war praktisch, es war sogar sehr praktisch. 
Viele Kinder warten draußen, und die Fachleute sa-
gen mir, das alte Jugendwohlfahrtsrecht ist total 
überholt, und sie möchten das neue Instrument. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Frau Minister, darf der 
Kollege Dr. Rose eine Zwischenfrage stellen? 

Dr. Rose (CDU/CSU): Frau Minister, wie möchten 
Sie die Kosten des neuen Jugendhilferechts bezah-
len, angesichts der Tatsache, daß Sie im Haushalt 
nicht einmal die entsprechenden Mittel für den Bun-
desjugendplan haben? 

Frau Huber, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Der Bundesjugendplan hat dieses 
Jahr einen Zuwachs und kein Minus; dies vorweg. 
Aber ich will Ihnen sagen: Sie sprechen hier im Par-
lament, gerade Ihre Fraktion, über die Drogenfrage 
und solche Probleme. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn dann die Gemeinden usw. feststellen, daß die 
Jugendhilfeausgaben um ca. 10 % ansteigen, und 
wenn viele schon vollziehen, was nicht im alten Ge-
setz steht, weil sie es in der Praxis schon brauchen, 
dann ist doch die Kostensteigerung nicht eine Frage 
unserer Lust am Geldausgeben, sondern eine Frage 
der praktischen Notwendigkeit. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich will zum Schluß 
kommen. Ich möchte Ihnen aber noch sagen, daß ich 
den Jugendprotest nicht nur für eine Bedrohung, 
sondern auch für eine Chance halte. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Was wir bewegen wollen, gilt der Zukunft. Und wes-
sen Zukunft ist es mehr als die dieser jungen Men-
schen, die ja erst ins Leben hineinwachsen? Für sie 
wird das alles zu tragen sein — in Licht und Schat-
ten —, was wir hier beschließen und was die Gesell-
schaft tut. Das ist ihre Bürde oder ihre Freude. Die 
bessere Zukunft, die wir meinen, meine Damen und 
Herren, ist nur wirklich, wenn sie von den Jungen 
auch als bessere Zukunft empfunden wird. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deswegen erhofft sich die Bundesregierung von der 
Enquete Aufschlüsse über Wege, die wir dann tat-
sächlich gemeinsam in eine bessere Zukunft gehen 
können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Schröder (Hannover). 

(Hartmann [CDU/CSU]: Hat der keine Kra-
watte?) 

Schröder (Hannover) (SPD): Sehen Sie, Herr Kol-
lege, genau diese Frage hatte ich erwartet, nicht weil 
ich keine habe, sondern weil diese Frage — ob ich 
keine Krawatte hätte —, die Sie eben gestellt haben, 
die Jugendlichen, über die Sie nur reden, mit Sicher-
heit nicht verstehen. Und es ist gut so, daß sie sie 
nicht verstehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Zuruf 
von der CDU/CSU: Sie wollen hier demon-
strieren! — Hartmann [CDU/CSU]: Aber 

das Knopfaufmachen genügt nicht!) 

Ihr Verständnis von Würde ist ein Verständnis, das 
sich auf die Form bezieht. Unser Verständnis von 
Würde des Parlaments, von Würde des Parlamenta-
rismus ist ein Verständnis, das sich auf Inhalte be-
zieht. 

(Beifall bei der SPD — Hartmann [CDU/ 
CSU]: Runter mit dem Jackett!) 
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Schröder (Hannover) 
Sehen Sie, das macht einen der Unterschiede zwi-
schen Ihnen und uns aus, in der Behandlung dieses 
Problems wie in der Behandlung vieler anderer Pro-
bleme. Aber lernen werden Sie das nie, Ihrer Frage 
nach zu urteilen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie haben nicht 
einmal den Präsidenten gegrüßt!) 

Herr Kroll-Schlüter, ich wollte auf das eingehen, 
was Sie hier gesagt haben. Sie haben gesagt, Sie 
wollten Jugend zur positiven Einstellung zu Staat 
und Gesellschaft erziehen. Sehen Sie, auch das ist 
ein Schlüsselsatz für Ihr Politikverständnis. 

(Frau Dr. Wex [CDU/CSU]: Erzählen Sie 
mal, was Sie wollen!) 

Sie wollen verordnen, Sie wollen reglementieren. 
Wir dagegen wollen zuhören und aus dem Zuhören 
lernen und aus dem Lernen Handlung entwickeln. 
Das ist der grundsätzliche Unterschied unserer Art 
Politik zu machen und Ihrer. 

(Beifall bei der SPD — Wissmann [CDU/ 
CSU]: Meine Güte, welche Selbstgerechtig

-

keit!) 

Vizepräsident Windelen: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Kroll-Schlüter? 

Schröder (Hannover) (SPD): Ja, gerne. 

Vizepräsident Windelen: Bitte schön. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Da Sie zuhören wollen 
und ich davon ausgehen darf, daß Sie auch in diesem 
Hohen Hause zuhören, möchte ich Sie fragen, ob das 
Bestreben zur Erziehung und die Hilfe zur Erzie-
hung etwas mit Reglementierung zu tun haben? 

Schröder (Hannover) (SPD): Es geht nicht um das 
Bestreben, bei der Erziehung zu helfen, sondern es 
geht nach dem, was Sie gesagt haben 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das habe ich 
gesagt!) 

— nein, ich habe mir das mitgeschrieben —, und 
nach dem, was hier geäußert wird, darum, daß Sie 
Werte von oben verordnen wollen, 

(Beifall bei der SPD) 

daß Sie Jugend ausrichten wollen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer will das?) 

anstatt ihr durch Gesellschaftspolitik die Möglich-
keit zu geben, daß sie zu ihren eigenen Werten fin-
den und aus dieser Wertbezogenheit dann zu eigen-
verantwortlichem Handeln kommen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist der fundamentale Unterschied, um den es 
geht. 

Sie haben einen weiteren Fehler gemacht. Sie ha-
ben hier ein Bild von Jugend gezeichnet, dem ich so 
gar nicht zustimmen kann. Eine Emnid-Studie aus 
dem Jahre 1979 z. B. stellt fest, daß 69 % aller 14- bis 
24jährigen, aber nur 26 % der über 50jährigen demo-
kratische Erziehungsziele wie Selbständigkeit und 
freien Willen befürworten. Ich muß zugeben: Eine  

besondere Quote für die Anhänger der Unionspar-
teien ist seinerzeit nicht ermittelt worden. 

(Rawe [CDU/CSU]: Gucken Sie sich doch 
mal in den Schulen an, wo die Selbständig-

keit bleibt!) 

Allensbach hat im gleichen Jahr mitgeteilt, daß nach 
dort gemachten Untersuchungen die Zahl derer, die 
sich gegen Behördenwillkür wehren würden, bei den 
Jüngeren deutlich größer ist als bei den Älteren. In-
fas hat ebenfalls im Jahre 1979 erfragt, daß die Be-
reitschaft, sich persönlich zu engagieren, bei Ju-
gendlichen viel ausgeprägter ist als bei Älteren. 

(Zustimmung bei der SPD) 

43 % aller 18- bis 24jährigen, aber nur 25 °A) aller über 
50jährigen würden z. B. ihre politische Ansicht offen 
und öffentlich machen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Die Daten dieser Untersuchungen zeigen, daß die 
Jugendlichen demokratische Normen sehr viel stär-
ker akzeptieren und danach leben als Ältere. Ange-
sichts dessen mögen Sie vielleicht von Staatsver-
drossenheit reden dürfen, es gibt aber mit Sicherheit 
keine Demokratieverdrossenheit der Jugend. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Auf diesem Hintergrund, meine ich, sind der Ju-
gendprotest und der Unwille zum Dialog mit der eta-
blierten Politik zu sehen. Es gibt diesen Protest nicht 
etwa aus der Lust am Randalieren, aus der Unfähig-
keit, sich demokratisch zu verhalten, sondern es gibt 
diesen Protest, weil es gesellschaftliche Probleme ei-
nerseits gibt 

(Hartmann [CDU/CSU]: Wer hat die ge-
schaffen?) 

und Versäumnisse der Politik, adäquat zu reagieren, 
andererseits. 

Es ist deshalb gut, daß der Regierende Bürgermei-
ster von Berlin, Jochen Vogel, dies auch in Wahlzei-
ten offen und öffentlich sagt. 

(Rawe [CDU/CSU]: Vielleicht sagt er dabei 
auch, wer diese Unzulänglichkeiten ge-

schaffen hat!) 

Es ist schlecht, Ihre pharisäerhafte Selbstgerechtig-
keit zu erleben, 

(Beifall bei der SPD) 

wenn Sie darauf Antworten geben, die bei Licht be-
trachtet keine sind. 

Herr Kroll-Schlüter, Sie haben noch etwas ande-
res gemacht. Sie haben einen Satz aus dem Bericht 
der Eidgenössischen Jugendkommission zitiert. Sie 
haben gesagt: Es trifft zu — — 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Ich habe ihn 
nicht zitiert! Herr Kollege Hauck hat das 

gesagt!) 

— Ich kann es Ihnen sagen. Es heißt wörtlich: 

Es trifft zu, daß radikale Minderheiten die Ju-
gendunruhen ausgelöst haben. 

Dies war der erste Satz. Es geht dann wie folgt wei-
ter: 
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Schröder (Hannover) 
Es trifft auch zu, daß diese Minderheiten in ver-
schiedener Hinsicht von der Mehrheit auch der 
Jugendlichen isoliert sind. 

Dann kommt der entscheidende Satz in dem Doku-
ment, das Sie benutzt haben. Vielleicht sind Sie zu-
fällig dazu gekommen. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sie haben 
wirklich nicht zugehört! — Weiterer Zuruf 
von der CDU/CSU: Herr Kollege Hauck hat 

das gesagt!) 

Dieser Satz lautet: 

... aber die Probleme dieser Minderheiten sind 
nicht isoliert von den Problemen der Mehrheit 

— und zwar einer Mehrheit nicht nur der Jugendli-
chen. 

(Zustimmung bei der SPD — Wissmann 
[CDU/CSU]: Wissen Sie eigentlich, daß das 

Zitat von Ihrem Kollegen kam?) 

Vizepräsident Windelen: Herr Abgeordneter Schrö-
der, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Rawe? 

Schröder (Hannover) (SPD): Aber natürlich. 

Rawe (CDU/CSU): Herr Kollege, Sie beklagen hier 
pharisäerhafte Zustände und arbeiten mit einer 
Vielzahl von Unterstellungen. Darf ich Sie fragen, ob 
Sie vielleicht mit dem pharisäerhaften Verhalten 
das gemeint haben, was der Regierende Bürgermei-
ster von Berlin hier praktiziert hat, nämlich daß er 
Zustände beklagt, für die er als Mitglied der frühe-
ren Bundesregierung eigentlich mit die Verantwor-
tung trägt? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Schröder (Hannover) (SPD): Sie dürfen natürlich 
fragen; wenn Sie eine Antwort hören wollen, bevor 
Sie sich umdrehen und weggehen, bekommen Sie 
sogar noch eine Antwort. 

(Rawe [CDU/CSU]: Das tue ich doch mit 
Vergnügen, wie Sie sehen! — Weitere Zu

-rufe von der CDU/CSU) 

Ich meine, daß Sie falsch liegen. Was das Ver-
dienst von Jochen Vogel in der jetzigen Auseinan-
dersetzung ist, ist dies: Er hat den Mut, als Politiker 
nicht so zu tun, als hätte er bereits fertige Antworten 
auf alle Probleme und als hätten wir — dies geht uns 
alle an — als Politiker niemals Fehler gemacht. Er 
hat den Mut, Fehler einzugestehen und daraus zu 
neuen Lösungen zu kommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Diesen Mut bringen Sie und Ihre Fraktion eben 
nicht auf. Das ist das Mißliche. 

(Abg. Rawe [CDU/CSU] meldet sich zu ei

-

ner weiteren Zwischenfrage) 

Herr Präsident, ich möchte jetzt weiterreden. 

(Rawe [CDU/CSU]: Darf ich Sie trotzdem 
noch einmal fragen, warum Sie eigentlich 
nicht auf seinen Teil der Verantwortung 
eingehen! Daß er für andere beklagt, daß sie 
Fehler gemacht haben, habe ich ihm ja zu

-

gute gehalten! Er soll aber bitte einmal auf 
seine eigenen Fehler zu sprechen kom

-

men!) 

— Sie dürfen deshalb keine Zwischenfragen mehr 
stellen, weil ich fürchte, daß Sie den Unterschied 
zwischen der Art und Weise, auch Fehler einzugeste-
hen, wie das Jochen Vogel jetzt in Berlin macht, und 
Ihrer Selbstgerechtigkeit auch dann, wenn ich ihn 
Ihnen noch einmal erkläre, nicht begreifen wer-
den. 

(Hartmann [CDU/CSU]: Ihr Aufzug ist das 
einzig Orginelle!) 

Welches sind die Ursachen — darum geht es doch 
— für den Protest und das Mißtrauen der Jugend ge-
genüber der etablierten Politik? Der Kollege Hoppe 
hat in der gestrigen Debatte über die Lage der Na-
tion sinngemäß gesagt: Sehnsüchte hätten in der 
Politik nichts zu suchen; man habe sich an Fakten 
zu orientieren. — Er steht mit dieser Auffassung si-
cher in prominenter Gesellschaft. In einer solchen 
Auffassung von Politik liegt aber eine der Ursachen 
des Protestes und eine der Ursachen des Abreißens 
des Dialogs. Es gibt in der Jugend — und nicht nur 
dort — eine Sehnsucht z. B. nach Frieden, nach einer 
Welt ohne Waffen. Es darf unsere Sache doch nicht 
sein, diese Sehnsucht als eine Angelegenheit von 
Träumern und Spinnern zu denunzieren, mit der ach 
so realistische Politiker nichts zu tun haben. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Was ist das, so frage ich, für ein erbärmlicher Realis-
mus, der sich eine Welt ohne Waffen nicht mehr vor-
zustellen wagt? 

(Beifall bei der SPD — Dr. Bötsch [CDU/ 
CSU]: Vor allen Dingen im Westen!) 

Welche die Jugend ergreifende Kraft soll eigentlich 
von einem solchen Realismus ausgehen? Müssen 
uns nicht diejenigen angesichts dessen sehr viel nä-
her sein, die als Teil der Jugendbewegung an die 
Häuserwände malen: Wer keinen Mut zum Träumen 
hat, hat keine Kraft zu kämpfen? 

(Beifall bei der SPD) 

Unsere Unfähigkeit, zu begreifen, daß Menschen — 
junge zumal — sich dagegen wehren, daß ihre Uto-
pien verspottet und mit Zynismus überschüttet wer-
den, verhindert den Dialog. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Was gefordert wird, ist ja nicht die sofortige Erfül-
lung der Träume. Was gefordert wird, sind der Re-
spekt vor diesen Träumen und der Versuch, durch 
Handeln die Realität den Träumen ein Stückchen 
näherzubringen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Eines ist sicher: So unbestreitbar erzielte Erfolge, 
gerade auch Erfolge der sozialliberalen Koalition 
sind, so unbestreitbar ist auch, daß der Protest sich 
aus der Kluft zwischen auch von der Verfassung ver-
bürgten Ansprüchen und einer dem entgegenste-
henden Wirklichkeit nährt. 
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Schröder (Hannover) 
Unsere Verpflichtung ist z. B. eine Verpflichtung, 

Frieden zu stiften. Wer diese Verpflichtung relati-
viert, handelt nicht menschlich. Weil es Atomwaffen 
gibt, gibt es jenseits des Friedens keine menschliche 
Existenz. Wir werden es nicht schaffen, der Jugend 
zu erklären, daß man erst aufrüsten muß, um dann 
abrüsten zu können. Wir müssen daher durch Ver-
handlungen erreichen, daß hier neue Waffen nicht 
stationiert werden und in der Sowjetunion vorhan-
dene verschwinden. 

(Beifall bei der SPD — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Der Kanzler hat gestern genau 

das Gegenteil gesagt!) 

Zeit, so denke ich, haben wir dabei nicht zu verlieren. 
Was wir verlieren können, ist das Vertrauen der 
Menschen in unseren Willen zur Abrüstung und da-
mit letztlich zum Frieden. 

Ich sehe leider, daß meine Zeit abläuft. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Diese Doppel

-

strategie ist fatal, Herr Schröder!) 

Eine und die wichtigste Ursache des Protestes ist die 
Kluft zwischen Ansprüchen und der Wirklichkeit, 
für die wir nicht als einzelne, sondern für die wir alle 
verantwortlich sind. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Die Kluft zwi

-

schen Ihren Worten und den Taten des Bun

-

deskanzlers!) 

Wenn wir es nicht schaffen, durch konkretes Han-
deln — Frau Huber hat zu Recht auf das Jugendhil-
ferecht hingewiesen; ich weise auf die Reform des 
Rechts der Kriegsdienstverweigerung und auf die 
Ausbildungsinteressen der Jugendlichen hin, für die 
wir Erfolg schaffen müssen — diesen Jugendlichen 
zu beweisen, daß wir glaubwürdig sind, dann wird 
man uns mit Heinrich Heine sagen: 

Worte, Worte, keine Taten, 
immer Geist und keinen Braten. 

Dann wird man uns den Dialog, so fürchte ich, weiter 
verweigern. — Danke für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Sauter. 

Sauter (Ichenhausen) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Herr Schröder, zu Ihnen 
nur ein Wort: Wer anderen Selbstgerechtigkeit vor-
wirft und so selbstgerecht auftritt, wie Sie es hier 
versucht haben, der tut sich wohl den kleinsten Ge-
fallen, um überhaupt mit der Jugend in das Ge-
spräch kommen zu können, das an und für sich auch 
Sie mit ihr führen sollten. 

Meine Damen und Herren, SPD und FDP halten 
es in der aktuellen Situation für angebracht, eine 
Enquete-Kommission zu beantragen, die sich unter 
dem Arbeitstitel „Jugendprotest im demokratischen 
Staat" mit der Jugend bei uns beschäftigen soll. Ob 
dies zur Lösung der Probleme der Weisheit letzter 
Schluß ist, ob es nicht nur ein zeitweises Davonsteh-
len vor der Verantwortung darstellt, ob es vielleicht 
der vordergründigen Beruhigung des möglicher-
weise vorhandenen schlechten Gewissens dient, ob 

man lediglich Herrn Vogel einen Gefallen erweisen 
möchte, der ja im Moment auch für spärlichste Er-
folge äußerst dankbar sein muß, 

(Egert [SPD]: Sehr billig!) 

oder — da denke ich an das, was Sie soeben gesagt 
haben, Herr Schröder, mit „zuhören, lernen" — ob es 
sich hier wieder einmal um eine der berühmten 
Denkpausen der SPD handelt, die regelmäßig eine 
Pause des Denkens darstellen, aber nie dazu geführt 
haben, daß es tatsächlich zum Aufzeigen von Lö-
sungsmöglichkeiten gekommen ist, das möchte ich 
hier dahingestellt sein lassen. 

(Wehner [SPD]: Das wird sich ja erweisen! 
Deswegen ist es gut, die Kommission zu-

stande zu bringen!) 

— Das wird sich erst noch — — 

(Wehner [SPD]: Sie haben alle Möglichkei-
ten!) 

— Das wird sich erst noch herausstellen, Herr Weh-
ner. 

(Wehner [SPD]: Ja, sicher! Sie können doch 
nicht Vor-Urteile zu Protokoll geben!) 

—Was Vorurteile anbelangt, sind Sie sicher um eini-
ges gewiefter als andere hier im Hause. 

(Wehner [SPD]: Vorher gefaßte Urteile 
meine ich!) 

— Sie können ja vielleicht einmal abwarten, was ich 
dazu noch — — 

(Wehner [SPD]: Ich warte ja auch ab! Ich 
wollte Sie nur warnen, das schon von vorn-
herein rechthaberisch festlegen zu wol-

len!) 

— Warnen tue ich jetzt, Herr Wehner. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich warne nämlich davor, Herr Wehner, daß wir 
diese Kommission mit zuviel Vorschußlorbeeren be-
lasten. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ich warne auch davor, daß wir so tun, als ob dies nun 
der große Wurf 

(Egert [SPD]: Sie sind mir eine schöne 
Unke!) 

oder gerade das Gelbe vom Ei sein müßte. 

(Wehner [SPD]: Nein! Aber nicht deswegen 
Eselsfußtritte geben!) 

Ich darf Ihnen versichern, daß die Opposition be-
strebt sein wird, das Beste aus dieser Kommission 
zu machen, und daß wir unseren Beitrag dazu lei-
sten werden, daß sinnvolle Ansätze zur Lösung der 
Probleme auf den Tisch gelegt werden. 

Eines möchte ich heute schon festhalten: Diese 
Kommission wird aus aktuellem Anlaß eingerich-
tet. 

(Duve [SPD]: Ja, Nürnberg!) 

— Es ist nett, Herr Duve, daß Sie jetzt endlich die tat-
sächliche Begründung dafür bringen, warum diese 
Kommission überhaupt eingerichtet werden soll. 
Das erleichtert das Ganze; dann sieht man auch, auf 
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Sauter (Ichenhausen) 
welche Ergebnisse Sie hinaus wollen. Insofern ver-
stehe ich das nicht mehr, was vorhin Herr Wehner 
von sich gegeben hat. 

Sie wird aus aktuellem Anlaß eingerichtet. Es 
wäre aber falsch, wenn wir den Auftrag dieser Kom-
mission auf den aktuellen Anlaß beschränken wür-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Das wäre, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
nach meiner Überzeugung ein Schlag ins Gesicht für 
die überwältigende Mehrheit der jungen Menschen 
in unserem Land, die arbeiten, die studieren und die 
lernen. Daß sich diese Mehrheit im Moment ruhig 
verhält, darf uns nicht zu dem Schluß verleiten, daß 
sie auch innerlich ruhig und zufrieden sei. Auch 
diese jungen Leute haben möglicherweise Angst vor 
dem, was auf sie zukommt. 

(Zuruf von der SPD) 

Es darf nicht dazu kommen, daß ein kleiner Teil in 
die Irre geführter junger Menschen unser politi-
sches Denken und Handeln im demokratischen 
Rechtsstaat bestimmt. 

(Conradi [SPD]: Die muß man einfach ein

-

sperren!) 

Die Kommission verfehlt das Ziel, wenn sie sich nur 
mit Demonstranten, 

(Conradi [SPD]: Ich sage ja, einsperren!) 

mit Aussteigern, 

(Duve [SPD]: Mit Aufsteigern!) 

— dazu gehören Sie auch, Herr Duve — 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

mit Krawallmachern, mit Unruhestiftern beschäf-
tigt, wenn sie sich nur mit jenen beschäftigt, meine 
sehr verehrten Damen und Herren, die Argumente 
durch Steine und durch Rechtsbruch ersetzen wol-
len. 

Wir dürfen nicht diejenigen unsicher machen, die 
sich an die demokratischen Spielregeln halten, in-
dem wir sie erleben lassen, daß sie untergehen, daß 
sie nicht gefragt sind, wenn sie sich nicht so verhal-
ten, wie das bei anderen der Fall ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir dürfen nicht die Neigung zu Gewalt und Rechts-
bruch großreden, indem wir die zumindest latente 
Neigung dazu der gesamten Jugend zuschreiben. 

(Hauck [SPD]: Das hab ich aber doch klar

-

gestellt, Herr Kollege Sauter!) 

— Ja, das ist ja großartig; dann haben wir eine Über-
einstimmung. 

(Hauck [SPD]: Nicht bezüglich Ihrer 
Schlußfolgerung! Ich habe das doch klarge

-

stellt!) 

— Ja, es schadet doch nichts, wenn wir feststellen, 
daß wir in einigen Dingen sogar einig sind. Dann 
kommen wir vielleicht zu einem einigermaßen 
brauchbaren Ergebnis. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
dürfen nicht den Eindruck erwecken, daß die Laut-
starken die besondere und ausschließliche Aufmerk-

samkeit in unserem Staat genießen. Alles würde da-
durch nicht besser, es würde vielmehr schlechter; es 
wäre ein indirekter Aufruf zum gewalttätigen Pro-
test und würde dazu führen, daß wir die stille Mehr-
heit in der jungen Generation zur zweiten Garnitur 
abstempelten. Deshalb müssen wir nach meiner 
Überzeugung den Auftrag auf nicht angesprochene 
Randgruppen hin erweitern, auf diejenigen, die gei-
stig und ethisch orientierungslos geworden sind, auf 
diejenigen, die keine befriedigende Antwort auf die 
Fragen nach dem Sinn und den Zielen des Daseins 
finden, auf diejenigen, mit denen Angst und Unsi-
cherheit umgehen, und auch auf jene, die vor den 
mageren Jahren, die ihnen ja jetzt in den letzten Wo-
chen vorhergesagt worden sind, Angst haben, die 
Angst vor den schmerzlichen Einschnitten haben. 
Für diese Jugend stellt sich das Problem anders. Es 
stellt sich deshalb anders, weil sie kein Elend kennt, 
weil sie keinen Hunger kennt und weil sie keine Ent-
sagung kennt. Sie ist hier in einer anderen Situation. 
Und auch das muß mitberücksichtigt werden. 

Wir müssen den Auftrag an die Kommission auch 
auf diejenigen ausdehnen, die nicht fragen, was 
kann der Staat für mich tun, sondern die Frage stel-
len, was kann ich für diesen Staat tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch die gibt es, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Nicht wenige!) 

Wir müssen den Auftrag auf diejenigen ausdehnen, 
die mitmachen wollen, die sich aber nicht angespro-
chen fühlen, die aktiv am Staat und an der Gesell-
schaft teilnehmen und die, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, gefördert werden und gefordert 
sein wollen. 

Deshalb darf nach meiner Überzeugung der Ar-
beitstitel nicht lauten „Jugendprotest im demokrati-
schen Staat". Er muß lauten „Jugend im demokrati-
schen Staat". 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Alle müssen sich angesprochen fühlen. Alle müssen 
wissen, daß wir uns mehr und verstärkt um sie küm-
mern wollen und werden. Alle müssen wissen, daß 
der Deutsche Bundestag sein Hauptaugenmerk auf 
die Lösung der Probleme der Jugend richtet, weil 
nur die Lösung dieser Probleme auch den Fortbe-
stand unserer freiheitlichen und sozialen Demokra-
tie sichert. 

Wir können die Arbeit in der Kommission sicher 
nur dann bewältigen, wenn wir zunächst nüchtern 
und vorbehaltlos eine Bestandsaufnahme machen. 
Es wird etwas schwierig sein, weil es da für SPD und 
FDP nicht gerade rosig aussieht. Sie sind diejenigen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren, die dazu 
beigetragen haben, daß Illusionen genährt, Hoffnun-
gen geweckt wurden, eine Anspruchsinflation be-
gründet wurde, die die Machbarkeit erfunden und 
ständig bekräftigt, die das Blaue vom Himmel ver-
sprochen haben, und das bei totaler Versorgung ei-
nerseits 

(Conradi [SPD]: Dünnbrettbohrer!) 
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und totaler Entpflichtung andererseits. 

(Wehner [SPD]: Sie sind sehr selbstge

-

recht!) 

— Dies könnte, meine sehr verehrten Damen und 
Herren und Herr Wehner, nur dann zutreffen, wenn 
nicht über zwölf Jahre die Politik so von SPD und 
FDP betrieben worden wäre. Bitte denken Sie an die 
Aufbruchstimmung, mit der Herr Brandt vor zwölf 
Jahren hier seine Regierungserklärung abgegeben 
hat. Da klang einiges von dem an, was ich jetzt ange-
sprochen habe. Vielleicht wollen Sie sich nicht mehr 
gern daran erinnern. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kroll-Schlüter 
[CDU/CSU]: Der jetzige Bundeskanzler 

sagt, sie seien alle verwöhnt!) 

Unser Problem ist sicher das, daß die Jugend kurz-
fristig materiell gesättigt wurde, langfristig aber im-
materiell ausgehungert worden ist. Und wenn heute 
dieser immaterielle Anspruch erhoben wird, sollten 
wir uns darüber im klaren sein, daß immaterieller 
und materieller Anspruch für die junge Generation 
nicht in einem Entweder-Oder-Verhältnis stehen. 
Sie stehen in einem Sowohl-Als-auch-Verhältnis. Sie 
führen nämlich zu einem zusätzlichen Anspruch, 
dem wir gerecht werden müssen. 

Sie stehen heute in SPD und FDP so da, daß Sie 
Probleme mitverantworten müssen wie Jugendar-
beitslosigkeit, Mangel an Studienplätzen, nicht ge-
baute Studentenwohnheime, einen Kampf, der sich 
heute an den Schulen abspielt, wo Hundertstel von 
Noten über Lebensschicksale entscheiden. 

(Hauck [SPD]: Machen wir denn die Noten 
und Zeugnisse?) 

— Nein. Wissen Sie, was Sie nicht machen? Sie tra-
gen dazu bei, daß wir keine Hochschulplätze haben. 
Darum muß der Verdrängungswettbewerb schon an 
den Schulen stattfinden, weil nämlich die Leute 
nicht studieren können. 

(Conradi [SPD]: Dummes Zeug! — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

— Überlegen Sie sich doch mal bitte schön, wie Sie 
heuer die Mittel in all diesen Bereichen gestrichen 
haben. 

(Conradi [SPD]: Und das ausgerechnet aus 
Bayern!) 

— Da bin ich Ihnen dankbar, daß Sie mir das sagen. 
Wir könnten in Bayern für jeden, der bei uns Abitur 
macht, einen Studienplatz zur Verfügung stellen, 
wenn es nicht andere gäbe, die gern nach Bayern 
wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Conradi [SPD]: 
Wir haben Herrn Maier, den Kultusmini

-

ster, mit seinen inhumanen Sprüchen ge

-

hört!) 

— Ich habe den Eindruck: bei Ihnen gibt es ein paar 
Schlagworte, wo alles wieder aufwacht: Das ist hu-
man, kritisch — und solche Dinge. Also da müssen 
Sie schon ein bisserl konkreter werden, damit man 
sich hier entsprechend auseinandersetzen kann. 

Sonst müßte ich das mit dem „Dünnbrettbohrer" zu-
rückgeben. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD und FDP, Sie haben es auch zugelassen, daß ein 
Abbau des Unrechtsbewußtseins stattgefunden hat, 
und das ist nach meiner Überzeugung mit der Aus-
gangspunkt für die heutige Eskalation. 

Ein Problem, worüber wir uns alle gemeinsam Ge-
danken machen müssen, ist folgendes, daß in den 
letzten Jahren der moderne Staat zu einem gewalti-
gen Dienstleistungsunternehmen umfunktioniert 
worden ist, zu einem Unternehmen, das rational zu 
erfassen und rational zu steuern ist. In einem Staat, 
der für Herz und Gemüt, für Gefühle, für emotionale 
soziale Bedürfnisse nichts zu bieten hat, läßt sich 
keine politische Heimat finden. In dem muß sich die 
Jugend alleingelassen fühlen. In dem findet sie 
keine Geborgenheit und kein Zuhause. Es wird in 
diesem Zusammenhang viel über Werte und Werte-
wandel gesprochen, und es ist mit eine unserer Auf-
gaben, auch dies in den Untersuchungsauftrag ein-
zubauen. 

Lassen Sie mich noch ein paar Sätze zu dem viel-
beschworenen Dialog, zum offenen Gespräch sagen. 
Ich weiß nicht, ob wir uns bezüglich des Dialogs 
grundsätzlich so weit einig sind, daß er nicht unbe-
dingt in Anpassung enden darf. Dialog heißt für 
mich, sich zu stellen, statt sich beklatschen zu las-
sen 

(Egert [SPD]: Das heißt aber auch, sich in 
Frage zu stellen!) 

und so zu tun, als würde man schon deshalb zustim-
men, um sich nicht den schwierigen Fragen stellen 
zu müssen. Dialog heißt — das ist wohl ein gemein-
sames Problem vieler —, auf die Jugend zuzugehen 
und nicht darauf zu warten, daß die Jugend zu uns 
kommt. Sie setzt Aufrichtigkeit, Glaubwürdigkeit, 
Politiker als Vorbilder und Leitbilder voraus, und sie 
setzt auch — es ist bedauerlich, daß diejenigen, die 
ich hier ansprechen möchte, dieser Enquete-Kom-
mission doch nicht die Bedeutung zumessen, wie das 
bei uns der Fall ist — die Fähigkeit zum Dialog mit 
der eigenen Jugend in der Partei voraus. Ich hätte 
hier gern Herrn Genscher und Herrn Schmidt be-
fragt, wann sie in den letzten zehn Jahren zum letz-
tenmal bei ihrer eigenen Parteijugend gewesen sind. 
Wer will denn mit der Jugend reden, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
FDP) 

wenn er nicht einmal mit seiner eigenen Parteiju-
gend ins Gespräch kommt bzw. kommen kann? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Herr Genscher 
hat da zwei Verpflichtungen gleichzeitig! — 
Weitere Zurufe von der FDP und der 

SPD) 

Die Kommission soll nicht über die Jugend, son-
dern mit der Jugend reden. Deshalb möchte ich hier 
noch einen Gedanken einbringen, über den viel-
leicht gesprochen werden kann. Mir erscheint die 
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Zusammensetzung mit 7 Politikern und 5 Sachver-
ständigen als ein zu administratives Korsett. Ich 
glaube, wir sollten insbesondere nicht die Sachver-
ständigen institutionalisieren. Wir sollten zumindest 
die Überlegung anstellen, diese Kommission offen 
zu gestalten, indem wir nicht Sachverständige mit 
ausschließlicher Zuständigkeit dazunehmen, son-
dern indem wir von Fall zu Fall, wenn es notwendig, 
erforderlich und sinnvoll ist, jeweils Sachverstän-
dige hinzuziehen. 

(Hauck [SPD]: Das ist möglich, das sieht die 
Geschäftsordnung vor!) 

Das ist, wie gesagt, nur eine Anregung, von der ich 
hoffe, daß sie in den Ausschüssen, an die der Antrag 
überwiesen wird, noch diskutiert werden kann. — 
Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Aktueller Anlaß der Ein-
setzung einer Enquete-Kommission „Jugendprotest 
im demokratischen Staat" — sind — das wissen Sie 
alle, ich möchte es zu Beginn nur noch einmal in Er-
innerung rufen — Krawalle in deutschen und aus-
ländischen Großstädten, Demonstrationen mit und 
ohne Gewalt, das Aufblühen von alternativen Werk-
stätten und Bauernhöfen, die beunruhigende Zahl 
von Haschischkonsumenten und Heroinabhängi-
gen. Dies zeigt, daß ein Teil — ich betone: ein Teil — 
der  jungen Generation den Protest gegen die beste-
hende Gesellschaft wählt. 

Aber diese Enquete soll sich nicht nur mit den Pro-
testen beschäftigen, sondern — das geht aus dem 
Auftrag ganz klar hervor und ist auch von meinen 
Vorrednern schon hervorgehoben worden, Herr 
Sauter — diese Enquete-Kommission soll sich auch 
mit der schweigenden Mehrheit beschäftigen, der 
Mehrheit sowohl derer, die sich auch mit der schwei-
genden Mehrheit beschäftigen, der Mehrheit sowohl 
derer, die sich in diesem Staat angepaßt verhalten, 
als auch derer, die ganz bewußt erwachsen werden 
und mit den Problemen des Erwachsenwerdens al-
lein fertig werden. 

Vieles von dem, was hier vorgetragen worden ist, 
stellt eigentlich nur Symptome des Protestes dar, 
ohne ausreichend Aufschluß über die Ursachen zu 
geben. Ich erinnere hier nur an die Diskussion über 
den Nachrüstungsbeschluß der NATO, an die Woh-
nungsbaupolitik, an die Diskussion darüber, ob die 
Schule nun zuwenig oder zuviel Leistungsanforde-
rungen an die Jugendlichen stellt. Über die Ursa-
chen — das betone ich noch einmal — wissen wir zu-
wenig, und, was hier wohl auch einmal ganz klarge-
stellt werden muß, die Proteste richten sich nicht ge-
gen eine Partei, nicht gegen eine Partei dieses Hau-
ses oder sonst eine Partei dieses Staates, sondern ge-
gen alle Parteien, 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

sowohl die, die hier im Bundestag vertreten sind, als 
auch die, die in den Landtagen das Sagen haben, und 

die, die in den Kommunalparlamenten die Umwelt 
bestimmen, in der die Jugendlichen aufwachsen. 

Ich möchte wie mein Kollege Eimer keine Patent-
rezepte geben, sondern nur ein paar Fragen stel-
len: 

Meine Damen und Herren, trägt zu dem Protest 
der Jugendlichen nicht auch bei, daß wir Erwachse-
nen, wir, die wir das Geld, die Macht und das Recht 
auf unserer Seite haben, möglicherweise als Provo-
kation für diese Jugendlichen wirken? Ich will Ih-
nen nur einige Beispiele aufzählen, wo wir als Provo-
kation wirken können. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der CDU/CSU: Sie sind doch so char-
mant, Sie können doch gar nicht provokant 

wirken!) 

Wir können durch unseren Stolz auf das Erreichte 
und auf den Wohlstand als Provokation wirken. Und 
können wir nicht auch als Provokation wirken durch 
das Aufrechterhalten undurchschaubarer demokra-
tischer Strukturen und Entscheidungsprozesse? 
Oder dadurch, daß persönlich verantwortete Ent-
scheidungen verschwinden und wir uns zurückzie-
hen auf vermeintliche oder auf echte Sachzwänge? 
Auch dadurch, daß politische Verantwortlichkeiten 
— nicht zuletzt durch ständige Zwänge zum Kom-
promiß zwischen Bundestag und Bundesrat — nicht 
mehr deutlich werden? Ich erinnere hier nur an die 
Diskussion über das Jugendhilferecht. Die hitzige 
Debatte zu diesem Punkt hat doch eigentlich gezeigt, 
wie hier die Schuld hin- und hergeschoben und die 
politische Verantwortung nicht mehr sichtbar 
wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Tragen wir nicht auch durch die Art der politischen 
Auseinandersetzung zur Provokation bei — ich glau-
be, die letzten Debattenbeiträge haben hier wie-
derum ein sehr deutliches Zeichen gegeben — 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

oder auch dadurch, daß in unserer Gesellschaft eine 
Doppelbödigkeit zwischen moralischem Anspruch 
und wirklichem Handeln besteht? Ich möchte hier 
nur daran erinnern, wie sehr sich offiziell verkün-
dete Meinungen konservativer Kreise zum § 218 von 
der Art unterscheiden, in der dieser Paragraph 
selbst durch Mitglieder von Kirchen und durch kon-
servative Kreise gehandhabt wird. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Provozieren wir die Jugendlichen nicht auch da-
durch, daß Häuser geräumt werden, die durch nicht 
gewalttätige Demonstranten — ich betone: durch 
nicht gewalttätige Demonstranten — besetzt wor-
den sind, Häuser, die vorher leerstanden und hinter-
her wieder leerstehen? 

(Reddemann [CDU/CSU]: Demonstran-
ten?) 

Auch dies kann vielleicht als Provokation gewertet 
werden. 

Nicht zuletzt: Provozieren wir nicht dadurch, daß 
wir immer wieder deutlich machen, wie immobil un- 
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sere Gesellschaft ist und daß wir vermeintlich erst 
dann reagieren, wenn tatsächlich auf Gewalt zu-
rückgegriffen wird? 

Ich glaube, meine Damen und Herren, durch diese 
Aufzählung wird deutlich, daß hier die Schuld nicht 
hin- und hergeschoben werden kann, sondern daß 
die Verantwortlichkeiten gleichmäßig verteilt sind. 
Ich möchte andererseits aber auch fragen, ob wir 
nicht die rechtswidrigen Formen dieses Protestes 
dadurch unterstützen, daß wir den Jugendlichen 
nicht scharf genug aufzeigen, wo die Grenzen des 
rechtlich Zulässigen sind, 

(Reddemann [CDU/CSU]: Eben!) 

und sie damit im unklaren darüber lassen, welche 
Konsequenzen ihr Handeln haben kann. Das Bei-
spiel — ich bringe es sehr bewußt — zeigt deutlich, 
wie unterschiedlich der gleiche Tatbestand bewertet 
werden kann und auch bewertet werden muß. Meine 
Damen und Herren, in diesen Fällen müssen wir ab-
wägen, wo die Priorität des Handelns zu setzen ist. 
Ich möchte hier auch betonen, daß wir möglicher-
weise den Protest dadurch unterstützen — und die 
Debatte heute hat auch dafür einige Beispiele ge-
bracht —, daß das, was wir wollen, ständig nur nega-
tiv, verzerrt, dargestellt wird, anstatt daß wir versu-
chen, Verständnis zu wecken für das, was wir als 
notwendig, handlungsnotwendig erachten. 

(Beifall bei der FDP) 

Meine Damen und Herren, wann und wo eigent-
lich haben Jugendliche das letzte Mal für etwas de-
monstriert und nicht gegen etwas? 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das gibt es!) 

— Das gibt es in eng umgrenzten kleinen Gebieten. 
Aber wenn Sie zurückdenken, werden Sie zugeben, 
daß dieser Protest des „Für etwas" früher schon 
deutlicher war. 

(Frau Karwatzki [CDU/CSU]: Zu § 218! Ge

-

rade in Essen praktiziert von jungen Leu

-
ten, nicht von denen, die sonst protestie

-ren!) 

— In Essen ist gegen etwas demonstriert worden, 
nämlich gegen die Handhabung, gegen die Durch-
führung eines Gesetzes. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Nein, für die Erhaltung des Lebens! 
Mit Verzerrungen ist das so eine Sache!) 

Hier soll nicht das Wort für irgendwelche staatlich 
verordneten Leitbilder geredet werden. Doch un-
übersehbar ist, daß die Welt der Erwachsenen von 
vielen Jugendlichen wie eine Mauer erfahren wird, 
vor der sie stehen, deren Sinn sie nicht begreifen 
und die sie nicht überwinden zu können glauben. 
Vergleiche sind schon gezogen worden — sie drän-
gen sich auf — zum Jugendprotest der Jahre 1967 
und 1968. Ich glaube, viele der Kollegen haben sehr 
lebhafte persönliche Erinnerungen an diese Zeit. 
Auch damals galt der Protest der Unbeweglichkeit. 
Doch die Hoffnung auf einen Wandel zu einer stär-
ker demokratischen Gesellschaft war unüberseh-
bar und vorherrschend. 

Der Protest damals war lautstark und zunächst 
weitgehend gewaltfrei. Es wurde diskutiert. Darin 
scheint mir der entscheidende Unterschied zu dem 
Protest der heutigen Jugend zu liegen. Der Protest 
heute äußert sich im Widerstand gegen den Staat, 
Gewalt gegen Sachen, alternativen Lebensformen, 
Gewalt gegen sich selbst; denn Heroinabhängigkeit 
ist eine Art der Gewalt gegen sich selbst. Die Kom-
munikation zwischen den Protestierenden und den 
Erwachsenen scheint unmöglich geworden zu sein. 

Aber das ist nicht überraschend und plötzlich ge-
kommen. Schon Anfang der 70er Jahre waren die 
Unfähigkeit, aber auch der Unwille, sich zu artikulie-
ren, deutlich. Ich erinnere mich daran noch sehr ge-
nau aus meiner Zeit als Assistentin an der Universi-
tät in Bonn. Ich bin ganz sicher, daß viele der Kolle-
gen das ebenfalls so empfunden haben. Zu fragen ist 
— das frage ich auch sehr selbstkritisch —, warum 
wir damals auf diese Zeichen nicht anders reagiert 
haben, die auf die Probleme hinwiesen, vor denen 
wir heute — wobei die Zahl dieser Probleme ange-
wachsen ist — stehen. 

Der Reformansatz der späten 60er Jahre wurde 
damals als gescheitert empfunden und die Möglich-
keiten der politischen Veränderung von vielen Ju-
gendlichen ausgeschlossen. Das Leben wurde entpo-
litisiert und privatisiert, nicht ideologisiert, Herr 
Kroll-Schlüter, wie Sie das eben gesagt haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Alternative Lebensformen, wie wir sie heute finden, 
entwickelten sich. 

Diese Jugendlichen mögen heute versuchen, Sinn 
zu fühlen. Sie finden etwas schön — ich komme da-
mit auf Ihre Rede zurück —, ohne daß sie sich damit 
stärker auseinandersetzen. Mit dieser Sinnfrage 
aber — das müssen wir uns ganz klar vor Augen füh-
ren — wird in aller Heftigkeit die Sinnfrage nach 
unserem System gestellt. Der Hinweis, es funktio-
niere, ist wenig hilfreich. Es kommt heute darauf an, 
daß durch unser politisches Handeln auch qualita-
tive Verbesserungen gegenüber den vorherrschen-
den quantitativen Überlegungen zur positiven Ge-
samtbilanz unserer Gesellschaft beitragen kann. 

(Schmöle [CDU/CSU]: Das haben wir alle 
verstanden!) 

Wir können und dürfen es uns nicht leisten, den Teil 
der Jugendlichen, der protestiert, aus unserer Ge-
sellschaft zu entlassen, wenn wir die Struktur dieser 
Gesellschaft nicht insgesamt in Frage stellen wollen. 
Deshalb müssen wir uns mit den Ursachen stärker 
beschäftigen. Das wird Aufgabe der Enquete-Kom-
mission sein. 

Lassen Sie mich aber auch noch etwas zu dem sa-
gen, was ich als eines der vorherrschenden Ziele 
dieser Kommission empfinde. Es ist schon davon ge-
redet worden, den Dialog mit der Jugend zu führen. 
Jeder von Ihnen, der in der letzten Zeit Diskussio-
nen mit Jugendlichen bestritten hat, wird mir zuge-
ben, wie unendlich schwer es ist, den Dialog mit der 
Jugend zu führen. Das heißt, was wir brauchen, sind 
Strategien, die es uns ermöglichen, diesen Dialog 
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wieder so zu führen, daß er tatsächlich sinnvoll 
wird. 

(Beifall bei der FDP — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Von Soziologen erfundene Strategien 

meinen Sie?) 

Das — damit möchte ich zum Schluß kommen — be-
trachte ich als eine der wesentlichen Aufgaben der 
Enquete-Kommission. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Abgeord-
nete Egert. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Der verhinderte 
Senator!) 

Egert (SPD): Das ist ein hübscher Zuruf „Der ver-
hinderte Senator". Es stimmt tatsächlich: Ich bin am 
15. Januar im Berliner Parlament durchgefallen. 
Das war wieder ein Beitrag, wie man eine Debatte 
im Parlament führen kann! Das ist ein Einstieg in 
Ihr Demokratieverständnis. Es war eine demokrati-
sche Entscheidung. 

Ich bin so naiv gewesen, heute hier in diese Parla-
mentsdiskussion in der Erwartung zu kommen, wir 
wollten wirklich über den jugendlichen Protest re-
den. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Ich hatte die Hoffnung, Herr Reddemann, daß wir es 
schaffen, die Souveränität aufzubringen, die das zu 
dieser Frage bisher als einziges vorliegende Doku-
ment atmet, nämlich der Bericht der Eidgenössi-
schen Jugendkommission. Ich bin belehrt worden: 
Zu dieser Souveränität sind wir in diesem Parla-
ment nicht fähig. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Weh

-

ner [SPD]) 

Aber die Hoffnung sollten wir nicht aufgeben. 

Lassen Sie mich aus diesem Dokument einen Satz 
als Antwort auf Ihren Kollegen Sauter zitieren, der 
hier in der Debatte allerhand zum besten gegeben 
hat. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Das war hervorra

-

gend! — Zuruf von der CDU/CSU: Der sein 
Bestes gegeben hat! — Zuruf des Abg. Red

-

demann [CDU/CSU]) 

— Herr Reddemann, Sie hören mir ja auch zu. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Aber sicher!) 

— Das ist lieb von Ihnen. 

In diesem Dokument heißt es unter 4.5: 

Jede politische Fehlentwicklung, ja sogar Na-
turkatastrophen sind willkommene Gelegenhei-
ten zur Propaganda für diejenigen politischen 
Kräfte, die sich dafür nicht verantwortlich füh-
len. 

Aus den Jugendunruhen politisches Kapital schla-
gen zu wollen ist aber aus zwei Gründen und in an-
derem Sinne besonders verantwortungslos: erstens 
weil sich keine Partei von Unterlassungssünden in 
der Jugend-, Familien-, Bildungs-, Wohnbau-, Sied

-

lungs-, Wirtschafts- und Kulturpolitik freisprechen 
kann. Es gibt bei uns keine einzelne Regierungspar-
tei, der man alle Verantwortung in die Schuhe schie-
ben kann. 

Es ist zweitens besonders verantwortungslos, weil 
der Jugend mit solchen Versuchen einmal mehr dra-
stisch demonstriert wird, daß es in der ganzen Poli-
tik offenbar primär um Stimmen und damit nur um 
Macht geht. 

Wenn diese Erkenntnis unsere Debatte geprägt 
hätte, wären wir ein Stück näher am Problem. So 
aber fürchte ich, daß wir uns vom Problem weghe-
ben. Man sollte ein Stück Glaubwürdigkeit dadurch 
gewinnen, daß Sie gegen die Einsetzung dieser En-
quete-Kommission stimmen — das wäre glaubwür-
dig —; denn Sie wissen ja schon, wer am jugendli-
chen Protest schuld ist. Sie haben gesagt: Das ist 
diese Bundesregierung, die hat schuld. Das wissen 
Sie schon. Dann seien Sie auch konsequent und 
stimmen gegen die Einsetzung der Enquete-Kom-
mission. Ich weiß nicht, was alles ursächlich für den 
jugendlichen Protest ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Windelen: Herr Kollege Egert, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Reddemann? 

Egert (SPD): Herr Kollege Reddemann hat bei mir 
immer die Freiheit, eine Frage zu stellen. 

Reddemann (CDU/CSU): Vielen Dank. Ich fasse es 
genauso auf, wie Sie es gesagt haben. 

Herr Kollege, erinnern Sie sich nicht daran, daß es 
in den sechziger Jahren Ihre Partei war, die die da-
maligen Proteste als ausschließliche Proteste gegen 
die von der CDU geführten Bundesregierungen auf-
faßte, und meinen Sie nicht, daß es jetzt eigentlich 
etwas Selbstverständliches ist, wenn man nach elf 
Jahren, in denen Sie regieren, mindestens einen be-
achtlichen Teil der Verantwortung bei Ihnen und 
dieser Regierung sucht? 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Egert (SPD): Diese monokausale Erklärung hat es 
von meiner Partei nicht gegeben. 

(Reddemann [CDU/CSU]: Wir haben es da-
mals doch erlebt!) 

Dies ist offensichtlich der Vorwurf, der Sie betroffen 
gemacht hat, daß es auch an den Ergebnissen der 
Politik Ihrer Regierung gelegen hat. 

Sie hatten doch in den sechziger Jahren den Vor-
zug — ich bedaure das politisch —, die ersten Jahr-
zehnte dieser Republik gestalten zu dürfen, die Ver-
fassung ausführen zu dürfen, den Entwurf einer 
nach mehreren Seiten angelegten Verfassung ein-
seitig reduzieren zu dürfen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Dies allerdings hat zur Kritik in der jungen Genera-
tion geführt; das gebe ich zu. Das war aber nicht nur 
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ein Gegenstand im parteipolitischen Gezänk, son-
dern es war sehr prinzipiell zu sehen. 

(Zuruf des Abg. Reddemann [CDU/CSU]) 

Lassen Sie mich ein paar Bemerkungen dazu ma-
chen, mit welcher Absicht wir die Arbeit dieser En-
quete-Kommission begleiten wollen. Ich will gleich 
einer Gefahr begegnen. Es ist ja sehr modisch, dar-
über zu reden: Wo sind die Ursachen des jugendli-
chen Protestes? Für uns ist dies auch kein takti-
sches Manöver. Es geht nicht primär um Stimmen, 
sondern wir wollen prinzipiell wissen, wo die Ursa-
chen liegen, um die Dinge zu verstehen und gegebe-
nenfalls auch aus unseren Versäumnissen zu lernen. 
Diese Bereitschaft haben wir. 

Es ist gesagt worden, wir müßten uns stellen. — 
Natürlich müssen wir uns stellen. Aber wir müssen 
auch bereit sein, uns in bezug auf das, was wir ge-
macht haben, in Frage stellen zu lassen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Wenn wir schon vorher wissen, daß alles richtig ist, 
was wir gemacht haben, dann sollten wir kein derar-
tiges Schaumanöver veranstalten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat das denn 
behauptet?!) 

— Der Beitrag von Herrn Sauter war so angelegt. Er 
war in dem, was er alles als richtig wußte, so selbstsi-
cher, daß mich das betroffen gemacht hat. Ich habe 
diese Selbstsicherheit nicht. 

Ich habe zu dem, was Auftrag, Arbeit und Umfang 
dieser Enquete-Kommission sein kann, mehr Ver-
mutungen als feste Erklärungen. In diesen Vermu-
tungen selbst bin ich unsicher. Ich will, daß diese 
Vermutungen in der Arbeit der Enquete-Kommis-
sion entweder bestätigt oder widerlegt werden oder 
mir Erkenntnisse zuwachsen, die es mir möglich 
machen, zum politischen Verhalten der jungen Ge-
neration wirklich etwas dazuzulernen. 

Meine erste Vermutung ist, daß zum Beispiel eine 
der Ursachen in der Formalsprache der Politik liegt, 
die gerade die junge Generation häufig genug nicht 
mehr nutzen kann, um zu begreifen, was denn die 
politischen Absichten der Handelnden sind. Wir 
fürchten, daß eine Politik, die sich in ihrem positiven 
Sinn ausschließlich an die Köpfe der Menschen rich-
ten will, absichtlich oder unabsichtlich dazu beitra-
gen kann, Gefühle der Menschen zu verletzen. Las-
sen Sie mich das an einigen Beispielen verdeutli-
chen. 

Ich sehe, daß in Teilen der jungen Generation weit 
verbreitete Zukunftsängste vorhanden sind und daß 
sich die junge Generation in diesen Zukunftsäng-
sten von der offiziellen Politik nicht ausreichend 
ernst genommen fühlt. 

(Vereinzelter Beifall bei der SPD) 

Das ist dann nicht die Frage, zu welcher politischen 
Variante der Friedenspolitik wir ja oder nein sagen, 
sondern diese Friedenssehnsucht steht davor. Man 
wird ihr nicht gerecht, wenn man pazifistische 
Denktraditionen in gewisser Weise brandmarkt 
oder etwa politische Anregungen und Diskussions-
beiträge als Anti-Amerikanismus verdächtigt. 

Dies ist eine Verkürzung von Politik. Wir sollen 
um die richtige Politik ringen. Aber wir müssen, 
wenn wir mit der jungen Generation ringen wollen, 
zuvor die Legitimität ihrer Bedürfnisse zur Kennt-
nis nehmen. Ich glaube, daß dies eine wichtige Er-
kenntnis ist, und hier sind bei der offiziellen Politik 
Versäumnisse festzustellen. 

Das gleiche gilt für die energiepolitische Diskus-
sion. Diejenigen, die in der naturwissenschaftlichen 
Diskussion um die Frage „pro oder kontra Energie-
politik" in einer Formelsprache reden, die kenntnis-
reicher ist als meine, müssen zur Kenntnis nehmen, 
daß hier eine nachwachsende Generation wissen 
will, wie ihre Zukunft aussieht. Das ist also im stren-
gen Sinn eine nicht nur fachliche Debatte um ener-
giepolitische Varianten, sondern es geht um die 
Frage der Verteilung von Zukunftschancen, an de-
nen diese Generation beteiligt sein will, wo sie mit 
ihren Bedürfnissen eintritt. 

Es geht unmittelbar um ihre Bedürfnisse in der 
Berufswelt, in dem Bildungsbereich, in dem Ausbil-
dungsbereich und im Berufsbildungsbereich. Hier 
hat diese Generation offensichtlich den Eindruck, 
daß ihre ureigenen Probleme, ihre Zukunftsperspek-
tiven von der offiziellen Politik nicht in der notwen-
digen Weise ernst genommen werden. 

Diese Sprachschwierigkeiten zwischen der offi-
ziellen Politik und der jungen Generation werden 
nun allzuhäufig mit gewaltsamen Aktionen beant-
wortet. Dabei wird die eigene Gewalt von denen, die 
sich daran beteiligen, zunehmend als legitime und 
die staatliche Gewalt als illegitime Gewalt begriffen. 
Dieser Vorgang muß uns nachdenklich machen. Da 
hilft es nichts, daß wir beharrlich sagen: Da ist die 
Grenze erreicht. Vielmehr müssen wir sehen: Wie 
kommen wir wieder zu einer anderen Form der 
Sprache zwischen den Generationen? Wie kommen 
wir aus dieser Form der gewaltsamen Auseinander-
setzung heraus? 

Diese Umwertung der gewaltsamen Aktionen fin-
det allerdings insbesondere dann Flankenschutz, 
wenn der Staat von seinen Machtmitteln in unver-
hältnismäßiger Weise Gebrauch macht. Da ist Nürn-
berg ein Beispiel. 141 Haftbefehle fördern nicht das 
Verständnis für den Rechtsstaat, nicht die Einsicht 
in die Notwendigkeit des Rechtsstaats, sondern sie 
sind eine Erfahrung junger Menschen für die Will-
kür des Rechtsstaats, und sie relativieren das Un-
rechtsbewußtsein beim eigenen Tun. 

(Beifall bei der SPD — Gerstein [CDU/ 
CSU]: Unerhört, das als Willkür zu bezeich-

nen! Das war doch keine Willkür!) 

— Das ist ein Problem. Ich sage nicht, daß das so 
richtig ist. Aber das zu verstehen heißt j a nicht unbe-
dingt, es zu billigen; aber man muß es einbezie-
hen. 

Hinzu kommt — auch das ist ein Problem, auf das 
wir reagieren müssen — , daß die Jugendlichen häu-
fig genug erstaunt das Erschrecken der Erwachse-
nen feststellen können und dies lustfördernd wirkt. 
Das mag man bedauern oder begrüßen — es ist so. 
Dies zu ändern ist eine Frage auch an die Originali-
tät von Politik, die andere lustfördernde Beispiele 



1676 	Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 32. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. April 1981 

Egert 
geben kann. Da würde ich meinen, daß wir insge-
samt nicht sehr originell sind. 

Junge Menschen richten sich — das ist meine 
dritte Mutmaßung über die Hintergründe des Pro-
tests der Jugendlichen — auch an den Widersprü-
chen dieser Gesellschaft aus. Von meinem Freund 
Rudi Hauck ist vorhin von den Werten gesprochen 
worden; ich will darauf zurückkommen. Wir haben 
unterschiedliche Botschaften. Wir, die Sozialdemo-
kraten, haben die Botschaft „Freiheit, Gerechtigkeit, 
Solidarität". Wir vertreten diese Botschaft in einer 
Gesellschaft, die als Konkurrenzgesellschaft ange-
legt ist und von daher all diesen Prinzipien notwen-
digerweise gegnerisch gegenübersteht. 

(Widerspruch bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Diesen Widerspruch erleben junge Menschen, die 
sich konsequent nach dieser Wertorientierung rich-
ten wollen. Wenn sie nun noch ein Problem finden, 
bei dem soziales Unrecht so evident ist wie bei den 
Hausbesetzungen — ich meine das soziale Unrecht 
des Mißbrauchs von Eigentum durch die Hauseigen-
tümer —, können wir uns nicht darüber wundern, 
daß aus diesem Ernstnehmen von Werten, für die 
z. B. die Sozialdemokratie einsteht, Formen des Pro-
tests oder des Unverständnisses gegenüber der Si-
tuation, die da auftaucht, erwachsen. 

(Beifall bei der SPD) 

In dieser Konkurrenzgesellschaft, in der das Kon-
kurrenzverhalten eine der prägenden Verhaltens-
weisen ist, in der der Leistungsbegriff einseitig auf 
Erfolg, Intelligenz, technische Fertigkeit und Durch-
setzungsvermögen abstellt, ist es doch kein Wunder, 
daß dies bei denjenigen zum Widerspruch führt, die 
Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität, Phantasie, Origi-
nalität, Kooperation und moralische und soziale 
Empfindsamkeit gleichermaßen wichtig finden 

(Zustimmung bei der SPD) 

und aus diesem Widerspruch nicht herausfinden. 

Wir haben uns — dazu bekenne ich mich mit — be-
quem in die Unvollkommenheiten dessen eingerich-
tet, was wir als ein Stück der Ergebnisse unserer po-
litischen Arbeit sehen. Wir haben diejenigen ver-
nachlässigt, die gegenüber diesem erreichten Ergeb-
nis unbequem sein wollen. Sie wollen unbequem 
sein, und wir geben ihnen keine Verhaltensbeispiele, 
wie sie das mit unserem Verständnis und mit unse-
rer Toleranz tun können. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Herr Kollege Egert, Ihre 
Fraktion hatte für Sie zehn Minuten Redezeit ange-
meldet. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie zum 
Schluß kämen. 

Egert (SPD): Ich komme zum Schluß, Herr Präsi-
dent. 

Mit diesem Widerspruch geht das Gefühl der jun-
gen Generation einher, daß die Staatsmacht in ih-
rem Handeln allzu anonym erscheint, daß die ar-
beitsteilige Gesellschaft zu kompliziert ist. Die jun-
gen Menschen wünschen sich durchschaubares 

Handeln und überschaubare Organisationseinhei-
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Und einen besse-
ren Bundeskanzler!) 

Sie haben das Empfinden, daß die Bewußtseinsin-
dustrie, die in weiten Teilen die Funktion des Eltern-
ersatzes übernommen hat, 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

ihre Fragen nicht klärt, sondern ihre Zweifel ver-
stärkt. 

(Beifall bei der SPD) 

Zum Widerspruch in der Gesellschaft kommt der 
Widerspruch im Tun. Glaubwürdigkeit ist dann ver-
loren, wenn sich zwischen Worten und Taten der 
handelnden Politiker Kluften auftun. Die vor uns lie-
gende Aufgabe müssen wir schon deshalb lösen, weil 
es unsere Kinder sind, nicht in einem sehr konkre-
ten Sinne Ihre, aber Kinder dieser Gesellschaft. Das 
vorhandene Regelspiel reicht offensichtlich nicht 
aus, wenn die Mitspieler sich verweigern, und for-
male Disziplinierungsinstrumente werden diese 
Aufgabe nicht lösen. 

Wir dürfen und werden es nicht zulassen, daß 
Teile der jungen Generation im gesellschaftlichen 
Abseits stehenbleiben. Wir Sozialdemokraten brin-
gen ohne Selbstgerechtigkeit unsere integrative Be-
reitschaft in diese Arbeit ein. — Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Windelen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Breuer. 

Breuer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! „Jugend sucht rigoros nach neuen Wer-
ten", „Junge im Abseits" oder gar „Deutschland ist 
krank", das sind Schlagzeilen aus deutschen Zeitun-
gen der letzten Wochen. Es geht um die achte Ju-
gendgeneration seit dem Ende des Zweiten Welt-
krieges, um die achte Generation der 15- bis 20jähri-
gen in einer Zeit, in der auch Erwachsene über die 
Zukunft verunsichert sind. 

Die „Süddeutsche Zeitung" überschreibt einen Be-
richt über die heute mehrfach zitierte Studie zu Ur-
sachen und Hintergründen der Zürcher Unruhen 
mit der Titelzeile „Die Zukunftsangst der Jugend ist 
auch unsere Angst". Wen wundert es dann, wenn das 
zutreffen sollte — und diese Meinung ist bestimmt 
nicht unrealistisch —, daß junge Menschen — ohne-
hin noch auf der Suche nach einem eigenen Weltbild 
— in einer solchen Zeit ein besonderes Erschei-
nungsbild bieten? 

Meine Damen und Herren, mit „Erscheinungs-
bild" meine ich, Herr Kollege Schröder, nicht die 
Kleidung. Kleidung ist äußerlich. Auch ich schätze 
legere Kleidung. Mit „Erscheinungsbild" meine ich 
Meinungen, meine ich Einstellungen, meine ich Ge-
fühle, meine ich Ängste. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Dieses Erscheinungsbild ist in der Tat eine Frage, 
über die man sich ernsthaft unterhalten muß. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 
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Ich darf ein weiteres als Positives in der Auseinan-

dersetzung sagen. Ich befürchte, Herr Kollege 
Schröder, daß die Offenheit der Kleidung, daß die le-
gere Haltung, die Sie hier dargestellt haben, in der 
Tat etwas äußerlich geblieben ist; 

(Zuruf von der SPD) 

denn als der Kollege Rawe versuchte, mit Ihnen ei-
nen positiven Dialog aufzunehmen, da haben Sie in 
der Meinung einen Absolutheitsanspruch vertreten, 
was sicherlich keine Vorbildfunktion für die junge 
Generation in unserem Lande hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir beide sind Abgeordnete der Nachkriegsgenera-
tion im Deutschen Bundestag. Ich meine, wir sollten 
uns darum bemühen, in diesem Hause tatsächlich 
Vorbildfunktion zu dokumentieren. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Der Arbeitstitel der heute einzusetzenden En-
quete-Kommission „Jugendprotest im demokrati-
schen Staat" wird zwar den besonderen Ereignissen 
der letzten Wochen gerecht, aber nicht — und der 
Herr Kollege Sauter ging vorhin schon darauf ein —, 
weil er nur vom Jugendprotest redet, der gesamten 
jungen Generation. 

Die jungen Menschen in unserer Republik sind in 
ihrem Erscheinungsbild sehr unterschiedlich. Man-
che demonstrieren friedlich, andere gebrauchen Un-
recht und Gewalt, manche steigen aus, andere sind 
lethargisch; aber viele, viele, und zwar die allermei-
sten, zeigen sich nicht auf der Straße, sondern disku-
tieren im Freundeskreis, engagieren sich in Jugend-
vertretungen, Jugendverbänden, in Gewerkschaften 
und auch — es sind leider viel zu wenige; eine wich-
tige Frage — in den politischen Parteien. Frau Kolle-
gin Adam-Schwaetzer, Sie sprachen vorhin von der 
schweigenden Mehrheit und sprachen auch — ich 
weiß nicht, ob ich es richtig verstanden habe — vom 
Angepaßtsein. 

(Frau Dr. Adam-Schwaetzer [FDP]: Ein 
Teil!) 

Sicherlich ist schweigende Mehrheit und auch das 
Angepaßtsein eine Problematik. Anpassung ist in 
der Tat eine Problematik. Aber diejenigen, die nicht 
laut schreien, als schweigende Mehrheit zu bezeich-
nen, ist meines Erachtens falsch. Es ist deshalb 
falsch, weil es viele engagierte Jugendliche gibt, die 
sich positiv engagieren, ohne laut zu schreien, und 
die alles andere als schweigend sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es muß uns alle interessieren, daß sich gewalt-
same laute und leise Protestler, Aussteiger, junge Al-
koholiker, Fixer oder gar Selbstmörder von unserer 
Gesellschaft abwenden. Jeder junge Mensch, der 
uns verlorengeht, ist einer zuviel. Aber wir sollten 
und dürfen nicht in den Fehler verfallen, uns aus-
schließlich mit denjenigen zu beschäftigen, die laut-
stark und mit teilweise ungeeigneten Mitteln auf 
sich hinweisen, und dabei dann diejenigen zu ver-
gessen, die engagiert und verantwortungsvoll in un-
serer Gesellschaft mitarbeiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auch diese jungen Menschen haben Probleme, ha-
ben Probleme, die es zu ergründen und, um ihnen zu 
helfen, anzufassen gilt. Wer, die Jugend im Blick, nur 
oder überwiegend Unheilsprophetien verkündet, der 
kennt junge Menschen nicht und — das meine ich 
vor allem — versteht sie überhaupt nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sollten realistisch zweierlei festhalten bzw. 
voraussetzen. Erstens, die allermeisten Jugendli-
chen in unserem Lande finden sich trotz mancher 
Schwierigkeiten in unserer Gesellschaft zurecht. 
Zweitens, es ist nicht zu dramatisch, wenn Jugend 
unsicher ist. Eine fragende, kritische Jugend ist bes-
ser und normaler als eine Jugend der Sattheit und 
Selbstzufriedenheit. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Dabei bleiben viele Fragen offen, vor allem die 
Frage, welche politischen Entscheidungen Unsicher-
heiten bei jungen Menschen verstärken. Das ist die 
Frage, die uns sehr stark angeht. Ziel muß es sein, 
mehr Sicherheit zu geben. 

Auf Grund der besonderen Situation war in den 
ersten Nachkriegsjahren, unter den Bedingungen 
des Wiederaufbaus, der junge Arbeiter das Leitbild 
junger Menschen. Dies ist heute, unter vollends ge-
wandelten Bedingungen, natürlich ganz anders. Der 
junge Arbeiter, der Auszubildende, erleidet viel zu 
oft die Enttäuschung, daß er, gerade weil er unbeach-
tet von der Öffentlichkeit seinem Beruf nachgeht 
und damit stumm gesellschaftliche Leistung er-
bringt, zu wenig berücksichtigt wird und mit seinen 
Problemen allein gelassen wird. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Leider wahr!) 

Wie sieht es aus — das ist eine kritische Frage an 
uns alle als Vertreter politischer Parteien gerade 
hier im Parlament — mit der Repräsentanz der jun-
gen Arbeiter in den politischen Parteien? 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Gehen wir doch mal ganz kritisch mit uns um! Wir 
müssen alle darüber nachdenken, meine Damen und 
Herren, ob wir nicht schon von der Sprache her, ob 
wir nicht schon von unseren Denkstrukturen her so 
stark vertheoretisieren, 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

daß wir draußen so unattraktiv gerade für junge Ar-
beiter erscheinen, daß sie mit Politik, mit politischer 
Auseinandersetzung, mit politischen Entschei-
dungsprozessen, aber auch mit dem Konsens nicht 
mehr zurechtkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Jugendlichen hierzulande streben zum über-
wiegenden Teil eine Berufsausbildung an. Weil das 
Jugendalter eine besondere Zeit der Erwartungen 
ist, richten sich diese Erwartungen natürlich auch 
auf den Beruf. In einer Zeit rasanter technischer 
Fortentwicklung ist die Wahl des richtigen Berufes, 
des Berufes, der genügend Flexibilität für die Zu-
kunft gewährleistet, sehr schwer. 

Wenn wir Jugendlichen in der Schule einen gewis-
sen Schonraum oder Schonräume im Sinne von Ge- 
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borgenheit — und die ist sicher sehr wichtig — zuge-
stehen, dann dürfen wir sie nicht so abrupt, ohne 
ausreichende Vorbereitung, in die rasante Entwick-
lung unserer Zeit entlassen. Vorbereitung, damit 
meine ich vor allem eine ausreichende Information 
und Orientierung über die Berufswelt. Wie können 
wir den jungen Menschen, die sich in der Phase der 
Berufswahl befinden, die Kompliziertheit unserer 
Industriegesellschaft besser erklären, ohne beleh-
rend oder bevormundend — das wäre sicherlich die 
Gefahr dabei — zu wirken, um ihnen eine freie, wei-
testgehende sichere Entscheidung zu gewährlei-
sten? 

Die jungen Berufstätigen in unserem Lande oder 
auch die Auszubildenden sind sicher keine Phanta-
sten. Ganz im Gegenteil — und ich meine auch, daß 
das ein sehr positiver beachtenswerter Ansatz ist —, 
der Ernstcharakter ihrer täglichen Beschäftigung 
härtet sie gegenüber Unsicherheiten und Enttäu-
schungen ab. 

(Wissmann [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Vielleicht ist das gerade das, was akademischer Ju-
gend oft fehlt, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Eines müssen wir aber sehr ernst nehmen: Junge 
Menschen möchten sich mit der Arbeitswelt identifi-
zieren. Sie möchten, daß ihre Arbeit ihnen Spaß 
macht, Sie möchten vor allem, daß sie bei ihren Kol-
legen Zuwendung finden. Die Kühle der heutigen 
Berufswelt, bedingt durch Technisierung, bedingt 
durch Mangel im zwischenmenschlichen Kontakt, 
ist sicher ein großes Problem gerade für junge Men-
schen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir Erwachsenen stehen mitten in der Arbeits-
welt, vielfach zur Flexibilität, zur Umorientierung, 
zur Umschulung gezwungen. Vielen von uns sind die 
Höhenflüge vergangen, und manche verzweifeln. 

Die Jugendlichen, über die wir reden, fangen ihren 
Weg erst an. Unsere Aufgabe ist es, ihnen Hoffnung 
zu machen. Reimar Oltmanns nannte sein Buch: „Du 
hast keine Chance, aber nutze sie." Ich zitiere mit 
Genehmigung des Herrn Präsidenten: 

Die Möglichkeit, daß immer mehr Bundesbür-
ger aussteigen, alternativ leben und werkeln, ist 
jedenfalls größer, als daß die Bundesrepublik ei-
nes Tages ohne Arbeitslose dasteht. 

Der Titel und der Inhalt des Buches sind meines 
Erachtens sehr deprimierend. Damit wird zwar 
eventuell unser Problembewußtsein gestärkt, aber 
direkt wird meines Erachtens damit niemandem ge-
holfen. Seit mindestens 2 000 Jahren wissen wir, daß 
der Mensch nicht vom Brot allein lebt. Wir müssen 
uns darum bemühen, daß unsere Seelen mit dem ra-
santen technischen Fortschritt unserer Zeit Schritt 
halten. Wir müssen fragen, was zur Erreichung die-
ses Zieles — sicher eine wichtige Aufgabe für die 
Kommission — notwendig ist. Nicht nur ausstei-
gende und gewalttätige junge Menschen müssen zur 
Umkehr gebracht werden. Auch der größte Teil der 
Menschen aller Generationen muß sich darum be-
mühen, nachdenklicher und bewußter zu leben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Die Tatsache, daß viele Jüngere mit materiellem 
Wohlstand allein nicht zufrieden sind, ist kein Un-
heil; sie ist eine Chance — eine Chance für unsere 
Zukunft. — Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei allen Fraktionen — Zuruf von 
der CDU/CSU: Hervorragende Rede!) 

Vizepräsident Windelen: Weitere Wortmeldungen 
liegen mir nicht vor. Wir kommen zur Abstimmung. 
Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag der Fraktio-
nen der SPD und FDP auf Drucksache 9/310 zur fe-
derführenden Beratung an den Ausschuß für Ju-
gend, Familie und Gesundheit und zur Mitberatung 
an den Rechtsausschuß, den Innenausschuß und den 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft zu überwei-
sen. Ist das Haus mit der vorgeschlagenen Überwei-
sung einverstanden? — Ich sehe und höre keinen 
Widerspruch. Dann ist dies so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind am Schluß un-
serer Tagesordnung. Es ist dies die letzte Plenarsit-
zung des Deutschen Bundestages vor der Osterpau-
se. Ich wünsche Ihnen, ich wünsche Ihren Familien 
ein frohes und ein segensreiches Osterfest. Ich wün-
sche allen Mitgliedern des Hauses, besonders jenen, 
die bis zum Ende dieser Sitzung ausgeharrt haben, 
ein paar Tage der Ruhe und auch ein paar Tage der 
Besinnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 6. Mai 1981, 13 Uhr 
ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 11.23 Uhr) 
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Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Dr. Abelein 10. 4. 
Dr. Ahrens * 10. 4. 
Amrehn 10. 4. 
Dr. Arnold 10. 4. 
Dr. Blüm 10. 4. 
Broll 10. 4. 
Burger 10. 4. 
Dr. Dregger 10. 4. 
Dr. Dübber 10. 4. 
Eymer (Lübeck) 10. 4. 
Feinendegen 10. 4. 
Francke (Hamburg) 10. 4. 
Franke 10. 4. 
Dr. Geißler 10. 4. 
Haase (Fürth) 10. 4. 
Haase (Kassel) 10. 4. 
Hauser (Krefeld) 10. 4. 
Herterich 10. 4. 
Hoffie 10. 4. 
Dr. Holtz * 10. 4. 
Dr. Hubrig 10. 4. 
Jungmann 10. 4. 
Kleinert 10. 4. 
Dr. Kohl 10. 4. 
Korber 10. 4. 
Dr. Kreile 10. 4. 
Frau Krone-Appuhn 10. 4. 
Lampersbach 10. 4. 
Landré 10. 4. 
Lenzer * 10. 4. 
Frau Luuk 10. 4. 
Mahne 10. 4. 
Matthöfer 10. 4. 
Meinike (Oberhausen) 10. 4. 
Dr. Mitzscherling 10. 4. 
Müller (Bayreuth) 10. 4. 
Müller (Remscheid) 10. 4. 
Dr. Müller * 10. 4. 
Neuhaus 10. 4. 
Neumann (Bramsche) 10. 4. 
Frau Noth 10. 4. 
Petersen ** 10. 4. 
Picard 10. 4. 
Pieroth 10. 4. 
Dr. Pohlmeier 10. 4. 
Prangenberg 10. 4. 
Dr. Riesenhuber 10. 4. 
Schäfer (Mainz) 10. 4. 
Scheer 10. 4. 
Frau Schlei 10. 4. 
Schmidt (Würgendorf) 10. 4. 
Schmitz (Baesweiler) 10. 4. 
Schreiber (Solingen) 10. 4. 
Schröder (Wilhelminenhof) 10. 4. 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen 
Versammlung 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete(r) 	entschuldigt bis einschließlich 

Schwarz 10. 4. 
Dr. Schwarz-Schilling 10. 4. 
Sick 10. 4. 
Spilker 10. 4. 
Frau Dr. Timm 10. 4. 
Dr. Unland * 10. 4. 
Dr. Vohrer * 10. 4. 
Graf von Waldburg-Zeil 10. 4. 
Dr. von Weizsäcker 10. 4. 
Dr. Wieczorek 10. 4. 
Wischnewski 10. 4. 
Baron von Wrangel 10. 4. 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat ge-
mäß § 92 der Geschäftsordnung im Benehmen mit 
dem Ältestenrat die nachstehende Vorlage überwie-
sen: 

Aufhebbare Achtundsiebzigste Verordnung zur 
Änderung der Einfuhrliste - Anlage zum 
Außenwirtschaftsgesetz - 

 - Drucksache 9/303 - 

überwiesen an den Ausschuß für Wirtschaft mit 
der Bitte, den Bericht dem Plenum rechtzeitig 
zum 3. Juli 1981 vorzulegen 

Der Vorsitzende des Innenausschusses hat mit 
Schreiben vom 2. Juli 1981 mitgeteilt, daß der Aus-
schuß die nachstehende EG-Vorlage zur Kenntnis 
genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Ein-
führung vorübergehender Sondermaßnahmen 
betreffend die Einstellung von Beamten der Eu-
ropäischen Gemeinschaften infolge des Bei-
tritts der Republik Griechenland 

- Drucksache 9/37 Nr. 142 - 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Forschung 
und Technologie hat mit Schreiben vom 8. April 1981 
mitgeteilt, daß der Ausschuß die nachstehenden EG-
Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag eines Beschlusses des Rates zur An-
passung des Beschlusses 80/344/EWG zur Fest-
legung eines aus vier mehrjährigen konzertier-
ten Aktionen bestehenden zweiten Forschungs-
programms im Bereich der Forschung in Medi-
zin und Gesundheitswesen infolge des Beitritts 
Griechenlands 

- Drucksache 9/184 Nr. 17 - 

Entwurf eines Beschlusses des Rates über den 
Abschluß des Abkommens zwischen der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft über eine 
konzertierte Aktion auf dem Gebiet der Regi- 
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strierung angeborener Anomalien (Forschung 
in Medizin und Gesundheitswesen) 

— Drucksache 9/184 Nr. 16 — 

Vorschlag eines Beschlusses des Rates zur Än-
derung des Beschlusses 78/167/EWG zur Festle-
gung einer konzertierten Aktion der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft auf dem Gebiet 
der Registrierung angeborener Abnormitäten 
(Forschung in Medizin und Gesundheitswe-
sen) 

— Drucksache 9/37 Nr. 190 — 

Vorschlag eines Beschlusses des Rates zur Än-
derung des Beschlusses des Rates 78/384/EWG 
zur Festlegung eines mehrjährigen Forschungs-
und Entwicklungsprogramms auf dem Gebiet 
der Wiederverwertung von Altpapier und 
-pappe (Indirekte Aktion) 

— Drucksache 9/37 Nr. 186 — 

Vorschlag eines Beschlusses des Rates zur Ge-
nehmigung einer gemeinsamen Absichtserklä-
rung zur Durchführung einer europäischen For-
schungsaktion betreffend küstennahe bentho-
nische Ökosysteme im Namen der Gemein-
schaft 

— Drucksache 9/37 Nr. 185 — 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Fragen des Abgeordneten Lorenz (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/305 Fragen 19 und 20): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die DDR die Friedhofsgebüh-
ren für Grabstellen, die von Bürgern betreut und bezahlt werden, die ih-
ren Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin-
West haben, über 300 Prozent erhöht hat? 

Wird die Bundesregierung bei ihren Verhandlungen mit der DDR dar-
auf hinwirken, daß die Höhe der Friedhofsgebühren auf ein erträgliches 
Maß zurückgeführt wird? 

Zu Frage 19: 

Aufgrund einer internen, nicht veröffentlichten 
Richtlinie des Amtes für Preise und des Ministeri-
ums für bezirksgeleitete Industrie und Lebensmit-
telindustrie vom 8. Oktober 1979 sind in der DDR 
„aufwanddeckende und einheitliche Preise für Lei-
stungen des Friedhofwesens" festgelegt worden. 

Nach ergänzenden Auskünften eines Mitarbeiters 
des genannten Ministeriums gegenüber unserer 
Ständigen Vertretung haben allerdings zahlreiche 
örtliche Volksvertretungen niedrigere Preise für 
Grabpflegekosten festgelegt und die Differenz aus 
dem örtlichen Haushalt subventioniert. Eine derar-
tige Subvention erstreckt sich — wie auch andere 
Subventionen — nur auf Bewohner der DDR, wäh-
rend Bewohner der Bundesrepublik Deutschland 
und von Berlin (West) die in der Richtlinie vom 

8. Oktober festgelegten Preise bezahlen müssen. 

Da der genaue Inhalt der Richtlinie nicht in Erfah-
rung zu bringen ist und auch entsprechendes Erfah-
rungsmaterial noch nicht vorliegt, lassen sich keine 
Angaben zu den neuen einheitlichen Preisen ma-
chen. Die Steigerungsraten gegenüber den bisher 
gezahlten Preisen sind in jedem Fall sehr unter-
schiedlich, weil die bisherigen Preise lokal festge-
setzt waren. 

Zu Frage 20: 

Wie ich bereits am 24. April 1980 auf die Mündli-
chen Anfragen der Kollegen Dr. Sprung und Sauer 
(Plenarprotokoll 8/215 Seite 17 213) ausgeführt habe, 
ist die Anhebung der Gebühren gegenüber denjeni-
gen, die früher verlangt wurden, zwar erheblich, 
doch gehen die neuen Preise nach unseren bisheri-
gen Erkenntnissen nicht über das hinaus, was auch 
in der Bundesrepublik Deutschland in vergleichba-
ren Fällen gezahlt werden muß. Aus diesem Grund 
hat die Bundesregierung keine erfolgversprechende 
Verhandlungsposition. Die Lage ist hier ähnlich, wie 
bei den Preisdifferenzierungen in den Inter-Hotels. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Frage des Abgeordneten Sauer (Salzgitter) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/305 Frage 21): 

Wird die Bundesregierung auf Grund des Beschlusses der Kultusmi-
nisterkonferenz vom 12. Februar 1981 zur Grenzdarstellung Deutsch-
lands ihre Entscheidung vom Jahr 1971, d. h. die Aufhebung der damals 
bestehenden einheitlichen Bezeichnungs- und Kartenrichtlinien von 
1961/1965 zurücknehmen, und wenn nein, welche umfassende Lösung 
plant die Bundesregierung, um die derzeitige Unsicherheit und irritie-
rende Vielfalt zu beenden? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, ihre Ent-
scheidung über die Aufhebung von Bezeichnungs- 
und Kartenrichtlinien zurückzunehmen und neue 
Richtlinien zu erlassen. Grund für die seinerzeit ver-
fügte Aufhebung dieser Richtlinien war neben der 
Veränderung des Sprachgebrauches die Unmöglich-
keit, deren Einhaltung zu gewährleisten. Die Bun-
desregierung war und ist außerdem der Auffassung, 
daß die Reglementierung des Sprachgebrauches 
kein geeignetes Mittel der Politik und erst recht 
nicht Ersatz für Politik darstellt. Sie sieht daher 
keine Möglichkeit, eine umfassende Lösung in dem 
von Ihnen angesprochenen Sinne zu erreichen. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Frau Fuchs auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Kühler (SPD) (Drucksache 
9/305 Frage 57): 

Beabsichtigt die Bundesregierung die gesetzliche Einführung einer 
sogenannten Meldepflicht für Behinderte, so wie sie vom Reichsbund 
für Kriegsopfer, Behinderte, Sozialrentner und Hinterbliebene gefor-
dert wird? 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die ge-
setzliche Meldepflicht für Behinderte einzuführen. 
Eine derartige Pflicht wäre zwar der beste Aus- 
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gangspunkt, um Behinderungen lückenlos zu erfas-
sen und die erforderlichen Rehabilitationsmaßnah-
men rechtzeitig einzuleiten. Dennoch läßt sich eine 
solche Pflicht, insbesondere aus Gründen des grund-
rechtlich geschützten Persönlichkeitsrechtes, ferner 
aus Gründen des Datenschutzes und der ärztlichen 
Schweigepflicht nicht vorschreiben. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Frage 
des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Drucksache 
9/305 Frage 69): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die als „Offizier vom 
Dienst" eingesetzten Soldaten der Bundeswehr eine Erschwerniszulage 
erhalten, obwohl diese in der Neufassung des entsprechenden Erlasses 
(VMBlatt 1980, Seite 356) nicht ausdrücklich aufgeführt ist, und falls ja, 
trifft es zu, daß die als „Offizier vom Wachdienst" eingesetzten Soldaten 
diese Zulage nicht erhalten, obwohl deren Dienst einen nicht geringeren 
Einsatz erfordert? 

Es trifft zu, daß als „Offizier vom Dienst (OvD)" 
eingesetzte Soldaten eine Erschwerniszulage für 
Dienst zu ungünstigen Zeiten erhalten. 

Gemäß § 3 der Erschwerniszulagenverordnung er-
halten Empfänger von Dienstbezügen in Besol-
dungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern und 
Empfänger von Anwärterbezügen eine Zulage für 
Dienst zu ungünstigen Zeiten. 

Gemäß Absatz 4 dieser Vorschrift gehören zum 
Dienst zu ungünstigen Zeiten nicht der Wachdienst, 
der Dienst während Übungen, der Dienst auf Feuer-
schiffen, Reisezeiten bei Dienstreisen und die Ruf-
bereitschaft. 

Aufgrund dieser negativen Aufzählung ist die 
Zahlung der Zulage an „Offiziere vom Wachdienst" 
ausdrücklich ausgeschlossen. 

Der von Ihnen zitierte Erlaß im Ministerialblatt 
des Bundesministers der Verteidigung 1980, Sei-
te 356, trägt dieser Regelung klarstellend Rech-
nung. 

Anlage '7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Penner auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Jentsch (Wiesbaden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 9/305 Fragen 70 und 71): 

Welches sind die Gründe für die beabsichtigte Verlegung des Verteidi

-

gungsbezirkskommandos 43 von Wiesbaden nach Darmstadt? 

Sind die Verteidigungsbezirkskommandos in jedem Fall am Sitz der 
Regierungspräsidien angesiedelt, oder gibt es von diesem Grundsatz 
(wieviel) Ausnahmen? 

Im Zuge der Anpassung territorialer Dienststellen 
an die neue Verwaltungsstruktur in Hessen wird 
auch das derzeit ungünstig stationierte Verteidi-
gungsbezirkskommando 43 von Wiesbaden nach 
Darmstadt verlegt. 

Ausschlaggebend hierfür ist der Grundsatz, Ver-
teidigungsbezirkskommandos am Sitz der Bezirks-
regierung zu stationieren, um die unmittelbare Zu

-

sammenarbeit möglichst eng zu gestalten und insge-
samt zu erleichtern. 

Von den insgesamt 29 Verteidigungsbezirkskom-
mandos ist nach Verlegung des Verteidigungsbe-
zirkskommandos 43 nur noch 1 Verteidigungsbe-
zirkskommando — nämlich Verteidigungsbezirks-
kommando 31 in Ludwigsburg — nicht am Sitz der 
Bezirksregierung (Stuttgart) stationiert. 

In diesem Falle ist jedoch eine Verlegung nicht so 
zwingend geboten, da Ludwigsburg zum unmittelba-
ren Einzugsbereich Stuttgarts zu rechnen ist. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen des 
Abgeordneten Gilges (SPD) (Drucksache 9/305 Fra-
gen 72 und 73): 

Kann die Bundesregierung mitteilen, wieviel Selbstmordversuche 
und Selbstmorde von Kindern in der Bundesrepublik Deutschland 1980 
verübt wurden? 

Kann die Bundesregierung mitteilen, ob die Selbstmordversuche und 
Selbstmorde von Kindern im Jahr 1980 im Verhältnis zu den Vorjahren 
gestiegen sind, und wenn ja, welche Ursachen dafür bekannt sind? 

Über die Zahl der Selbstmorde stehen für 1980 
noch keine Ergebnisse aus der amtlichen Todesur-
sachenstatistik zur Verfügung. Während im Jahre 
1970 insgesamt 86 Kinder im Alter von 5 bis unter 15 
Jahren Selbstmord verübten, ging die Zahl bis 1972 
auf 58 zurück; sie stieg in den folgenden Jahren an 
und belief sich 1978 auf 108 Fälle. 1979 haben 79 Kin-
der Selbstmord begangen. Auf die Altersgruppe der 
5- bis unter 10jährigen entfielen in diesem Zeitraum 
6 Fälle von Selbsttötung. 

Die Zahl der Jungen, die im Kindesalter Selbst-
mord verübten, war wesentlich höher als die der 
Mädchen. 

Über die Zahl der Selbstmordversuche von Kin-
dern liegen keine gesicherten Angaben vor; ihre 
Zahl wird auf einige Tausend geschätzt. 

Wie bereits in der schriftlichen Antwort vom 
19. März 1981 auf Ihre Fragen Nr. 140 und 141 festge-
stellt wurde, handelt es sich bei den Selbstmorden 
und Selbstmordversuchen im jugendlichen Alter ur-
sächlich häufig um eine Kombination von Familien-, 
Schul- und Umweltgründen, während eine Einzelur-
sache selten als Grund anzunehmen ist. Dabei beste-
hen meistens längerdauernde Konfliktsituationen 
mit langfristig anwachsenden Problemen, während 
das auslösende Moment für die angestrebte Selbst-
tötung in den meisten Fällen in einem Abbruch von 
haltenden Beziehungen zu sehen ist. 

In einer neueren begrenzten Studie von Patienten 
um das 15. Lebensjahr in einer Kinder- und Jugend-
psychiatrischen Klinik zeigte sich, daß bei etwa 1 /3 
Konflikte mit dem Elternhaus, bei etwa 1 /4 Konflikte 
in der Partnerschaft und bei etwa 1 /6 Schulprobleme 
vorherrschend waren, wobei etwa 1 /3 der Gesamt-
zahl vorher versuchte, für die eigenen Probleme eine 
Lösung mit Hilfe von Drogen und Alkohol zu fin-
den. 
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Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Will-Feld (CDU/CSU) (Drucksa-
che 9/305 Fragen 74 und 75): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der Anteil des deutschen Weins 
im „Deutschen Sekt" 1964 von 40,4 v. H. deutscher Wein und 59,6 v. H. 
ausländischer Wein auf einen Anteil 1979 von 12,1 v. H. deutscher Wein, 
87,9 v. H. ausländischer Wein zurückgegangen ist ?  

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die europäische Recht-
sprechung, nach der nicht unbedingt deutscher Wein im „Deutschen 
Sekt" enthalten sein muß, durch Änderung der nationalen Gesetzge-
bung im Interesse der Vermarktung geringerer deutscher Weine zu än-
dern? 

Zu Frage 74: 

Die von Ihnen genannten Prozentzahlen über den 
mengenmäßigen Anteil deutscher Grundweine an 
der Sektproduktion in der Bundesrepublik sind der 
Bundesregierung bekannt. Sie stammen aus der 
Statistik des Verbandes Deutscher Sektkellereien 
e. V., die dieser über die Grundweinverarbeitung sei-
ner Mitgliedsfirmen führt. Aus ihr ergibt sich weiter, 
daß der wertmäßige Anteil deutscher Grundweine 
nicht so stark zurückgegangen ist, wie der mengen-
mäßige, nämlich von 46,1 % im Jahre 1964 auf 33 % 
im Jahre 1979. 

Zu Frage 75: 

Eine europäische Rechtsprechung mit dem von 
Ihnen ausgeführten Inhalt ist der Bundesregierung 
nicht bekannt. 

Was die geltende deutsche Bezeichnungsregelung 
für Schaumwein angeht, so folgt diese einer alten 
Rechtstradition, wonach bei der Angabe des Landes 
nicht auf die Herkunft der Ausgangsstoffe, sondern 
auf den Ort der Herstellung bzw. Abfüllung abge-
stellt wird. Dies war bereits in den Weingesetzen von 
1901, 1909 und 1930 so geregelt, weil bei Schaumwein 
der Verarbeitungsvorgang gegenüber der Herkunft 
der Ausgangsstoffe im Vordergrund steht. Die Kom-
mission der Europäischen Gemeinschaften hat seit 
längerem einen Verordnungsvorschlag für eine Re-
gelung der Bezeichnung und Aufmachung der 
Schaumweine und der Qualitätsschaumweine (Sek-
te) angekündigt. Die Bundesregierung geht davon 
aus, daß dieser in Kürze vorgelegt werden wird. Sie 
ist daher der Auffassung, daß die geltenden deut-
schen Vorschriften bis zur Anwendung des Gemein-
schaftsrechts beibehalten werden sollten, weil Ver-
brauchern wie Wirtschaft häufige Rechtsänderun-
gen erspart werden müssen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Zander auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) (Drucksache 
9/305 Fragen 76 und 77): 

Sind gesetzgeberische Maßnahmen zum Schutze der Jugend zur Ver-
hinderung einer Abgabe von nichtverschreibungspflichtigen Medika-
menten an Jugendliche geplant, nachdem sich herausgestellt hat, daß 
der Mißbrauch von Ersatzdrogen durch Jugendliche durch bloßen Hin-
weis auf die Sorgfaltspflicht der Apotheken von seiten der Bundes-
apothekenkammer ohne Erfolg geblieben ist? 

Werden von seiten der Bundesregierung Überlegungen für ein Werbe-
verbot für Drogen jeglicher Art angestellt, und welcher Katalog könnte 
zur Grundlage derartiger Überlegungen dienen? 

Zu Frage 76: 

Ich gehe davon aus, daß Sie bei Ihrer Frage 
Ephedrin-Tabletten meinen. Im Sachverständigen-
Ausschuß für Verschreibungspflicht ist wiederholt 
die Frage erörtert worden, ob eine Unterstellung die-
ses Arzneimittels unter die Verschreibungspflicht 
möglich ist. Diese Frage ist bisher verneint worden, 
weil die Voraussetzungen nach § 48 des Arzneimit-
telgesetzes für die Unterstellung nicht vorliegen. 

Was die Auslegung des § 48 Abs. 2 Nr. 1 b des Arz-
neimittelgesetzes angeht, so möchte ich auf die Ent-
schließung Nr. 8 des Deutschen Bundestages, die bei 
der Verabschiedung des Gesetzes zur Neuordnung 
des Arzneimittelrechts angenommen worden ist, 
hinweisen (238. Sitzung am 6. Mai 1976, Entschlie-
ßungsantrag auf Drucksache 7/5025). Darin wird der 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesund-
heit aufgefordert, sich bei der Inanspruchnahme der 
Ermächtigung des § 48 Abs. 2 Nr. 1 b des Arzneimit-
telgesetzes auf das unbedingt notwendige Maß zu 
beschränken. 

Die Bundesapothekerkammer ist erst kürzlich 
mit Schreiben des Bundesministers für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit vom 24. März 1981 gebeten 
worden, bei der Apothekerschaft darauf hinzuwir-
ken, nicht vom Arzt verordnete Arzneimittel dann 
nicht abzugeben, wenn die Annahme gerechtfertigt 
ist, daß sie mißbräuchlich verwendet werden sollen. 
Ich gehe davon aus, daß die Bundesapothekerkam-
mer in Kürze meiner Bitte nachkommen wird. 

Zu Frage 77: 

Das Heilmittelwerbegesetz verbietet außerhalb 
der Fachkreise eine Werbung für verschreibungs-
pflichtige Arzneimittel generell sowie für nicht ver-
schreibungspflichtige Arzneimittel dann, wenn sie 
dazu bestimmt sind, die Schlaflosigkeit oder psychi-
sche Störungen zu beseitigen oder die Stimmungs-
lage zu beeinflussen. Für Arzneimittel, die unter das 
Betäubungsmittelgesetz fallen, gilt ein generelles 
Werbeverbot außerhalb der Fachkreise. Die Über-
wachung der Einhaltung dieser Vorschriften ist Sa-
che der zuständigen Landesbehörden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/305 Frage 79): 

Wie hoch belaufen sich derzeit die Kostenmieten pro Quadratmeter 
im sozialen Wohnungsbau? 

Ausgehend von Gesamtkosten in einer Schwan-
kungsbreite von 2 500,— bis 3 000,— DM je m2 
Wohnfläche, finanziert zu 80 % mit Fremdkapital, er-
geben sich bei 

— derzeitigem Zinsniveau von etwa 10,5 % effektiv, 
das sind etwa 9,0 % nominal bei 91 % Auszahlung 
und 10 Jahren Zinsfestschreibung, 



Deutscher Bundestag — 9. Wahlperiode — 32. Sitzung. Bonn, Freitag, den 10. April 1981 	1683* 

— abschreibungsfähigen Kosten in Höhe von 80 % 
der Gesamtkosten, 

— bei Betriebskosten in Höhe von 12,— DM je m 2 
 Wohnfläche und Jahr und 

— im übrigen bei Berücksichtigung der Kostenan

-

sätze der II. Berechnungsverordnung in den Eck-
werten unverbilligte Kostenmieten 
bei 2 500,— DM/m 2  Gesamtkosten von rund 
21,30 DM/m 2 /Mt., 
bei 3 000,— DM/m 2  Gesamtkosten von rund 
25,20 DM/m 2 /Mt. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Frage 
des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Drucksache 
9/305 Frage 82): 

Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, Erkundigungen dar-
über einzuholen und bekanntzugeben, ob es sich bei den Hausbesetzun-
gen um Personen handelt, bei denen eine akute Wohnungsnot vorliegt, 
bzw. kann sie bestätigen, daß es sich im wesentlichen um Personen han-
delt, die wohnungsmäßig versorgt sind? 

Die Bundesregierung hat sich u. a. zur Vorberei-
tung der Beantwortung mehrerer Fragen des MdB 
Josef Linsmeier zu Haus- und Wohnungsbesetzun-
gen an die zuständigen Länderminister gewandt 
und um die dort vorliegenden Informationen über 
das Problem gebeten. Die Antworten werden bis 
Mitte April 1981 vorliegen. 

Dabei werden von einigen Länderministern auch 
Auskünfte über die konkrete Wohnsituation der 
Hausbesetzer erwartet. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) (CDU/CSU) 
(Drucksache 9/305 Frage 84): 

Wird die Bundesregierung auch angesichts der jetzt laut gewordenen 
öffentlichen Kritik (vgl. die Äußerungen von Ministerpräsident Rau in 
der Westdeutschen Allgemeinen Zeitung vom 20. März 1981) die Kür-
zung des Bundes bei den Zuschüssen für den Bau von Studentenheimen 
beibehalten? 

Nach dem vom Haushaltsausschuß des Deutschen 
Bundestages bereits beschlossenen Entwurf des 
Bundeshaushaltsplans 1981 und im Finanzplan 1982 
und 1983 sind Mittel in Höhe von insgesamt 70 Mil-

lionen DM vorgesehen, die für die Finanzierung der 
seitens des Bundes eingegangenen Verpflichtungen 
noch benötigt werden. Ministerpräsident Rau hat, 
wie alle Regierungschefs der Länder, eine Entflech-
tung dieser Mischfinanzierung zwischen Bund und 
Ländern im Grundsatz für zweckmäßig gehalten. Es 
handelt sich in diesem Sinne um eine von allen ge-
wünschte Bereinigung der Verantwortlichkeiten, 
der die Länder überwiegend durch Erhöhung ihrer 
Ansätze Rechnung tragen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Kuhlwein auf die Fragen 
des Abgeordneten Daweke (CDU/CSU) (Drucksache 
9/305 Fragen 85 und 86): 

Treffen Informationen zu, wonach in den Abstimmungsgesprächen 
innerhalb der Bundesregierung zur Haushaltslage erwogen wird, die Po-
sition 656 01-224 „Zuschüsse zur Krankenversicherung der Studenten" 
aus dem Etat des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft we-
sentlich zu reduzieren bzw. zu streichen? 

Falls ja, wie rechtfertigt die Bundesregierung nach der wesentlichen 
Kürzung im Hochschulausbau, der beabsichtigten Einstellung des Stu-
dentenwohnheimbaus und dem Einfrieren des BAföG den Abbau der 
Zuschüsse zur Krankenversicherung der Studenten? 

Zu Frage 85: 

Nach dem Gesetz über die Krankenversicherung 
der Studenten von 1975 erhalten alle Studenten, die 
selbst versichert sind, einen mittelbaren Zuschuß 
des Bundes, der an den Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung bzw. das private Krankenver-
sicherungsunternehmen ausgezahlt wird. Im Haus-
haltsausschuß des Deutschen Bundestages ist nach 
der Berechtigung dieser Regelung vor dem Hinter-
grund der gegenwärtigen Schwierigkeiten, den Bun-
deshaushalt 1981 zu finanzieren, gefragt worden. Die 
Bundesregierung wird sich mit dieser Frage befas-
sen und über das Ergebnis ihrer Prüfung berich-
ten. 

Zu Frage 86: 

Die Bundesregierung kann angesichts der verän-
derten wirtschaftlichen und finanzpolitischen Be-
dingungen auch den Bereich der Bildungspolitik 
nicht gänzlich von Sparmaßnahmen ausnehmen. Sie 
wird sich dabei vom Grundsatz der sozialen Ausge-
wogenheit leiten lassen. Dieser Grundsatz wird auch 
für die Prüfung der Berechtigung von Zuschüssen 
zur Krankenversicherung der Studenten gelten. 
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